
Sozialistische 
Wochenzeitung 
Zeitung der DKP 

www.unsere-zeit.de 


250 Prozent 

Pflegekräfte müssen mehr arbeiten - DKP-Kan- 
didatin macht Vorschläge für Gegenwehr. Ein In¬ 
terview 
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Gingold gegen Geheimdienst 

Die meisten Akten sind geschwärzt. Der kleine 
Rest gibt Hinweise auf V-Leute in linken Organi¬ 
sationen. 
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Thema der Woche 


Das Geld ist da 

Regierungsbeteiligung der DKP? In Eschborn 
bei Frankfurt hat die „Linke Wählergemein¬ 
schaft“ , an der sich die DKP beteiligt, eine 
Koalition vereinbart. Die Stadt hat Geld, weil 
sie die Gewinnerin im Gewerbesteuerkrieg 
ist - was die neue Koalition mit diesem Geld 
plant, fragte UZ den Fraktionsvorsitzenden 
der Eschborner Linken. Außerdem: Kosten 
der Inklusion, Verkaufsoffene Sonntage und 
LKW-Verkehr-zwei Seiten kommunistischer 
Kommunalpolitik. 

Seiten 12 und 13 


Staatliche Terrorhilfe 


Attentäter Amri bestens bekannt - NPD wegen Harmlosigkeit nicht verboten 



D as Bundesverfassungsgericht 
hat es abgelehnt, die NPD zu 
verbieten. Das Gericht begrün¬ 
dete die Entscheidung damit, dass die 
rechte Partei auf absehbare Zeit zu 
schwach sei, um die freiheitlich-demo¬ 
kratische Grundordnung zu gefähr¬ 
den. Das erste Verbotsverfahren hat¬ 
te das Bundesverfassungsgericht 2003 
mit der Begründung abgelehnt, weil 
der Verfassungsschutz die rassistische 
und faschistische Partei unterwandert 
und möglicherweise auch gesteuert 
habe. Das Bundesverfassungsgericht 
wies jetzt die von der NPD erhobe¬ 
nen Vorwürfe zurück, dass nicht alle 
V-Leute der Inlandsgeheimdienste 
aus der NPD abgezogen worden sei¬ 
en oder die Prozessstrategie der NPD 
ausgespäht worden sei. 

Immer deutlicher schält sich inzwi¬ 
schen heraus, dass der Inlandsgeheim¬ 
dienst mit dem Terroranschlag ein paar 
Tage vor Weihnachten mit zwölf Toten 
in Verbindung gebracht werden muss. 
Zumindest hätte der vermutlich von 
dem Tunesier Anis Amri verübte An¬ 
schlag auf den Weihnachtsmarkt an der 
Berliner Gedächtniskirche verhindert 
werden können, wenn Behörden und 
Geheimdienste Konsequenzen aus 
den ihnen vorliegenden Erkenntnissen 
über den Attentäter gezogen hätten. 

So hatte der marokkanische Ge¬ 
heimdienst offenbar sowohl dem Bun¬ 
desnachrichtendienst als auch dem 
Bundeskriminalamt Informationen 
übermittelt, denen zufolge Amri, der 
heute als „Dschihadist“ eingestuft 
wird, einen Terroranschlag planen 
könnte. Trotz dieses Hinwei¬ 
ses stellte die Generalstaats¬ 
anwaltschaft von Berlin die 
Telefonüberwachung des späte¬ 
ren Attentäters ein. Zudem wur¬ 
de bekannt, dass Amri offenbar 
von einem V-Mann des nordrhein 
westfälischen Landeskriminalamtes 
in die Bundeshauptstadt gefahren 
worden war. Auch wurde spekuliert, 
dass der Tunesier selbst als V-Mann 
tätig gewesen sein soll. Dies wies das 
NRW-Innenministerium zurück. 

Das skandalträchtige Vorgehen 
der Behörden sorgt unterdessen in 
Nordrhein-Westfalen für scharfe po- 


Hans-Georg Maaßen, derzeitiger Präsident 
des Verfassungsschutzes und Anis Amri 
(kleines Bild) 


litische Auseinander¬ 
setzungen. Vor allem mehrt 
sich die Kritik an NRW-Innenminister 


Ralf Jäger (SPD). Dieser war bei ei¬ 
ner Sondersitzung des Landtagsinnen¬ 
ausschusses in diesem Monat erneut 


in sein altbekanntes Erklärungsmus¬ 
ter zurückgefallen und versuchte - 
wie schon bei vergangenen Skanda¬ 
len - jedwede politische Verantwort¬ 
lichkeit von sich weg und auf andere 
abzuschieben. „Der Anschlag wurde 
verübt von einem Mann, über den die 
Sicherheitsbehörden bundesweit sehr 
viel wussten“, verwies der seit gerau¬ 
mer Zeit umstrittene Minister lapidar 
auf andere Behörden. 

Dabei trat zu Tage, dass Amri, der 
bei dem von ihm verübten Anschlag 
zwölf Menschen tötete und rund 
50 Personen teils schwer verletzte, 
den Behörden nach deren Angaben 
unter insgesamt vierzehn Identitäten 
bekannt war. Der Terrorist habe sich 
immer wieder unter neuen Namen 
in verschiedenen Städten registrie¬ 
ren lassen und sich zudem konspira¬ 
tiv verhalten. Bereits in der Vergan¬ 
genheit habe er sich offensichtlich 
mehrfach strafbar gemacht. So sei 
er unter anderem des Missbrauchs 
staatlicher Leistungen, Drogende¬ 
likten und des Besitzes gefälschter 
Dokumente bezichtigt worden. Ob¬ 
wohl der Attentäter im Vorfeld des 
von ihm verübten Terroraktes insge¬ 
samt sieben Mal im „Gemeinsamen 
Terror-Abwehrzentrum von Bund 
und Ländern (GTAZ)“ gewesen 
sein soll, seien die dortigen Sitzungs¬ 
teilnehmer kontinuierlich zu dem 
Schluss gekommen, dass von Amri 
keine konkrete Gefahr ausgehe. Da¬ 
bei soll der Tunesier, Informationen 
des „Kölner Stadt-Anzeigers“ zufol¬ 
ge, mehrfach Anschläge angekündigt 
haben. Bereits im Lrühjahr 2016 soll 
das LKA in Düsseldorf Berichte da¬ 
rüber erhalten haben, dass der Mann 
andere Personen auffordere, mit ihm 
gemeinsam Attentate in Deutsch¬ 
land zu begehen. Auch habe Amri 
im Internet nach Anleitungen zum 
Bombenbau gesucht und sich groß¬ 
kalibrige Schnellfeuergewehre be¬ 
schaffen wollen. Hinzu kommt, dass 
ein verdeckter Ermittler bereits im 
Juli 2016 das LKA informiert hatte, 
dass Amri damit geprahlt habe, ein 
Blutbad anzurichten. 

Markus Bernhardt, Lucas Zeise 
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Gedenken, Trauer, Kampf 

DKP am Wochenende mit Lenin, Liebknecht und Luxemburg 


„Pilger“, „innerlinker Zwist“, „lin¬ 
ke Lolklore“: Unter der Überschrift 
„Alle Jahre wieder“ berichtet das 
„Neue Deutschland“ über die Lenin- 
Liebknecht-Luxemburg-Demonstra- 
tion 2017 und wiederholt die Unter¬ 
stellungen, die die Teilnehmer dieser 
Demonstration alle Jahre zu hören 
bekommen. 10 000 waren es in die¬ 
sem Jahr, die am vergangenen Sonn¬ 
tag an der Demonstration zum Fried- 
hof der Sozialisten teilnahmen. Diese 
Zahl nennt das Bündnis der Organi¬ 
satoren, für die Polizei waren es 3 500. 
Zwei von ihnen nahm die Polizei bei 
einem Angriff auf die Demonstration 
fest, weil sie angeblich verbotene kur¬ 
dische Lahnen trugen. 

Die „junge Welt“ meldete für ihre 
Rosa-Luxemburg-Konferenz am Vor¬ 


tag einen neuen Besucherrekord von 
2 800 Teilnehmern. Im Rahmen dieser 
Konferenz organisierte und betrieb 
die DKP ihr „Cafe K“. Am Abend, 
bei der Veranstaltung der DKP, infor¬ 
mierte der Parteivorsitzende Patrik 
Köbele die rund 400 Teilnehmerin¬ 
nen und Teilnehmer über den Tod 
seines Vorgängers Herbert Mies. Kö- 
beles Stellvertreter, Hans-Peter Bren¬ 
ner, eröffnete den DKP-Block auf der 
Demonstration ebenfalls im Geden¬ 
ken an Herbert Mies. Die kubanische 
Journalistin und Abgeordnete der Na¬ 
tionalversammlung, Arlin Alberty Lo- 
forte, sprach den DKP-Mitgliedern im 
Namen der kubanischen Kommunis¬ 
ten ihr Beileid aus. Auch ein Vertreter 
der vietnamesischen Botschaft nahm 
an der Veranstaltung teil. 


Der Generalsekretär der briti¬ 
schen Kommunisten, Robert Grif¬ 
fiths, berichtete bei der DKP-Ver¬ 
anstaltung über den Kampf der bri¬ 
tischen Linken gegen die EU. Er 
begrüßte, dass der Labour-Vorsitzen¬ 
de Jeremy Corbyn, „ein Lreund der 
Kommunistischen Partei“, in der ver¬ 
gangenen Woche die Lorderung nach 
einem weiteren Brexit-Referendum 
zurückgewiesen hatte: „Er hat darauf 
bestanden, dass das Volk gesprochen 
hat und dass seine Entscheidung nun 
umgesetzt werden muss.“ Griffiths 
beschrieb die Auseinandersetzungen 
um den Brexit: „Selbst der Kommu¬ 
nistischen Partei ist vorgeworfen wor¬ 
den, dass sie sich mit Nationalisten, 
Rassisten und Neonazis ins Bett ge¬ 
legt habe - obwohl wir eine antiras¬ 


sistische, internationalistische Kam¬ 
pagne gegen die EU durchgeführt ha¬ 
ben, die völlig unabhängig von allen 
Teilen der politischen Rechten war.“ 
Die DKP-Mitglieder nutzten das 
Wochenende auch, um die UZ bekann¬ 
ter zu machen und um Unterschriften 
zur Unterstützung ihrer Kandidatur 
bei den kommenden Bundestagswah¬ 
len zu sammeln. Allein für die Berliner 
Landesliste konnten sie 300 Unterstüt¬ 
zerinnen und Unterstützer gewinnen. 

om 

Seite 5: Bericht von der Podiumsdis¬ 
kussion auf der Rosa-Luxemburg- 
Konferenz 

Seite 8: Eindrücke von der Demonstra¬ 
tion, Auszüge aus der Rede Patrik Kö- 
beles bei der DKP-Veranstaltung 


Trauer um 
Herbert Mies 

Herbert Mies, langjähriger Vorsitzen¬ 
der der Deutschen Kommunistischen 
Partei, ist am 14. Januar im Alter von 
87 Jahren gestorben. „Die DKP hat 
einen Arbeiterpolitiker verloren, der 
sie über Jahrzehnte geprägt hat. Der 
deutsche Imperialismus hat einen 
Gegner verloren, der dem Widerstand 
gegen dieses System eine Richtung ge¬ 
zeigt hat“, erklärte Patrik Köbele, der 
Vorsitzende der DKP, zum Tod von 
Herbert Mies. 



1929 wurde er in eine kommunisti¬ 
sche Arbeiterfamilie geboren. Als Ju¬ 
gendlicher weigerte er sich, die im fa¬ 
schistischen Deutschland für eine Aus¬ 
bildung zum Lehrer nötige Laufbahn 
als Reserveoffizier einzuschlagen. Be¬ 
vor die Adenauer-Regierung die Freie 
Deutsche Jugend (FDJ) verbieten ließ, 
wurde Herbert Mies Mitglied ihres 
Zentralbüros, nach dem Verbot, leitete 
er ab 1953 die illegale Jugendorganisa¬ 
tion als Vorsitzender. Seit 1963 gehörte 
er dem Politbüro der ebenfalls in die Il¬ 
legalität gedrängten Kommunistischen 
Partei Deutschlands (KPD) an. 

Herbert Mies kämpfte gegen das 
KPD-Verbot und für eine legale kom¬ 
munistische Partei. Als sich 1968 die 
politische Lage in der Bundesrepub¬ 
lik zu verändern begann, bot sich für 
die illegal arbeitenden Kommunisten 
die Gelegenheit, eine legale Partei zu 
bilden. Herbert Mies gehörte zu den¬ 
jenigen, die führend an der Neukon¬ 
stituierung der DKP beteiligt waren. 
Zunächst als stellvertretender Vorsit¬ 
zender, von 1973 bis 1989 prägte er als 
Vorsitzender die Politik der DKP. 

siehe auch Seite 2 


UZ-Online 

Mit der UZ 5/2017 vom 3. Februar 
2017 werden wir das Login für den 
UZ-Abobereich auf www.unsere- 
zeit.de aktivieren. Ab diesem Zeit¬ 
punkt können nur noch Abonnen¬ 
tinnen auf alle Artikel und das UZ- 
Archiv zugreifen. 

Wer bereits ein Kombiabo (Print + 
Online) oder ein Onlineabo gebucht 
hat, erhält bis Ende Januar 2017 die 
Zugangsdaten per Mail. Alle anderen 
Interessentinnen können sich jeder¬ 
zeit unterwww.unsere-zeit.de/abo 
anmelden. 

Auch in Zukunft werden etwa 
20 Prozent der aktuellen Artikel frei 
zugänglich sein. Wir möchten damit 
die hohe Ausstrahlung der UZ im In¬ 
ternet absichern und weiter erhö¬ 
hen. Die Leistungen werden wir ste¬ 
tig ausbauen. Neben dem UZ-Archiv 
mit den Artikeln der letzten Jahre 
werden wir weitere Dokumente on¬ 
line stellen. Außerdem erhalten alle 
Kombi- und Online-Abonnentlnnen 
wöchentlich per Mail alle Artikel der 
aktuellen Ausgabe auf ihren Rechner 
oder aufs Smartphone. 

Weitere Infos: Klaus Leger, 
verlag@unsere-zeit.de 
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Zum Tod von Herbert Mies 
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Herbert Mies nach 198g: 

Wir haben den Klassenstandpunkt bewahrt 


Was meines Erachtens am meisten zählt und was 
das Bemerkenswerteste an der Entwicklung der 
DKP sein dürfte, ist die im wahrsten Sinne histo¬ 
rische Tatsache, dass diese Partei, dieser angebli¬ 
che „Vasall der KPdSU und SED“, die größte Nie¬ 
derlage des Sozialismus, der internationalen Kom¬ 
munistischen und Arbeiterbewegung überlebt hat, 
dass sie an einem Klassenstandpunkt und an den 
wesentlichen Lehren des wissenschaftlichen Sozi¬ 
alismus festhält, dass sie sich weder ins Fahrwas¬ 
ser von Rechts- oder Linksopportunismus begibt. 
Trotz tiefer und schmerzender Wunden und ob¬ 
wohl sie meines Erachtens aus der Talsohle noch 
nicht heraus ist: Diese Partei hat eigenartigerweise 
die KPdSU und SED, mit denen sie besonders eng 
verbunden war, überlebt. 

Warum wohl? Doch wohl deshalb, weil das 
Gros ihrer Mitglieder aus Einsichten zur DKP 
kam, die in den kapitalistischen Verhältnissen 
und den Erfordernissen des Kampfes im eigenen 
Land wurzelten. Sicher sind auch weitere Grün¬ 


de darin zu suchen, dass diese Partei einen Kern 
von Mitgliedern hat, der einen unerschütterlichen 
Klassenstandpunkt besitzt, der an marxistisch-leni¬ 
nistischen Positionen festhält, für den kommunis¬ 
tisches Engagement immer Kampf für Ideale ist. 
Dieser Kern hatte schon im Vorfeld des Zusam¬ 
menbruches der sozialistischen Länder Europas, 
der KPdSU und SED, die Auseinandersetzung und 
Liquidationsabsichten der „Erneuerer“ entschie¬ 
den. Die DKP war immer hautnah mit der antisozi¬ 
alistischen Strategie des deutschen Imperialismus, 
auch der des „Wandels durch Annäherung“, kon¬ 
frontiert. Im buchstäblichen Sinne waren der DKP 
Klassenkampferfahrungen eingebleut worden. 

Nicht zuletzt ist die DKP nach dem Zusam¬ 
menbruch des realen Sozialismus in Europa des¬ 
halb noch da, weil sie augenscheinlich in unserem 
Land doch nicht so „fremdbestimmt“ war, wie 
manche annahmen und immer noch behaupten. 
Die DKP war eben doch in der Hauptsache eine 
hiesige Partei, wäre sie das nicht gewesen, sie hätte 


den Herbst 1989 nicht überstanden. Das ist eine 
wesentliche geschichtliche Tatsache. 

Meiner damaligen und auch heutigen Lebens¬ 
auffassung und -erfahrung nach gibt es die reine 
Unabhängigkeit nie und nirgendwo. In der Politik 
und Praxis einer kommunistischen Partei, der ich 
seit meinem 16. Lebensjahr angehöre, brauchen 
sich Unabhängigkeit und Abhängigkeit nicht aus¬ 
zuschließen. Sie widersprechen sich nicht, wenn 
Unabhängigkeit im Sinne nationaler Selbständig¬ 
keit und Abhängigkeit im Sinne von internationa¬ 
listischer Einordnung und Solidarität für ein und 
dieselben Klasseninteressen und -ziele verstanden 
und praktiziert wird. Und genau davon, und natür¬ 
lich auch noch von anderen klassenkampfbeding¬ 
ten und internationalistischen Bezugspunkten war 
mein Verhältnis zur KPdSU und SED und das der 
meisten anderen Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten bestimmt. 

Die außenpolitischen Intentionen der Sowjet¬ 
union, der DDR und der DKP waren immer im 


wesentlichen interessengleich. Wie hätte dies auch 
anders sein können. Gemeinsam ging es doch da¬ 
rum, alles dafür zu tun, dass nie wieder vom deut¬ 
schen Boden ein Krieg ausgehe und der Sozialis¬ 
mus in einem Teil Deutschlands gesichert werde. 
Dabei hat die Führung der DKP unter meiner Ver¬ 
antwortung aber auch so manchen unverständli¬ 
chen außenpolitischen Schritt sowohl der Sowjet¬ 
union als auch der DDR kritiklos weggesteckt. 
Doch in unserer vorrangigen Rücksichtnahme auf 
die Interessen der sozialistischen Länder haben 
wir in einer Frage nie eine Konzession gemacht: 
Wir haben nie unseren Klassenstandpunkt und 
eine klassenmäßige Beurteilung des deutschen 
Imperialismus und seiner Strategie gegen den 
Sozialismus preisgegeben. 

Aus:„Die DKP im Spannungsfeld von Unabhän¬ 
gigkeit und „Abhängigkeit“ in „25 Jahre DKP“ 
hrsg. Von H. Stehr und R. Priemer, Neue Impulse 
Verlag 1993 


Abschied von einem Revolutionär 

Ein persönlicher Nachruf auf den früheren Vorsitzenden der DKP • Von Hans-Peter Brenner 


Z wölf Tage vorher hatte ich mit 
ihm noch mein alljährliches 
Neujahrstelefonat geführt. Als 
ich ihm dabei berichtete, dass ein 
Mitglied der Bildungskommission 
des Parteivorstands seinen Wieder¬ 
eintritt in die DKP damit begründet 
hatte, dass er zurück in die Partei von 
Herbert Mies wollte und dann fest¬ 
stellen musste, dass einiges von dem 
Selbstbewusstsein und der Klarheit 
dieser Partei zu diesem Zeitpunkt zu 
verschwinden gedroht hatte, lachte er 
natürlich. 

Aber er war auch sichtlich stolz da¬ 
rauf, dass seine Partei ihn nicht verges¬ 
sen hat. Im Frühsommer hatte er sich 
nach mehreren Anfragen entschlos¬ 
sen, trotz seiner angeschlagenen Ge¬ 
sundheit auf der Veranstaltung des 
Parteivorstands zum 60. Jahrestag des 
Verbots der KPD zusammen mit sei¬ 
nen Kampfgefährten Heidi Hummler 
und Willi Gerns in Karlsruhe aufzu¬ 


treten. Und er brachte dann, wie Pa- 
trik Köbele so treffend formulierte, 
„den Saal zum Rocken“. Er begeister¬ 
te durch seinen Elan und seinen un¬ 
gebrochenen Optimismus für die Zu¬ 
kunft dieser, seiner DKP. 

Diese Solidarität mit seinen Ge¬ 
nossinnen und Genossen, die Deut¬ 
lichkeit, mit der er die Entscheidun¬ 
gen der beiden letzten Parteitage - 
besonders zur Charakterisierung der 
DKP als „marxistisch-leninistischer 
Partei“ - begrüßt hatte, werden mir 
ein bleibender Ansporn sein. Als ich 
ihm im Namen der Partei noch einmal 
dafür dankte, sagte er: „Das war mein 
letzter öffentlicher Auftritt für die 
Partei. Ich bin dankbar und bewegt, 
dass ich das erleben konnte. Aber es 
geht gesundheitlich nicht mehr.“ 

Herbert war als Vorsitzender für 
uns Junge allein schon wegen seiner 
lautstarken und sehr kräftigen Stim¬ 
me eine Respektsperson. Er war es, 


der die DKP von 1971 bis 1989 durch 
zum Teil schwere politische und ideo¬ 
logische Stürme und Anfeindungen 
steuerte. Natürlich war er Teil eines 
starken und imponierenden Füh¬ 
rungskollektivs, aber seine individuel¬ 
len Charakterzüge und seine oftmals 
„bollerigen“ und klaren „Ansagen“ 
standen auch für sich schon wie feste 
Wegmarken im Raum. 

Manchmal merkte man aber auch, 
wie sehr er von der Verantwortung als 
Vorsitzender geprägt war. Dann war 
er weniger der Mensch und Arbeiter¬ 
sohn aus Mannheim, sondern derje¬ 
nige, der eine schwere politische Ver¬ 
antwortung zu schultern hatte. Dann 
erhielt sein Auftreten auch etwas Of¬ 
fizielles, so als ob er sich dazu zwingen 
musste, sein Temperament zu zügeln. 

Einmal erlebte ich ihn an einem 
frühen Morgen gegen 6.30 Uhr im 
Bonner DKP-Kreisbüro. Es war am 
Tage der großen Friedensdemonstrati¬ 


on der 400 000 im Hofgarten. Wir Ge¬ 
nossen vor Ort waren stark eingebun¬ 
den in die organisatorischen und tech¬ 
nischen Aufgaben zur Absicherung der 
größten Demo, die die alte BRD erle¬ 
ben sollte. Und natürlich waren wir an¬ 
gespannt, geschafft und müde. 

Da stand plötzlich Herbert unan¬ 
gemeldet da. Ein Vorsitzender, so wie 
ich ihn noch nicht erlebt hatte. Leise, 
entspannt, fast vergnügt; wie ein Kind, 
das kurz vor der Weihnachts- oder Ge¬ 
burtstagsbescherung steht. Neugierig, 
aber auch sicher, dass dieser Tag et¬ 
was Großartiges bringen würde. Vol¬ 
ler Stolz auf „seine“ Partei. Er zeigte 
darüber hinaus eine Sensibilität - ich 
möchte fast sagen Weichheit - in die¬ 
sen Minuten. 

Das diesjährige LLL-Treffen 
der DKP, das auf die Nachricht von 
Herberts Tod genau mit der revolu¬ 
tionären Entschlossenheit reagierte, 
die ihn auszeichnete, macht mir Mut 


und stärkt meine Gewissheit, dass die 
„Partei von Herbert Mies“ zwar an¬ 
strengenden, aber erfolgreichen Zei¬ 
ten entgegen geht. 

Lenin hatte einmal zum Umgang 
mit dem Vermächtnis von Revoluti¬ 
onären erklärt: „Die großen Revolu¬ 
tionäre wurden zu Lebzeiten von den 
unterdrückenden Klassen ständig ver¬ 
folgt. Nach ihrem Tod versucht man, 
sie in harmlose Götzen zu verwan¬ 
deln.“ Sorgen wir also dafür, dass Her¬ 
berts politisches Erbe keine traurige 
Ballade, sondern ein politischer Rock- 
Sound wird, der die versteinerten Ver¬ 
hältnisse zum Tanzen bringt. 

Wir trauern mit seiner Familie; 
insbesondere mit seiner Frau und 
Kampfgefährtin, unserer Genossin 
Gerda, die alle politischen Höhen 
und Tiefen dieses Kommunisten und 
Revolutionärs mit durchschritten hat. 

Hans-Peter Brenner 
ist stellvertretender Parteivorsitzender der DKP 
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Wirtschaft und Soziales 
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Gesundheit ist keine Ware 


... und ein Krankenhaus keine Fabrik 



B ei den Beschäftigten in den Kran¬ 
kenhäusern wächst der Wider¬ 
stand gegen ihre Arbeitsbedin¬ 
gungen, ver.di fordert einen „Tarifver¬ 
trag Entlastung“ für die Pflegekräfte in 
der Gesundheitsversorgung. Vor diesem 
Hintergrund sprach die UZ mit Monika 
Münch-Steinbuch. 

UZ: Seit 2004 rechnen die Krankenhäu¬ 
ser gegenüber den Krankenkassen Fall¬ 
pauschalen ab. Das Zauberwort heißt 
Diagnosis Related Groups (DRGs). Was 
können wir uns darunter vor stellen? 

Monika Münch-Steinbuch: DRG sind 
Fallpauschalen bzw. Fallklassifikationen 
auf der Grundlage ähnlichen Ressourcen¬ 
verbrauchs im Krankenhaus. Sie sind Prei¬ 
se für die Krankenhausbehandlung von 
katalogisierten Erkrankungen, z.B. Di¬ 
abetes oder Blinddarmentzündung plus 
Operation. Sie sollen typische Leistungs¬ 
pakete eines Krankenhauses beschreiben. 
Diese Preise werden den Krankenkassen 
der Patienten mit Ende des Krankenhaus¬ 
aufenthaltes in Rechnung gestellt. 

Diese Abrechnung über DRG wurde 
durch die Regierungskoalition von SPD 
und Grünen unter Kanzler Schröder mit 
dem GKV-Modernisierungsgesetz zum 
1. Januar 2004 eingeführt. 

UZ: Welche Absicht steckte dahinter? 

Monika Münch-Steinbuch: Ziel des Ge¬ 
setzes war die Senkung der Beiträge zu 
den gesetzlichen Krankenversicherun¬ 
gen und damit der so genannten Lohn¬ 
nebenkosten. 

Dies sollte über Senkung der Lohn¬ 
stückkosten die Wettbewerbsfähigkeit der 
Industrie im Rahmen der Neoliberalisie¬ 
rung fördern. Die DRGs sind die Krö¬ 
nung der Kostendämpfungspolitik, die 
spätestens seit 1972 mit der Einführung 
der dualen Krankenhausfinanzierung 
begonnen worden war. Zur Entlastung 
der öffentlichen Hand wurde die Finan¬ 
zierung der Krankenhausbetriebskosten 
auf die Krankenkassen übertragen, die 
Kosten der Investitionsgüter mit einer 
Abschreibungsdauer von über drei Jah¬ 
ren auf die Länder. Der Bund zog sich aus 
der Krankenhausfinanzierung vollständig 
zurück. Die Anzahl der Krankenhausbet¬ 
ten und Krankenhäuser in Deutschland 
sollte systematisch reduziert werden. 

Mit Einführung der DRGs wurde der 
Primat der Ökonomie in den Kranken¬ 
häusern etabliert, da die Kosten der Pa¬ 
tientenbehandlung möglichst weit unter 
dem Preis bleiben sollen, den die Kassen 
zahlen. Schon mit dem Krankenhausfi¬ 
nanzierungsgesetz vom 23.12.1985 wurde 
in den Krankenhäusern die Gewinn- und 
Verlustrechnung freigegeben: Gewinne 
sollen in die Krankenhäuser reinvestiert 
werden, Verluste müssen vom Kranken¬ 
haus getragen werden. 

UZ: Welche Auswirkungen hatte diese 
Umstellung auf die Beschäftigten? 


Monika Münch-Steinbuch: Sowohl Ärz¬ 
te und Pflegekräfte als auch die Kran¬ 
kenhausverwaltungen werden bis in un¬ 
tere Hierarchieebenen in Gewissens¬ 
konflikte getrieben zwischen zwischen 
Berufsethos und ökonomischem Druck 
von oben. 

Beim Medikamenteneinkauf wur¬ 
de mehr Wert auf billige Preise als auf 
Produktqualität gelegt. Ärzte und Pfle¬ 
gepersonal werden mit ausufernden 
Dokumentationsverpflichtungen belas¬ 
tet. Zunächst mussten die Ärzte DRGs 
kodieren. Dadurch gingen bis zu 30 Pro- 



Monika Münch-Steinbuch ist 
verdi-Mitglied und Narkoseärztin 
im Ruhestand. Sie war 32 Jahre lang 
Personalrätin im Klinikum Stuttgart 
und kandidiert auf der Landesliste 
der DKP in Baden-Württemberg zur 
Bundestagswahl. 

zent der ärztlichen Arbeitszeit für die 
Patienten verloren. Inzwischen wurde 
eine neue Berufsgruppe geschaffen: die 
Kodierassistentinnen. Krankenhausver¬ 
waltung und EDV-Ausstattung mussten 
enorm ausgeweitet werden. 

Da sich Operationen und diagnosti¬ 
sche Maßnahmen einfacher über DRGs 
darstellen lassen, wurden die Funktions¬ 
bereiche gegenüber der stationären Ver¬ 
sorgung bevorzugt. Leistungsausweitung 
in diesen Bereichen in Verbindung mit 
Abbau von qualifiziertem Personal in 
der stationären Pflege führen zu drama¬ 
tischen Überlastungssituationen. Allein 
im Klinikum Stuttgart gingen 2016 über 
1 000 Überlastungsanzeigen ein. 

Andauernd hoher Zeitdruck bei 
durchschnittlicher Verweildauerhalbie¬ 
rung auf 7,4 Krankenhaustage, steigen¬ 
de Patientenzahlen, zunehmende Multi¬ 
morbidität der Patienten, Streichung von 
ca. 50 000 Stellen - geschätzt ingesamt 
also ca. 250 Prozent Leistungssteigerung, 
Unterbrechungen bei der Arbeit, man¬ 
gelhafter Arbeitsschutz, unregelmäßige 
Arbeitszeiten, Großstationen mit lan¬ 
gen Wegen, ungewisses Ende der täg¬ 
lichen Arbeitszeit wegen ausufernder 
Überstunden, Attraktivitätsverlust des 
Pflegeberufes angesichts übler Arbeits¬ 
bedingungen - all das führt in eine Ab¬ 
wärtsspirale, die Stationsschließungen 
und Leistungseinschränkung unumgäng¬ 


lich machen - was wiederum die Erlöse 
über die Abrechnung von DRGs bei den 
Krankenkassen schmälert... 

UZ: Welche Forderungen stellt die DKP 
auf? 

Monika Münch-Steinbuch: Nicht Rüs¬ 
tung, Bundeswehr und Kriegseinsät¬ 
ze, nicht Polizei und Verfassungsschutz, 
sondern Gesundheitsversorgung muss 
neben Bildung staatliche Kernaufgabe 
werden. Siehe Kuba! 

Die Umsteuerung im Gesundheits¬ 
wesen erfordert ein ganzes Bündel von 
Maßnahmen: 

- Abschaffung privatkapitalistischer 
Wirtschaftsformen im Gesundheitswe¬ 
sen, gesetzliches Verbot von Gewinner¬ 
zielung, bzw Profitmacherei im Gesund¬ 
heitswesen. 

- Rekommunalisierung von Kranken¬ 
häusern und verbindlicher Zeitplan zur 
Auflösung des Investitionsstaus. 
-Abschaffung des DRG-Systems und Fi¬ 
nanzierung der tatsächlichen Kosten auf 
Rechnung. 

- Verstaatlichung der Klinikkonzerne, 
der Pharma- und Medizingeräteindustrie 

- Einführung einer gesetzlichen Perso¬ 
nalbemessung, die sich am Versorgungs¬ 
optimum für die Patienten orientiert und 
an den Anforderungen menschlicher Ar¬ 
beitsbedingungen im Krankenhaus 

- Vollständige Refinanzierung gewerk¬ 
schaftlich erstrittener Personalkostener¬ 
höhungen bzw Tariferhöhungen 

UZ: Was kann die DKP tun, um den Wi¬ 
derstand der Kolleginnen und Kollegen in 
der Pflege zu unterstützen? 

Monika Münch-Steinbuch: Aktuell steht 
ja die bundesweite Auseinandersetzung 
von ver.di um einen „Tarifvertrag Entlas¬ 
tung“ an. Den Beschäftigten der Chari¬ 
te ist ein leuchtendes Beispiel dafür ge¬ 
lungen, wie eine solche Auseinanderset¬ 
zung geführt werden kann. Für uns ist es 
selbstverständlich, sich innerbetrieblich 
an diesen Kämpfen als Gewerkschafte- 
rinnen und Gewerkschafter zu beteili¬ 
gen, egal ob wir im Pflegedienst arbei¬ 
ten, in der Reinigung oder als Ärzte. Die 
Förderung der Solidarität der Berufs¬ 
gruppen im Krankenhaus ist dabei ein 
wichtiger Erfolgsfaktor. 

Unseren Beitrag als DKP sehe ich 
allerdings in der außerbetrieblichen Un¬ 
terstützung. Wir müssen unseren Beitrag 
leisten zur Aufklärung über die Ursachen 
der Misere und zur Organisation des Pro¬ 
testes potenzieller Patienten, der Bevöl¬ 
kerung. Immerhin 18,8 Millionen, fast ein 
Viertel der Bevölkerung in der Bundesre¬ 
publik, wurde 2013 in den Krankenhäu¬ 
sern stationär behandelt. Viele kennen 
die Bemühungen der Beschäftigten, sie 
trotz allem gut und freundlich zu versor¬ 
gen, aber viele haben sicher auch noch 
die Grenzen in Erinnerung, die das Ver¬ 
sorgungssystem gesetzt hat. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Profitabler Krankenstand 

Podiumsdiskussion zur Kranken- und Altenpflege in 
Frankreich und Deutschland 


Am 14. Januar fand in Stuttgart ein 
Meinungsaustausch französischer und 
deutscher Klinikärzte und -pfleger zu 
den zunehmenden Missständen im Ge¬ 
sundheitswesen statt. Dessen Ökono¬ 
misierung zeitigt eine rasante Priva¬ 
tisierung der Krankenhäuser und in 
beiden Ländern einen extremen Pfle¬ 
genotstand. Entsprechend wurde es aus 
beiden Ländern thematisiert. 

In Deutschland fehlen mindestens 
100 000 Pflegekräfte. Mit zunehmender 
Anzahl an Patienten im Millionenbe¬ 
reich gegenüber früheren Jahren nimmt 
die Zahl an Pflegerinnen ab. Zwischen 
1996 und 2007 wurden 48 000 Vollzeit¬ 
stellen abgebaut. Die Überforderung 
des Personals (auf einen Pfleger kom¬ 
men 37 Patienten) führt zur Anhäufung 
an Überstunden, d.h. bis zu 12 Stunden 
Arbeit ohne Pause unter Missachtung 
des Arbeitsrechts, einem entsprechend 
hohen Krankenstand und Frühverren¬ 
tung. Die christliche Fundierung vieler 
Hospitäler kommt den Profiteuren zu¬ 
gute: Der Aufopferungsgedanke legiti¬ 
miert die Überforderung. 

In Frankreich herrscht bezüglich 
der Situation der Pflegerinnen eine 
besondere Paradoxie vor. Aufgrund ei¬ 
nes ursprünglich ermittelten Bedarfs 
an Pflegekräften wurden zu viele Pfle¬ 
ger ausgebildet, die nun arbeitslos sind, 
obwohl in den Krankenhäusern gleich¬ 
zeitig Personalmangel herrscht. 

Diese horrende Unterbesetzung ist 
in beiden Ländern der „Fallpauschale“ 
geschuldet, einem Preis- und Honorar¬ 
system. Nach diesem werden lukrative 


Leistungen maximiert, was z.B. zu einer 
exponentiellen Zunahme an unnötigen 
Knie- und Hüft-OPs führt, während die 
notwendige Pflege vernachlässigt wird, 
da die nichts einbringt. Frühgeborene 
Kinder sind mit 250 000 Euro Markt¬ 
wert bei der Abrechnung beliebter als 
fristgerechte Neuankömmlinge. Diese 
implizite, d.h. verborgene Rationierung 
medizinischer Maßnahmen zur Koste¬ 
neinsparung dient der Profitmaximie¬ 
rung auf dem entfesselten Gesund¬ 
heitsmarkt. 

2001 hatten französische Pflege¬ 
kräfte noch Zeit für Gespräche mit Pa¬ 
tienten und Angehörigen, was der heu¬ 
tige Pflege-Fordismus nicht mehr zu¬ 
lässt. Geschickt gesteuerte Umfragen 
in deutschen Krankenhäusern lassen 70 
bis 80 Prozent der vorzeitig entlassenen 
Patienten dennoch Zufriedenheit mit 
der minimierten Pflege bescheinigen. 

Die französischen Diskutantinnen 
charakterisierten ihr Gesundheitssys¬ 
tem als sowohl sozial als auch marktori¬ 
entiert und fürchten eine Verschiebung 
in Richtung der Marktstrategie. 

In Deutschland soll es nach dem 
Erfolg des Streiks in der Berliner Cha¬ 
rite bundesweit Aktionen geben. Vom 
Bundesgesundheitsministerium ange¬ 
kündigte Erhöhungen des Budgets, die 
Einhaltung des in Berlin erkämpften 
Personalsschlüssels und der Nutzen 
der „Pflegestärkungsgesetze“ müssen 
in den nächsten Monaten durch Befra¬ 
gung der Verantwortlichen beobachtet 
werden, so das Resümee von deutscher 
Seite. Andreas Grimm 


Der „Blutige Pfahl“ für 
Dr. Carsten Rahlfs 

Private Equity-Investor Waterland B. V. als Reha-Riese 
in der Kritik 



Protest gegen die Verfolgung von Betriebsräten und Gewerkschaftern vor der 
Waterland-Zentrale in Düsseldorf. 


Die Beteiligungsgesellschaft Water¬ 
land jongliert mit Milliarden Euros 
und Dollars - unter anderem bei 129 
Median-Kliniken. Die deutsche Nie¬ 
derlassung hat ihren Sitz in Düssel¬ 
dorf im Gehry-Haus, Neuer Zollhof 1 
und eine der 129 Einrichtungen in der 
Helmholtzstraße 17. In der NRW-Lan- 
deshauptstadt gab es am Schwarzen 
Freitag, 13. Januar, lautstarken Protest 
gegen die Machenschaften von Ge¬ 
schäftsführer Dr. Carsten Rahlfs, die 
mit Unterstützung der Großkanzlei 
Hengeler Müller, der Wirtschaftskanz¬ 
lei Breiten Burkhart und McKinsey 
in Richtung „Gewerkschaftsfreiheit“ 
steuern. (Die UZ berichtete in ihrer 
letzten Ausgabe) 

Elmar Wigand vom Verein „ak- 
tion./. arbeitsunrecht“, Rechtsanwalt 
Stefan Chatziparaskewas aus Biele¬ 
feld und Dr. Werner Rügemer aus Köln 
analysierten in einer Pressekonferenz 
die Konzernverflechtungen und die 
Methoden zur Bekämpfung von Be¬ 
triebsräten und Gewerkschaften. An¬ 
schließend sollte Dr. Carsten Rahlfs 
der „Blutige Pfahl“ verliehen wer¬ 
den. Der Versuch scheiterte, da Elmar 


Wigand bereits im Foyer des noblen 
Gehry-Hauses von einem jungen Se¬ 
curity-Assistenten „robust“ abgefan¬ 
gen wurde. 

Stattdessen gab es lauten Protest 
vor dem weltbekannten Büro-Turm 
mit einer Parodie auf den Blutsauger 
Dracula. Elmar Wigand, stilvoll ver¬ 
kleidet und sehr ironisch: „Der,Blutige 
Pfahl’ steht für besondere Leistungen, 
auf dem Gebiet, Angst und Schrecken 
unter Leibeigenen und Lohn-Sklaven 
zu verbreiten. Er soll forsche, unver¬ 
blümte Rücksichtslosigkeit auszeich¬ 
nen und die Abkehr vom Getue um die 
angeblich so vorbildliche deutsche So¬ 
zialpartnerschaft fördern“ 

Die Kritik war verbunden mit ei¬ 
nem Aufruf an die Deutsche Renten¬ 
versicherung, ihre Auftragsvergabe an 
Median zu prüfen, denn dem größ¬ 
ten privaten deutschen Reha-Betrei- 
ber wird Lohn-Dumping und Union 
Busting (systematische Bekämpfung) 
von Betriebsratsmitgliedern und ver. 
di-Gewerkschafter vorgeworfen. Der 
Weg zum Online-Protest: https://akti- 
on. arb eitsunr echt. de/de/freitag 13/ja- 
nuar2 017/median Uwe Koopmann 
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Politik 


unsere zeit m 


Holm geht 

... und nicht nur für die Opposition in Berlin ist das „ein Fest“ 


Über ioo Strafanzeigen 

Nachdem Özlem Alev Demirel, 
Landessprecherin der Linkspartei in 
NRW, den Einsatz der Polizei in der 
Silvesternacht in Köln kritisiert hat, 
ist es zu einer Welle rassistischer und 
sexistischer Bedrohungen gegen die 
Politikerin gekommen. Diese erstat¬ 
tete daraufhin zu Beginn dieser Wo¬ 
che bei der Staatsanwaltschaft Düs¬ 
seldorf über 100 Strafanzeigen. 

Dass es nicht wie Silvester 2015 
zu massiven sexuellen Übergriffen 
und Diebstählen gekommen sei, sei 
erfreulich. „Begleitet wurde der Poli¬ 
zeieinsatz allerdings durch eindeutig 
rassistische und völlig inakzeptable 
Maßnahmen des sogenannten ,racial 
profiling 4 , erneuerte Christian Leye, 
NRW-Landessprecher der Partei, die 
Kritik der „Linken“. 

Erst kürzlich hatte auch die Köl¬ 
ner Polizeiführung eingestanden, 
dass die aufgrund ihres Aussehens 
über Stunden hinweg am Kölner 
Hauptbahnhof eingekesselten Män¬ 
ner mit der Tätergruppe des Vor¬ 
jahrs nichts zu tun hatten. „Dieses 
Eingeständnis kommt spät: fast zwei 
Wochen lang hat der Kölner Polizei¬ 
präsident es zugelassen, dass in der 
Öffentlichkeit und in den sozialen 
Medien ein Generalverdacht ge¬ 
gen Menschen verbreitet wurde, die 
,nicht deutsch 4 aussehen 44 , kritisier¬ 
te Leye. Kölns Polizeipräsident Ma- 
thies trage daher „auch eine Mitver¬ 
antwortung dafür, dass sich - oftmals 
unter Bezugnahme auf die polizeili¬ 
chen Falschdarstellungen der letzten 
Wochen - rassistische Debatten und 
Angriffe in sozialen Netzwerken zu¬ 
gespitzt 44 hätten. 

Kein Grund zur Freude 

Dass mit 280 000 Menschen im ver¬ 
gangenen Jahr die Zahl der nach 
Deutschland gekommenen Asyl¬ 
suchenden deutlich gesunken sei, 
sollte kein Grund zum Feiern sein, 
konstatierte Ulla Jelpke, Innenpoli¬ 
tische Sprecherin der Linke-Bundes¬ 
tagsfraktion. Dies bedeute schlicht, 
dass es „infolge der unmenschlichen 
Abschottungsmaßnahmen Deutsch¬ 
lands und der EU immer weniger 
Schutzsuchende überhaupt bis zu 
uns schaffen 44 , so Jelpke weiter. Die 
Bundestagsabgeordnete verwies au¬ 
ßerdem darauf, dass diese Abschot¬ 
tungspolitik Menschenleben koste. 
Über 5.000 Schutzsuchende seien 
im vergangenen Jahr im Mittelmeer 
ertrunken. 

Ratschlag 

Das Komitee für Grundrechte und 
Demokratie lädt für Samstag, den 
4. Februar (11-17 Uhr) zu einem 
großen antirassistischen Ratschlag 
ein. Dieser steht unter dem Motto 
„Kampf gegen Nationalismus und 
Rassismus - demokratische Milieus 
stärken 44 und findet im Berliner Haus 
der Demokratie und Menschenrech¬ 
te (Greifswalder Straße 4,10405 Ber¬ 
lin, Robert Havemann Saal) statt. 
Die Teilnahme an der Tagung ist 
kostenlos. Um formlose Anmeldung 
wird gebeten. 

www.grundrechtekomitee.de 

AfD-Bundesparteitag 

Die AfD will ihren kommenden Bun¬ 
desparteitag am 22. und 23. April im 
„Maritim 44 -Hotel am Kölner Heu¬ 
markt abhalten. 

„Die Maritim-Hotelkette mit 
Hauptsitz in Bad Salzuflen hat in den 
letzten Jahren zahlreiche AfD-Ver¬ 
anstaltungen wie Parteitage, Wahlfei¬ 
ern, oder auch Programmdiskussio¬ 
nen bei sich stattfinden lassen. Dies 
sei unter anderem in Bremen, Stutt¬ 
gart, Berlin, Gelsenkirchen, Lübeck, 
Braunlage, aber auch in Köln der 
Fall gewesen, betonten Kölner Anti¬ 
faschisten im Internet. Sie forderten 
dazu auf, trotzdem bei der Hotellei¬ 
tung gegen die Tagung der Rechten 
zu protestieren. 

Nach derzeitigem Stand mobili¬ 
sieren Nazigegner aus dem gesamten 
Bundesgebiet für das besagte April¬ 
wochenende in die Domstadt, um ge¬ 
gen den Parteitag der Rechten zu de¬ 
monstrieren. Die Polizei bereitet sich 
auf einen Großeinsatz vor. 


A m Montag erklärte Andrej Holm 
seinen Rücktritt: „Ich trete heute 
von meinem Amt als Staatssekre¬ 
tär in der Berliner Senats Verwaltung für 
Stadtentwicklung zurück. 44 In den letz¬ 
ten Wochen hatte der Druck zugenom¬ 
men: Nicht nur in der Springer-Presse 
wurde über seine kurze Zeit beim Mi¬ 
nisterium für Staatssicherheit lamen¬ 
tiert und über diverse Fragebögen, die 
Holm ausgefüllt hatte - oder eben nicht. 
Und natürlich kamen „Historiker 44 wie 
Hubertus Knabe zu Wort... 

Andrej Holm hatte als Jugendli¬ 
cher eine Verpflichtungserklärung für 
das Ministerium für Staatssicherheit 
unterschrieben. Im Herbst 1989 be¬ 
gann er nach einem kurzen Wehrdienst 
beim Wachregiment „Felix Dzierzyn- 
ski 44 eine nur wenige Monate, bis Januar 
1990, dauernde Tätigkeit in einer Kreis¬ 
verwaltung des Ministeriums in Berlin. 
In Zeiten wachsender Verunsicherung 
und Auflösung. Später studierte er, wur¬ 
de, wie die Linkspartei noch am Sonn¬ 
abend erklärte, „einer der anerkanntes¬ 
ten Stadtforscher der Republik 44 . Seine 
ausgewiesene Expertise in den Fragen 
Mieten, Wohnen und Verdrängung in 
Berlin hätten die Partei „Die Linke 44 
„bewogen, die Berufung von Andrej 
Holm zum parteilosen Staatssekretär 
durch Senatorin Katrin Lompscher zu 
unterstützen 44 . Seine DDR-Vergangen¬ 
heit war zu diesem Zeitpunkt auch den 
anderen Koalitionspartnern bekannt. 

Doch die äußerten sich zunächst 
zurückhaltend oder forderten bald 
Holms Rücktritt bzw. Entlassung. Holm 
schrieb: „In den letzten Tagen haben 
mir SPD und Grüne deutlich gemacht, 
dass sie mich als Staatssekretär politisch 
nicht unterstützen. 44 

Am vergangenen Sonnabend ging 
nun der Regierende Bürgermeister 
Müller (SPD) einen Schritt weiter. 
Er forderte die Bausenatorin Katrin 


Auch das zweite Verbotsverfahren gegen 
die neofaschistische NPD ist gescheitert. 
Am Dienstag verkündete das Karlsruher 
Bundesverfassungsgericht sein Urteil. 
Demzufolge vertrete die NPD zwar „ein 
auf die Beseitigung der bestehenden frei¬ 
heitlichen demokratischen Grundord¬ 
nung gerichtetes politisches Konzept 44 , 
allerdings „fehlt es (derzeit) an konkre¬ 
ten Anhaltspunkten von Gewicht, die es 
möglich erscheinen lassen, dass dieses 
Handeln zum Erfolg 44 führe. 

Zurück wies das Bundesverfassungs¬ 
gericht von den extremen Rechten erho¬ 
bene Vorwürfe, dass nicht alle V-Leute 
der Inlandsgeheimdienste aus der NPD 
abgezogen worden seien oder die Pro¬ 
zessstrategie der NPD ausgespäht wor¬ 
den sei. 

Die Richter verwiesen außerdem 
auf den Umstand, dass „ein Erreichen 
der verfassungswidrigen Ziele der NPD 
mit parlamentarischen oder außerpar¬ 
lamentarischen demokratischen Mit¬ 
teln 44 ausgeschlossen erscheine. „Trotz 
ihrer Präsenz in den Kommunalparla¬ 
menten ist ein bestimmender Einfluss 
auf die politische Willensbildung auch 
in den kommunalen Vertretungskörper¬ 
schaften weder gegeben noch zukünftig 
zu erwarten 44 , behauptete das Gericht in 
einer Erklärung. 

Unterschiedlich fielen die Reakti¬ 
onen auf den Urteilsspruch aus. Rico 
Gebhardt, Vorsitzender der Linksfrakti¬ 
on in Sachsen, stellte einmal mehr klar, 
dass „mit einem Verbot eh niemand 
ernstlich gerechnet 44 habe. Auch kons¬ 
tatierte er, dass kein Gericht eine ge¬ 
samtgesellschaftliche Aufgabe ersetzen 
könnte. „Selbst wenn eine Partei verbo¬ 
ten wird, bleibt das Denken in den Köp¬ 
fen. Der Kampf gegen die Menschen¬ 
feindlichkeit der alten wie neuen Nazis 
ist nicht vor Gericht zu gewinnen 44 , so 
Gebhardt weiter. 


Lompscher („Die Linke 44 ) öffentlich 
auf, Holm zu entlassen, einen ausgewie¬ 
senen Experten für Stadtentwicklung 
und sozialen Wohnungsbau. Müller tat 
dies, ohne sich mit seinen Koalitions¬ 
partnern vorher zu verständigen. Am 
Montag reichte es Holm: „Heute ziehe 
ich eine Reißleine. 44 

In einer gemeinsamen Erstklärung 
stellten sich daraufhin die Berliner Lan¬ 
desvorsitzende der Partei „Die Linke 44 
Katina Schubert, und die Vorsitzenden 
der Linksfraktion im Berliner Abge¬ 
ordnetenhaus, Carola Bluhm und Udo 
Wolf, hinter Holm: „Wir haben Respekt 
vor dem Schritt von Andrej Holm und 
bedauern die Umstände, die ihn zu sei¬ 


nem Rücktritt veranlasst haben, ins¬ 
besondere den fehlenden politischen 
Rückhalt beim sozialdemokratischen 
Koalitionspartner. Für die rot-rot-grüne 
Koalition ist das ein herber Rückschlag 
im Bemühen um einen spürbaren Poli¬ 
tikwechsel. Wir halten an unserem Ziel 
einer neuen sozialen Wohnungspolitik 
fest. 44 

Was mag den Regierenden Bürger¬ 
meister zu seinem Schritt veranlasst 
haben? Ist es seine mangelnde Füh¬ 
rungsfähigkeit? Schon lange wird sein 
Umgang mit anderen kritisiert. Hat er 


Patrik Köbele, Vorsitzender der 
Deutschen Kommunistischen Partei 
(DKP) verwies hingegen auf Artikel 
139 des Grundgesetzes, demzufolge „fa¬ 
schistische Organisationen in Deutsch¬ 
land verboten sind 44 . „Diese bürgerliche 
Demokratie ist immer dann ,wehrhaft 4 , 
wenn die Regierung es für nötig hält, Lin¬ 
ke und besonders Kommunisten zu über¬ 
wachen, aus dem öffentlichen Dienst zu 
entlassen, zu verbieten. Die KPD ist bis 
heute verboten, die Berufsverbote gegen 
Kommunisten immer noch nicht been¬ 
det. 44 , monierte er. 

„NPD-Funktionäre greifen Flücht¬ 
lingsunterkünfte an, bedrohen Kom¬ 
munalpolitikerinnen und Kommunal¬ 
politiker und äußern sich hemmungslos 
rassistisch, verfassungsfeindlich und an¬ 
tisemitisch. Und das auch in Kommu¬ 
nalparlamenten: Ihre Parteifunktionäre 
haben 338 Mandate, vor allem im Osten 
Deutschlands 44 beschrieb Annelie Bun- 
tenbach, Vorstandsmitglied des Deut¬ 
schen Gewerkschaftsbundes (DGB), 
die Zustände. Auch „wenn die NPD in 
diesem Verfahren nicht verboten wur¬ 
de, müssen die Partei und ihre Aktionen 
weiter politisch und juristisch bekämpft 
werden 44 sagte Buntenbach. Zudem kün¬ 
digte sie an, dass die Gewerkschaften 
„weiter für Weltoffenheit und für Viel¬ 
falt und Demokratie 44 kämpfen werden 
und deshalb „auch weiter die NPD und 
ihre Aktionen kritisieren und bekämp¬ 
fen 44 werden. 

Christoph Butterwegge, Kandidat 
der Linkspartei für das Amt des Bun¬ 
despräsidenten, sagte gegenüber dpa, 
dass er nach dem gescheiterten Verbots¬ 
verfahren eine Radikalisierung der NPD 
fürchte. Er teile die Einschätzung, dass 
die NPD im Niedergang sei, dennoch sei 
sie das „organisatorische Rückgrat des 
deutschen Rechtsextremismus seit ihrer 
Gründung 1964 44 . Markus Bernhardt 


vor dem Druck der bürgerlichen Presse 
kapituliert? Oder reagierte er auf Que¬ 
relen in der eigenen Partei? Schon im 
Wahlkampf hatte sich der jetzige SPD- 
Fraktionsvorsitzende Raed Saleh gegen 
ihn gestellt und erst in der vergangenen 
Woche Kompromisse der Koalition in 
Fragen der „inneren Sicherheit 44 scharf 
kritisiert - und dafür im Abgeordne¬ 
tenhaus Beifall von CDU und AfD er¬ 
halten. 

Oder gab es gar einen Hinweis aus 
der Führung der SPD, das mit „Rot- 
Rot-Grün 44 in Berlin nicht zu weit zu 
treiben und der Linkspartei zu signa¬ 
lisieren, dass man sie im Eventualfall 
auch im Bund „treiben 44 wird? 


Kam dazu noch der Druck der Woh¬ 
nungswirtschaft und vor allem der Im¬ 
mobilienbranche, die nichts mehr fürch¬ 
tet als eine Einschränkung ihrer Hand¬ 
lungsmöglichkeiten und Profite durch 
eine soziale Wohnungspolitik in der 
Stadt? Das spielte in dieser Angelegen¬ 
heit ganz offensichtlich eine wesentli¬ 
che Rolle. Holm schrieb: „Für mich 
hat der Debattenverlauf der letzten 
Wochen auch deutlich gemacht, dass 
es nicht allein um meine Person geht 44 
sondern um das, was er in dieser Re¬ 
gierung mit der Linkspartei „umsetzen 


Hannelore Kraft hat bei der traditio¬ 
nellen Jahresauftaktpressekonferenz 
alles versucht, die vorgeblichen Erfol¬ 
ge ihrer Landesregierung in Nordrhein- 
Westfalen auf dem Arbeitsmarkt, bei 
Sozialprojekten, bei der Haushaltskon¬ 
solidierung oder beim Ausbau der In¬ 
frastruktur herauszustellen. 

Keinen der Anwesenden hat es in¬ 
teressiert, obwohl es zu dieser soge¬ 
nannten Bilanz jede Menge kritisch 
nachzufragen gäbe. Stattdessen stand 
die Veranstaltung außer bei Krafts 
einleitenden Worten unvermischt im 
Zeichen der Diskussion um die inne¬ 
re Sicherheit. Die Ministerpräsidentin 
musste zugeben: „Das Thema innere Si¬ 
cherheit wird in den kommenden Wo¬ 
chen und Monaten die politische De¬ 
batte bestimmen 44 Sprich, den Land¬ 
tagswahlkampf. 

Das liegt vor allem, aber nicht aus¬ 
schließlich daran, dass für den Last¬ 
wagen-Attentäter Amri die Auslän¬ 
derbehörde des Kreises Kleve/NRW 
zuständig war. Im Gemeinsamen Ter¬ 
rorabwehrzentrum (GTAZ) waren es 
somit die Innenminister de Maiziere 
(CDU/Bund) und Jäger (SPD/NRW), 
die für den Umgang mit Amri haupt¬ 
verantwortlich waren. Und dieser Um¬ 
gang war hanebüchen. Beide Minister 
wussten, dass Amri versuchte, sich Waf¬ 
fen zu beschaffen (anscheinend auch 
bei einem V-Mann des Verfassungs¬ 
schutzes), sie wussten, dass er unter 
verschiedenen (14!) Identitäten im 
salafistischen Netzwerk unterwegs war 
und um die Teilnahme an Terrorakten 
warb. Trotzdem blieb Amri auf freiem 
Fuß, in einem Fall wurde er offenbar 
(im Juli 2016) mit Haftbefehl gefasst, 
aber auf Weisung seiner Ausländerbe¬ 
hörde wieder freigesetzt. 


wollte: eine soziale, gerechte Stadt und 
eine Wohnungspolitik, die sozialen und 
öffentlichen Belangen den Vorrang vor 
privaten Profiten einräumt. Darum ist 
auch der Druck gegen mich enorm er¬ 
höht worden, als die Unterstützung der 
Stadtgesellschaft für meine Person und 
die Politik, für die ich stehe, so zahlreich 
öffentlich wurde. 44 Die „Stasi 44 -Tätigkeit 
Holms - für die er sich ja auch noch und 
ärgerlicherweise pauschal entschuldigt 
hatte - war nur vorgeschoben. 

Eigentlich hatten sich die Koaliti- 
onäre - teilweise wohl auch mit Blick 
auf eine mögliche Koalition aus SPD, 
Linkspartei und Grünen nach den Bun¬ 
destagswahlen 2017 im Bund - in Berlin 
vorgenommen, vertrauensvoll, partner¬ 
schaftlich, eng mit einander Zusammen¬ 
arbeiten. Gut wollte man regieren. Aus¬ 
einandersetzungen gab es recht bald. 
Und das war absehbar. So um die „in¬ 
nere Sicherheit 44 und in anderen Fragen. 
Der Regierende Bürgermeister Müller 
(SPD) und der Innensenator forderten 
beispielsweise auf der Senatsklausur 
Anfang der vorigen Woche eine Aus¬ 
weitung der Videoüberwachung öffent¬ 
licher Plätze in Berlin. Die Koalitions¬ 
partner lehnten das ab, es wird nur eine 
„anlassbezogene 44 Ausweitung geben - 
also nur im Zusammenhang mit Festen 
und anderen Großereignissen. 

Nun aber gibt es richtig Zoff. - Ein 
„Fest 44 für die Opposition, freute sich 
„Die Welt 44 am Montag. Aber wohl auch 
für die Bau- und Immobilienbranche 
sowie viele Vermieter. 

Andrej Holm hat angekündigt, sich 
nunmehr wieder in der außerparlamen¬ 
tarischen Opposition zu engagieren. 
Und in der Linkspartei gibt es in Ber¬ 
lin Forderungen, sein Wissen für Partei 
und Fraktion weiter zu nutzen. Einige 
fordern nun auch aus der Koalition aus¬ 
zutreten. 

Nina Hager 


Der Innenminister von NRW steht 
darüber hinaus auch wegen der Hooli¬ 
gan-Demo von 2014 und den „Vorfäl¬ 
len 44 in der Silvesternacht 2015 unter 
Druck. Um dem zu entgehen, besor¬ 
gen er und seine Dienstherrin Kraft das 
Geschäft der Rechtspopulisten. Zuletzt 
ging man an Silvester in Köln mit kaum 
verbrämtem Rassismus gegen „Nordaf¬ 
rikaner 44 vor, die sich jetzt vornehmlich 
als Syrer, Iraker und Afghanen entpup¬ 
pen, „dunkle 44 Typen halt. Eine Woche 
später kesselten tausend Polizisten 200 
Demonstranten ein, die gegen einen 
Aufmarsch von ProNRW protestierten. 
Ohne ein Vergehen begangen zu haben, 
wurden die Personalien aufgenommen 
und angekündigt, dass alle eine Straf¬ 
anzeige bekommen würden. 

Ob die Landesregierung - wie nach 
Silvester 2014 - ein „Sicherheitspaket 44 
schnürt, ist noch offen. Die Oppositi¬ 
on, vor allem CDU und FDP, geht in 
die Vollen und fordert alles und das 
sofort - Fußfessel, Schnellabschiebun¬ 
gen, Schleierfahndung usw. Über den 
Vorschlag von Hannelore Kraft, eine 
überparteiliche Expertenkommission 
zur Untersuchung des Falles Amri ein¬ 
zusetzen, lachen (fast) alle. Stattdessen 
will man einen parlamentarischen Un¬ 
tersuchungsausschuss. 

All dies schadet den Wahlaussich¬ 
ten der SPD ungemein. Obwohl sie bei 
jeder Schweinerei dabei war und ist, er¬ 
weckt sie den Eindruck, sie müsse zum 
Jagen getragen werden. Und das, ob¬ 
wohl ihr Innenminister seine durchaus 
forsche Vorgehensweise schon im Na¬ 
men trägt. 

Fast überflüssig festzuhalten, dass die 
Strategie der etablierten Parteien, der 
Polizei und der Dienste die Rechten im¬ 
mer weiter hoffähig macht. Adi Reiher 


Zu unbedeutend für ein 
Verbot? 

Bundesverfassungsgericht lehnt NPD-Verbot erneut ab 



Der „dunkle Punkt" in Andrej Holms Vergangenheit wurde gesucht und gefun¬ 
den. 


Schlechte Aussichten 
für die SPD 

Thema „Innere Sicherheit“ dominiert 
NRW-Wahlkampf 
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„Beifang“ im Spitzelnetz 

Vor Gericht zeigt sich, dass Silvia Gingold nicht nur online überwacht wird 



Der Verfassungsschutz will sie auch in Zukunft überwachen: Silvia Gingold bei einer Lesung aus der Autobiografie ihres 
Vaters Peter. 


keine Illusionen, dass ich juristisch etwas 
erreichen kann“, sagt Silvia. „Aber ich 
kann mit diesem Prozess erreichen, dass 
die Öffentlichkeit etwas darüber erfährt, 
wie Menschen, die sich im Rahmen ihrer 
Grundrechte engagieren, überwacht, be¬ 
spitzelt und in die Ecke des Extremismus 
gestellt werden.“ 

Viel es ist nicht, was der Verfassungs¬ 
schutz im Verfahren preisgeben muss. 
131 Seiten ist die Akte über Silvia Gin¬ 
gold dick, 23 davon gab der Verfassungs¬ 
schutz freiwillig zur Einsicht an die Klä¬ 
gerin Silvia und ihre Anwältin Bernhild 
Schömel. In einem geheimen Zwischen¬ 
verfahren prüfte das Gericht, ob der Ge¬ 
heimdienst die Akten wirklich zurück¬ 
halten darf. Sechs weitere Seiten gab er 
frei. 102 Seiten durfte der Verfassungs¬ 
schutz entweder schwärzen oder aus der 
Akte herausnehmen. 

Die wenigen Seiten, die sie einsehen 
konnte, machen aus Sicht der Anwältin 
Schömel deutlich: Die Behauptung, dass 
Silvia Gingold nicht als Person über¬ 
wacht werde - dass sie nur „Beifang“ 
sei - ist falsch. Der Verfassungsschutz 
hat, das zeigen die Akten, umfassende 
Informationen über Silvias politische 
Aktivitäten gesammelt: Dass sie bei ei¬ 
nem SDAJ-Pfingstcamp aus der Auto¬ 
biografie ihres Vaters gelesen hat, welche 


Rede sie beim Ostermarsch gehalten hat, 
welches Referat sie bei einer Veranstal¬ 
tung der Marx-Engels-Stiftung über Be¬ 
rufsverbote gehalten hat. Ihren Auftritt 
bei einer Veranstaltung des DGB Mar¬ 
burg, bei der sie neben Bodo Ramelow 
auf dem Podium saß, hat der Verfas¬ 
sungsschutz als Video auf DVD. 

Die meisten dieser Informationen 
kommen aus öffentlich zugänglichen 
Quellen. Nur: Woher kommen die In¬ 
formationen auf den geschwärzten Sei¬ 
ten der Akte? Der Verfassungsschutz 
musste zu jeder einzelnen Seite begrün¬ 
den, warum er diese Daten geheim hal¬ 
ten will. In diesen Begründungen heißt 
es zum Beispiel: „Der Bericht besteht 
aus E-Mails, die innerhalb eines kleinen 
Personenkreises versandt wurden. Diese 
betreffen zudem zahlreiche Dritte.“ Der 
Verfassungsschutz hat E-Mails mitgele¬ 
sen. Oder: „Es handelt sich um hochsen¬ 
sibles Aufkommen, da die Informationen 
aus persönlichen Gesprächen gewonnen 
wurden.“ Der Verfassungsschutz hat an¬ 
scheinend V-Leute in linken Organisati¬ 
onen nachfragen lassen. Bernhild Schö¬ 
mel sagt: „Es gibt in den Akten Hinweise 
darauf, dass Silvia Gingolds Mailver¬ 
kehr teilweise überwacht wird und dass 
V-Männer des Verfassungsschutzes sie 
überwacht haben.“ Olaf Matthes 


S ilvia Gingold werde nicht gezielt als 
Person überwacht, behaupten die 
Prozessvertreter des Verfassungs¬ 
schutzes. Die Informationen, die der Ge¬ 
heimdienst über sie gesammelt hat, seien 
„Beifang“der bei der Überwachung „ex¬ 
tremistischer“ Organisationen wie VVN- 
BdA, DKP und SDAJ anfalle, in deren 
Umfeld sich Silvia Gingold bewegt. Sie 
sei gewissermaßen zufällig in das Netz 
der Überwachung geraten. Mit ihrer Kla¬ 
ge war Gingold bei der Verhandlung am 
12. Januar vor dem Wiesbadener Verwal¬ 
tungsgericht nicht erfolgreich - aber der 
Prozess liefert Hinweise darauf, in wel¬ 
chem Maße der Verfassungsschutz Linke 
bespitzelt. 

Es ist nicht das erste Mal, dass Sil¬ 
via Gingold im Nachhinein erfährt, wie 
engmaschig das Spitzelnetz ist, in dem 
sie „Beifang“ sein soll. Der Rentner, 
der ihrem Elternhaus gegenüber lebte, 
verdiente sich etwas dazu, indem er auf¬ 
schrieb, welche Nummernschilder die 


Autos von Besuchern ihrer Eltern hat¬ 
ten. Denn Gingolds Vater war nicht nur 
als Resistance-Kämpfer von der Gestapo 
gefoltert worden, ihre Eltern Ettie und 
Peter wurden als Mitglieder der illegalen 
KPD auch von den Adenauer-Behörden 
verfolgt. 

Wie andere Aktive aus einer Initia¬ 
tive von Berufsverbotsopfern hatte Sil¬ 
via beim Verfassungsschutz angefragt, 
welche Daten über sie gespeichert sind. 
Die Antwort: Seit 2009 werde sie im „Be¬ 
reich Linksextremismus“ geführt. Dass 
der Geheimdienst in den 70ern die In¬ 
formationen gesammelt hatte, auf deren 
Grundlage sie als Lehrerin entlassen 
wurde, wusste sie. Gegen die erneute 
Überwachung klagte sie. 

Das Gericht in Wiesbaden hat in der 
vergangenen Woche in der Sache nicht 
entschieden, nur einen Teil der Klage als 
unzulässig abgewiesen. Das Verfahren 
wird nun vor dem Verwaltungsgericht 
in Kassel weitergehen. „Ich mache mir 


Schwur von Buchenwald verfassungsfeindlich? 


Im Verfahren „Silvia Gingold gegen Land Hessen“ haben 
die Prozessvertreter des hessischen Verfassungsschutzes in 
einem Schriftsatz erklärt, dass es verfassungsfeindlich sei, 
sich auf den Schwur der Häftlinge von Buchenwald zu be¬ 
rufen. Der DKP-Vorsitzende Patrik Köbele sagte dazu:„Die¬ 
ser Geheimdienst bespitzelt Linke, unterstützt Nazis - und 
beschimpft das Erbe des antifaschistischen Widerstandes 
als antidemokratisch. Wer Antifaschismus und Demokratie 
will, muss sie gegen diesen Geheimdienst und gegen die 
Landes- und Bundesregierungen erkämpfen.“ 

In dem Schriftsatz begründet der Verfassungsschutz, 
warum er Gingold auch in Zukunft überwachen will: Weil 
Silvia Gingold und die VVN-BdA, für die sie aktiv ist, sich 
auf den Schwur von Buchenwald berufen, der sich - so der 
Verfassungsschutz - auf die „kommunistische Faschismus¬ 
theorie“ stütze, würden sie die Prinzipien der „freiheitlich 
demokratischen Grundordnung“ in Frage stellen. Denn die¬ 
se Faschismustheorie, so der Verfassungsschutz, beschreibe 
die parlamentarische Demokratie „als potenziell faschis¬ 
tisch, zumindest aber als zu bekämpfende Vorstufe zum 


Faschismus“ und wende sich damit gegen das Recht, eine 
parlamentarische Opposition zu bilden. 

Patrik Köbele stellte dazu fest: „1945 schworen die 
Häftlinge des KZ Buchenwald, die sich selbst befreit hat¬ 
ten: ,Die Vernichtung des Nazismus mit seinen Wurzeln 
ist unsere Losung. 4 Sie zogen die Lehre aus der deutschen 
Geschichte: Solange die Banken und Konzerne die Macht 
haben, gibt es auch die Gefahr, dass sie zum faschistischen 
Terror übergehen. Der sogenannte Verfassungsschutz dreht 
das Ganze nun um. Er wirft Sylvia Gingold und der VVN/ 
BdA vor: Sie gezeichnet den Kapitalismus als eigentli¬ 
chen Urheber des Faschismus (...). Konkludent lehnt der 
Verband (VVN/BdA) also die kapitalistische 4 , mithin frei¬ 
heitliche demokratische Grundordnung ab. 4 Nun, gewusst 
haben wir es, aber nun bestätigt der so genannte Verfas¬ 
sungsschutz was seine Aufgabe ist - die Verteidigung des 
Kapitalismus.“ 

Der Schriftsatz des Verfassungsschutzes kann im Original 
unter unsere-zeit.de heruntergeladen werden. 


Die Staatsfrage und ein Staatssekretär 

Das war die Podiumsdiskussion bei der Rosa-Luxemburg-Konferenz 2017 


„Jetzt haltet euch mal zurück mit Zwi¬ 
schenrufen“, fordert Stefan Huth, Chef¬ 
redakteur der „jungen Welt“, der die 
Podiumsdiskussion bei der Rosa-Lu- 
xemburg-Konferenz am vergangenen 
Wochenende moderiert. Die Rufe aus 
dem Publikum zeigen das Misstrau¬ 
en gegenüber der Linkspartei, die in 
Berlin gemeinsam mit SPD und Grü¬ 
nen regiert. Am Nachmittag hatte der 
Regierende Bürgermeister von Ber¬ 
lin verkündet, dass der Staatssekretär 
Andrej Holm wegen seiner Arbeit für 
das MfS für die rot-rot-grüne Koalition 
nicht tragbar sei. 

Wie die Linkspartei darauf reagie¬ 
ren soll, dazu will sich der Linkspar¬ 
tei-Vorsitzende Bernd Riexinger hier 
nicht äußern. Das sei Sache des Berli¬ 
ner Landesverbandes. Ellen Bromba¬ 
cher, Bundessprecherin der Kommu¬ 
nistischen Plattform in der Linkspartei, 
sieht die Angriffe gegen Holm als Aus¬ 
druck des „unbeschreiblichen Hasses 
der deutschen Bourgeoisie“ gegen die 
DDR. Der Ton, in dem aus dem Publi¬ 
kum gegen die Haltung der Linkspartei 
protestiert wird, „sollten wir uns spa¬ 
ren“, sagt Brombacher. Aitak Barani 
von der Frankfurter Stadtteilinitiative 
Zusammen e. V. findet es dagegen „toll, 
wie lebendig das Publikum hier ist“. Pa¬ 
trik Köbele, der DKP-Vorsitzende, ant¬ 
wortet auf die empörten Zwischenrufe, 
„dass es uns nicht weiterbringt, wenn 
wir moralisierend mit der Kritik an 
der Linkspartei umgehen 44 Seine größ¬ 
te Kritik an der Linkspartei sei, „dass 
bei der Debatte um Regierungsbeteili¬ 


gung die Frage, in was für einem Land 
wir leben, nie konsequent gestellt und 
beantwortet wird 44 : Linke Politik müs¬ 
se von der Tatsache ausgehen, dass die 
Herrschenden dieses Land zu einem 
Niedriglohnland gemacht haben, das 
Krieg führt. „Dieser Staat ist ein kapi¬ 
talistischer Klassenstaat 44 

„Nach der Bundestagswahl 2017: 
NATO führt Krieg - die Linke re¬ 
giert?“ ist der Titel der Diskussion. Es 
geht um die Frage, worauf diejenigen 
vertrauen sollen, die diese Gesellschaft 
verändern wollen. Bernd Riexinger re¬ 
agiert auf das Misstrauen aus Publikum 
und Podium, dass seine Partei ihre „ro¬ 
ten Haltelinien“ in einer Bundesregie¬ 
rung nicht so ernst nehmen würde: In 
der Friedensfrage habe die Linkspartei 
klare Beschlüsse gefasst. „Ich teile ein 
gewisses Misstrauen, dass eine Partei, 
die überall parlamentarisch unterwegs 
ist und sogar an Landesregierungen be¬ 
teiligt ist, immer in Gefahr ist, Anpas¬ 
sungsprozesse zu erleben.“ Dennoch 
vertraut Riexinger darauf, dass seine 
Partei in der Friedensfrage nicht zu 
Zugeständnissen bereit ist: „Ich habe 
auch gar nicht die Angst, dass ein Ko¬ 
alitionsvertrag, der Kampfeinsätze der 
Bundeswehr möglich macht, auf ei¬ 
nem Parteitag eine Chance hätte, ver¬ 
abschiedet zu werden 44 

„Ich habe große Angst“, sagt da¬ 
gegen Ellen Brombacher, dass einige 
Protagonisten der Linkspartei durch¬ 
aus bereit sein könnten, für eine Re¬ 
gierungsbeteiligung die Friedensposi¬ 
tion ihrer Partei aufzuweichen. In der 


Linkspartei gebe es starke Illusionen 
über die Möglichkeiten einer linken 
Regierung. Zur Politik von SPD und 
Grünen stellt sie dagegen fest: „Mit 
denen kann man nicht.“ Das Problem 
sei, dass es in der Partei keine Ausein¬ 
andersetzung mit der Auffassung gebe, 


dass die Friedensfrage vielleicht doch 
ein Feld für mögliche Kompromisse in 
einer Koalition sei. Ohne solche Kom¬ 
promisse könne es keine Regierungs¬ 
beteiligung auf Bundesebene geben, 
das fordere die „Staatsräson“. 

„Aber wenn die Linkspartei durch¬ 
gängig so wäre, wie sie hier teilweise ge¬ 


schildert wird, wäre ich mit Sicherheit 
nicht mehr drin. Ich habe Vertrauen in 
die Basis der Partei.“ Die Linkspartei- 
Vorläuferorganisationen hätten 2004 
die Proteste gegen die Hartz-Gesetze 
mit „Stellvertreterpolitik“ „in die Pas¬ 
sivität getrieben“, hält Aitak Barani 


dagegen. Statt in die Linkspartei kön¬ 
ne die Arbeiterklasse nur auf „unsere 
Streikmacht“ vertrauen. Bernd Riexin¬ 
ger widerspricht und sagt, dass mit ihm 
selbst „hier ein Parteivorsitzender sitzt, 
der die Partei in den letzten viereinhalb 
Jahren in hohem Maße auf außerparla¬ 
mentarische Aktivität ausgerichtet hat 44 . 


Zu Köbeles Hinweis, die Linke 
müsse die Staatsfrage beantworten, 
sagt Riexinger: „Der Staat ist ein 
Klassenstaat, da braucht man mich 
nicht zu belehren. Ich mache mir da 
keine Illusionen.“ Allerdings sei Kö¬ 
beles Staatsverständnis „begrenzt 44 , 
die marxistische Staatstheorie habe 
sich „weiterentwickelt“: „Der Staat 
ist auch ein umkämpftes Feld 44 . Er 
hält einige Einschätzungen, die Bara¬ 
ni und Köbele äußern, für „Wortradi¬ 
kalismus“: In kleinen revolutionären 
Parteien oder Basisgruppen könne 
man so diskutieren, aber nicht in ei¬ 
ner Linkspartei, „die keine Kaderpar¬ 
tei ist, sondern es geschafft hat, ver¬ 
schieden linke Strömungen in einer 
Partei zu vereinen“. 

„Ich weiß, dass du aus der Tradi¬ 
tion des gewerkschaftlichen Massen¬ 
kampfes kommst“, sagt Köbele zu Rie¬ 
xinger und betont, dass er mit Riexin¬ 
ger einig sei in einer Politik, die auf 
die Mobilisierung der Beschäftigten 
gerichtet ist. „Ich widerspreche aber, 
dass es diesem Vorhaben dient, wenn 
sich Parlamentariergruppen hinter 
verschlossenen Türen treffen.“ Links¬ 
partei-Reformer wie Dietmar Bartsch 
hätten ein falsches Bild von der Rol¬ 
le der Bundesregierung - „Bernd, lass 
uns doch mal wieder über Imperialis¬ 
mus reden“, schlägt Köbele vor. Die 
Linkspartei brauche Druck von links. 
Die DKP sei klein, die DKP sei alt - 
trotzdem vertraut er darauf, diese Par¬ 
tei zu stärken. 
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Milliardäre noch reicher 

Acht Milliardäre besitzen so viel 
wie die ärmere Hälfte der Weltbe¬ 
völkerung - das ist der Befund des 
Berichts „An Economy for the 99 
Percent“ („Eine Wirtschaft für die 
99 Prozent“). Veröffentlicht wur¬ 
de er von der britischen karitativen 
Organisation Oxfam, anlässlich des 
Treffens der Reichen und Mächtigen 
(Weltwirtschaftsforum) in Davos. 
Demnach ist die soziale Ungleich¬ 
heit deutlich dramatischer als bis¬ 
her bekannt. Laut Report besaßen 
die acht reichsten Männer der Welt 
2016 zusammen 426 Mrd. US-Dol¬ 
lar, während die ärmere Hälfte der 
Weltbevölkerung bzw. 3,6 Milliarden 
Menschen insgesamt über 409 Mrd. 
US-Dollar verfügten. 

IS-Angriff in Syrien 

Die Terrororganisation „Islami¬ 
scher Staat“ (IS) hat einen Angriff 
auf Stellungen der Regierungstrup¬ 
pen bei Dair as-Saur sowie den Flug¬ 
hafen der Stadt gestartet, hieß es in 
unbestätigten Meldungen. Bei den 
Kämpfen sollen mindestens 12 regie¬ 
rungstreue Kämpfer und 20 Extre¬ 
misten getötet worden sein. 

Im zwischen Assad-Gegnern 
und Regierung umkämpften Tal 
Wadi Barada nördlich von Damas¬ 
kus brachen erneut Kämpfe aus. 
Regierungstreue Einheiten nah¬ 
men weitere Stellungen der Ter¬ 
roristen in der Region ein. Letztes 
Wochenende wurde bekannt, dass 
der pensionierte General und Un¬ 
terhändler der Regierung Ahmed 
al-Ghabdan getötet wurde. 

„Großer Tag für Polen“ 

Polnische Regierungsvertreter haben 
die „zur Stärkung der NATO-Ost- 
flanke“ eingetroffenen US-Soldaten 
begeistert begrüßt. „Ich möchte Ih¬ 
nen danken, dass Sie mit uns sind, 
und hoffe, dass Ihnen allen Ihr Auf¬ 
enthalt in Polen lange in Erinnerung 
bleiben wird“, sagte Ministerpräsi¬ 
dentin Beata Szydlo am Samstag letz¬ 
ter Woche im westpolnischen Zagan. 

Es sei ein großer Tag für Polen, 
erklärte sie, „da wir heute hier die 
Vertreter der besten, stärksten und 
größten Armee der Welt begrüßen 
dürfen.“ Armeeminister Antoni Ma- 
cierewicz ergänzte: „Auf Sie haben 
wir seit Jahrzehnten gewartet!“ In 
mehreren Städten des Landes fan¬ 
den Begrüßungsfeierlichkeiten für 
die USA-Soldaten statt. 

Im Rahmen der USA-Operation 
„Atlantic Resolve“ rücken mehr als 
4000 US-Soldaten nach Polen, Lett¬ 
land, Litauen und Estland ein. Laut 
offizieller NATO-Rhetorik sollen sie 
„Frieden und Stabilität in den osteu¬ 
ropäischen NATO-Ländern sichern, 
die an Russland grenzen und sich 
seit Ausbruch der Ukraine-Krise 
von dem Nachbarn bedroht fühlen“. 

Flüchtlinge sterben 
im Mittelmeer 

Bei einem Schiffbruch im Mittel¬ 
meer vor der libyschen Küste sind 
möglicherweise rund 100 Flüchtlin¬ 
ge ums Leben gekommen. 110 Mig¬ 
ranten waren an Bord des Bootes, als 
es auf dem Weg nach Italien in See¬ 
not geriet, wie der Sprecher der In¬ 
ternationalen Organisation für Mi¬ 
gration (IOM), Flavio Di Giacomo, 
nach dem Unglück am letzten Sams¬ 
tag über Twitter mitteilte. Nur vier 
Menschen haben demnach überlebt. 

IOM zufolge starben in den ers¬ 
ten zehn Tagen des Jahres bereits 13 
Menschen auf der Flucht über das 
Mittelmeer, 1159 Flüchtlinge er¬ 
reichten die Küsten. Für 2016 ver¬ 
meldeten Hilfsorganisationen min¬ 
destens 5000 Fälle, in denen der Ver¬ 
such, die gefährliche Überfahrt nach 
Europa auf meist seeuntauglichen 
Booten zu machen, tödlich endete. 

Vorverhandlungen 

Unterhändler der kolumbianischen 
Regierung und der Guerillaorga¬ 
nisation ELN haben erste Vorge¬ 
spräche für die Aufnahme offiziel¬ 
ler Friedensverhandlungen geführt. 
Die Gespräche waren seit Oktober 
mehrfach vertagt worden. 


Wohin mit den Menschen? 


Weltgrößtes Flüchtlingslager in Kenia soll geschlossen werden 


D as UNO-Flüchtlingslager Dadaab 
in Kenia soll geschlossen werden, 
eine Stadt aus Zelten, Baracken, 
aber auch schon aus Steingebäuden, in 
der über 300 000 Menschen seit nun¬ 
mehr drei Generationen leben. Das La¬ 
ger hat eine Fläche etwa halb so groß 
wie Saarbrücken, aber doppelt so viele 
Einwohner. Dadaab, der drittgrößte Bal¬ 
lungsraum Kenias, mitten in der Wüste. 

21. Mai 2017 hat die Regierung be¬ 
schlossen, das hauptsächlich von So¬ 
maliern bevölkerte Lager zu schließen, 
um die Zahl der im Lande befindlichen 
600 000 Flüchtlinge auf 150 000 zu drü¬ 
cken. Die vom UN-Flüchtlingswerk 
UNHCR bereitgestellten Mittel reich¬ 
ten längst nicht mehr aus, Unterernäh¬ 
rung grassiert in der gigantischen Ba¬ 
rackenstadt, in der eine prosperierende 
Schattenwirtschaft ihre Blüten treibt. Ab 
Januar ist das World Food Programm 
(WFP) gezwungen, die monatlichen 
Nahrungsmittel-Rationen für Kenia zu 
halbieren, wenn nicht Geberländer mit 
13,7 Millionen Dollar einspringen - und 
Top-Geber für Kenia sind bisher die 
USA mit 853 Mio. Dollar 2014. 

Der kenianische Innenminister ver¬ 
sprach, die Rückführung der Flücht¬ 
linge werde „human, in Würde und Si¬ 
cherheit ablaufen“, während NGOs wie 
Amnesty International an der Durch¬ 
führung zweifeln. 400 Dollar Handgeld 
bekommen die Heimkehrer, die Hälf¬ 


te bei Abfahrt, den Rest bei Ankunft. 
Und ein halbes Jahr Unterstützung für 
den Haushalt, sprich für die Großfa¬ 
milie. 

30 000 Menschen sollen dem Rück¬ 
kehrerprogramm der UNHCR schon 
gefolgt sein. Aber das Lager wird nicht 
kleiner, angeblich leben noch 280 000 
dort. Seit dem Schließungsbeschluss ist 
die Registrierung von Neuankömmlin¬ 
gen eingestellt worden. Das bedeutet, 
dass die durch illegales Abzweigen von 
Hilfsgeld und Nahrungsmitteln hervor¬ 
gerufene Unterernährung und Hunger 
programmiert sind, es sei denn, das La¬ 
ger wird geräumt. 

Aber wohin sollen die Menschen? 
Somalia beherbergt selbst 1,1 Milli¬ 
onen Vertriebene aus dem Süden des 
Landes, das die islamistischen Shebabs 
kontrollieren. Und nach Einschätzung 
des „Famine Early Warning Systems 
Network“ sind in Somalia 5 Millionen 
Menschen durch die schlimmste Dürre 
seit Jahrzehnten bedroht - bis 70 Pro¬ 
zent weniger Regen werden erwartet. 
Außerdem sind da die politischen Kon¬ 
flikte zwischen der „Zentralregierung“ 
und einer sich für unabhängig erklär¬ 
ten Regierung von Somaliland, die für 
März Wahlen angesetzt hat. Kürzlich 
bekämpften sich Bewaffnete der halb¬ 
autonomen Gebiete von Galmudug 
und Puntland, über 75 000 Menschen 
wurden aus ihren Dörfern vertrieben. 


Wahlen sind auch der Hauptgrund 
dafür, dass die kenianische Regierung 
das Lager loswerden will. Denn ein Su¬ 
perwahljahr steht dem Land bevor. Im 
August wird nicht nur ein neuer Prä¬ 
sident gewählt, sondern aufgrund des 
Dezentralisierungsprozesses des Lan¬ 
des werden seit 2013 in den 47 Coun- 
ties (Bezirken) u.a. auch Gouverneure, 
Senatoren und County-Regierungen 
gewählt. Fremdenfeindlichkeit und 
das Zeigen von Stärke im Kampf ge¬ 
gen den Terrorismus haben auch hier 
Hochkonjunktur in Wahlkampfzeiten. 

Die Ausweisung der Flüchtlinge 
beugt auch dem Problem vor, dass 
Zigtausenden im Lager Geborenen - 
mittlerweile in dritter Generation - 
die Aufnahme ins Wählerverzeichnis 
nicht verwehrt werden dürfte. Bereits 
im August letzten Jahres erreichte die 
Auseinandersetzung um die amtieren¬ 
de Wahlkommission IEBC - die Oppo¬ 
sition CORD verlangte den Rücktritt 
von Kommissionsmitgliedern - einen 
ersten blutigen Höhepunkt. Bei De¬ 
monstrationen waren vier Todesopfer 
zu beklagen. 

Es verspricht ein erbitterter Wahl¬ 
kampf zu werden. Die Zukunft des 
Flüchtlingslagers wird dabei in der 
Öffentlichkeit eine Rolle spielen, im 
Hintergrund geht es aber auch um 
den Einfluss von außen. Insbesonde¬ 
re die USA haben in Kenia weiterhin 


enormen Einfluss und investieren jähr¬ 
lich nahezu eine Milliarde US-Dollar 
an „Entwicklungshilfe“ im Land, dar¬ 
über hinaus betreiben etwa zehntau¬ 
send Missionare hier ihr Geschäft. Auf 
der anderen Seite ist China zwar Han¬ 
delspartner Nr. 1, aber der Export geht 
vornehmlich in Nachbarländer, die EU 
und USA. 

Der bilaterale Handel mit China 
hat sich seit 2013 verdoppelt, erreichte 
2015 über 6 Mrd. Dollar. Die Volksre¬ 
publik ist relativ populär nicht erst seit 
dem Bau der Eisenbahn zwischen Nai¬ 
robi und Mombasa, die über Uganda 
nach Südsudan führen wird, dem Bau 
von Autobahnen und Kraftwerken. Das 
Afrika-Studio des „Chinese Global Te¬ 
levision Network“ (CGTN) befindet 
sich in Nairobi und macht der mäch¬ 
tigen BBC-Radio Konkurrenz. Die 
„Jubilee“-Partei von Präsident Kenyat- 
ta hatte im August mit der Kommunis¬ 
tischen Partei Chinas sogar offizielle 
Arbeitsbeziehungen aufgenommen. 

Das ist Raila Odinga, ehemaliger 
Premierminister und Anführer des Op¬ 
positionsbündnisses „Cord“, ein Dorn 
im Auge - er kann sich der Unterstüt¬ 
zung aus den USA sicher sein. Wie 
Gregor Jaecke von der Konrad-Ade¬ 
nauer-Stiftung schon am 31. August 
voraussagte, werden die kommenden 
Wahlen „Schlüsselwahlen“ werden. 

Georges Hallermayer 



Unterkünfte im Flüchtlingslager Dabaab 


Wiedervereinigung 
rückt näher 

Zypern: AKEL begrüßt Fortschritte bei Gesprächen 
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Seit mehr als 40 Jahren ist Zypern ge¬ 
teilt. Letzte Woche wurde in Genf zum 
wiederholten Mal die Frage einer mög¬ 
lichen Wiedervereinigung von griechi¬ 
schem und türkischem Teil verhandelt. 
Erstmals seit der Teilung nahmen an 
den Verhandlungen nicht nur die Volks¬ 
gruppenführer der griechischen und der 
türkischen Zyprioten teil, sondern auch 
die Außenminister Großbritanniens, 
der Türkei und Griechenlands. Letzte¬ 
re sind sogenannte Garantiemächte für 
den Status quo. Die griechische und die 
britische Regierung zeigten sich bereit, 
ihren Status aufzugeben, wollen jedoch 
die Militärbasen auf Zypern behalten. 
Die Gespräche wurden in dieser Woche 
fortgesetzt. Ein Ergebnis könnte eine 


föderale Einheit mit zwei gleichberech¬ 
tigten Bundesstaaten sein. 

Zu den Ergebnissen der Verhand¬ 
lungen in Genf erklärte die Fortschritts¬ 
partei des werktätigen Volkes - AKEL, 
dass die Aussicht auf eine Einigung 
bestehe, auch wenn es noch ernsthaf¬ 
te Anstrengungen erfordere. Eine Al¬ 
ternative zu den Gesprächen bestehe 
nicht, so AKEL. Als Erfolg wertete 
die Partei des früheren Staatspräsiden¬ 
ten Dimitris Christofias, dass konkrete 
Vorschläge zur Gliederung des Landes 
Gegenstand der Gespräche waren. Un¬ 
ter Christofias, bis 2013 im Amt, hatten 
griechische und türkische Zyprioten 
große Fortschritte bei der Annäherung 
erzielt. Imö 


Dokumentiert 


Ende gefährlicher 
Überfahrten 


Die „Freundschaftsgesellschaft BRD - 
Kuba“ erklärte zum Ende der US-Poli- 
tik, Kubanern Anreize zum Auswandern 
zu schaffen: 

Am gestrigen 12. Januar haben die 
Vereinigten Staaten von Amerika und 
die Republik Kuba eine Vereinbarung 
zur Regelung der Migrationsbewegun¬ 
gen zwischen beiden Staaten geschlos¬ 
sen, die einen weiteren Fortschritt in 
den bilateralen Kontakten nach der 
Aufnahme diplomatischer Beziehun¬ 
gen im Juli 2015 darstellen. Mit so¬ 
fortiger Wirkung haben Kubanerin¬ 
nen und Kubaner beim Erreichen der 
USA keine Präferenzen mehr gegen¬ 
über anderen Einwandern, was die ge¬ 
fährlichen Überfahrten nach Florida 
beenden wird. Weiterhin werden die 
USA aus Kuba jährlich 20 000 lega¬ 
le Übersiedlungswillige in den USA 
aufnehmen. 

Fast seit dem Sieg der Revolution 
vor 58 Jahren waren Menschen, die 
Kuba verlassen, in den USA aus einsei¬ 
tig politischen Gründen bevorzugt be¬ 
handelt worden. Selbst wenn sie Kuba 
unter Anwendung von zuweilen auch 
tödlicher Gewalt oder mit Diebstahl 
von kubanischem Eigentum verlassen 
hatten, stand ihnen in den USA ein un¬ 
befristeter Aufenthaltsstatus zu. 

Das führte in den Neunzigerjahren 
auch zu der absurden, aber mit der Not 
vieler Menschen begründbaren Situa¬ 
tion, dass Lateinamerikaner/innen, die 
die USA erreichen wollten, aber an 
der mexikanischen Grenze abgewie¬ 
sen wurden, nach Kuba reisten, um in 


Booten von dort aus als „Kubaner“ die 
Südküste der Vereinigten Staaten zu 
erreichen. Denn egal, welche Art von 
Not - politische Verfolgung oder wirt¬ 
schaftliche Bedrohung - Lateiname¬ 
rikanerinnen und Lateinamerikaner 
dazu brachte und bringt, in den USA ihr 
Heil zu suchen: die USA geben ihnen 
keinen Schutz. Das wird voraussichtlich 
auch unter dem neuen Präsidenten Do¬ 
nald Trump nicht anders werden. 

Die Freundschaftsgesellschaft 
BRD-Kuba begrüßt diesen letzten 
Schritt der Obama-Regierung und er¬ 
klärt gleichzeitig, dass eine wirkliche 
Normalisierung der Beziehungen zwi¬ 
schen Kuba und den USA jedoch weite¬ 
re Maßnahmen notwendig macht: 

- eine vollständige Beendigung der 
Blockade der USA gegen Kuba, die 
seit Januar 1962 besteht und jährlich zu 
vermeidbaren Todesfällen und erheb¬ 
lichem wirtschaftlichen Schaden führt 

- eine Rückgabe des illegal besetzten 
Territoriums in der Bucht von Guan- 
tänamo, der einzigen ausländischen Mi¬ 
litärbasis der Welt, die gegen den Willen 
des Staates gehalten wird, in dem sie 
errichtet wurde 

- die Beendigung aller subversiven 
Aktivitäten gegen das revolutionäre 
Kuba, das wie jedes Land der Welt das 
Recht auf eine freie Wahl seines Gesell¬ 
schaftssystems hat 

Für Kuba gibt es keinen Grund den 
Vergleich mit den USA zu scheuen. Es 
wird ein freies und souveränes Land 
bleiben, solange es den sozialistischen 
Entwicklungsweg beschreitet. 
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Thailand 4.0 und der Müll 

Militärregierung verkündet einen 20-Jahres-Plan, dessen Umsetzung die Umweltprobleme verschärfen wird 



Das thailändische Militär unterdrückte 2010 die Proteste der „Rothemden“. 


N akhon Si Thammarat ist eine un¬ 
spektakuläre, von Touristen kaum 
besuchte Provinzhauptstadt in 
Thailands tiefem Süden. In einem ruhi¬ 
gen Vorort der Stadt fuhr plötzlich ein 
großer LKW vor, vollbeladen mit Müll, 
auf dem eine Gruppe junger Männer 
saß. In wenigen Minuten ist die stinken¬ 
de Last entladen. Der LKW fährt leer 
ab, und - holt die nächste Ladung Müll. 
Inzwischen sind einige Bewohner des 
Viertels vor ihre Häuser getreten und 
beobachten stumm und traurig, wie nur 
wenige Meter von ihnen entfernt eine 
Müllkippe entsteht. Wer ließ den Abfall 
vor ihrer Haustür entsorgen? Sie kann¬ 
ten den Auftraggeber: Es war ein örtlich 
bekannter einflussreicher Landbesitzer. 
Könnten nicht rechtliche Schritte un¬ 
ternommen werden? Was für eine naive 
Vorstellung, heißt es leise aus der Grup¬ 
pe der Bewohner. Man solle sich bitte 
an die jungen Männer erinnern, die im 
Aufträge des Landlords den Müll entla¬ 
den hatten, an ihre Arbeitswerkzeuge, 
Eisenstangen und Messer. Ein anschei¬ 
nend randständiges Ereignis, wie es sich 
vor Kurzem in Nakhon Si Thammarat 
ereignet hat, kann manchmal emblema- 
tisch auf die Misere eines ganzen Landes 
hinweisen. 

Einer der Anwohner, ein betagter 
Rentner, wendet sich mit einem resig¬ 
nierten Lächeln wieder seiner Zeitung zu. 
Die bringt als Aufmacher auf der ersten 
Seite das großformatige Foto eines Gene¬ 
rals, wie er mit angespannter Miene in der 
Gruppe Gymnastik treibt. Es handelt sich 
um General Prayut Chan-o-cha, selbst¬ 
ernannter Premierminister und nunmehr 
auch erster Vorturner der Nation. 

Thailands Militär hatte im Mai 2014 
die letzte gewählte Regierung unter Mi¬ 
nisterpräsidentin Yingluck Shinawatra 
abgesetzt. Auf Anordnung des Generals 
haben fortan alle Regierungsangestell¬ 
ten jeden Mittwochnachmittag zu turnen 
und somit Vorbild zu sein für das restli¬ 
che Volk, damit das sich mehr bewege. 
Während der General von der WHO ein 
dickes Lob für seine Turnübung bekam, 
wies die Weltbank auf die katastrophale 
Luftverschmutzung in Bangkok und in 
den anderen großen Städten Thailands 
hin. Jedes Jahr sterben dort nach jüngs¬ 
ten Studien etwa 50 000 Menschen an 
Krankheiten, die in Zusammenhang mit 
der Feinstaubbelastung und den Aus¬ 
puffgasen von Millionen Autos stehen. 
15 Millionen Thais leiden an kardiovas¬ 
kulären Krankheiten, an zu hohem Blut¬ 
druck und erlitten Schlaganfälle. Allein 
in Bangkok verursacht der permanente 
Verkehrsstau Kosten von rund 6 Prozent 
des jährlichen Bruttosozialprodukts. 

Während in Peking wenigstens ein 
amtlicher Smog-Alarm-Plan für die Re¬ 
gelung der Verkehrsdichte, für Kranken¬ 


häuser und Schulen existiert, können die 
Bewohner Bangkoks die Messergebnisse 
für die Luftqualität ihrer Stadt zwar aus 
dem Internet erfahren, dann sind sie sich 
aber selbst überlassen. 

„Thailand 4.0“ nannte die Militär¬ 
regierung ihren kürzlich vorgestellten 
20-Jahres-Plan für die wirtschaftliche, 
politische und soziale Entwicklung des 
Landes. Eine umfassende parlamentari¬ 
sche Diskussion, öffentliche Anhörun¬ 
gen oder ein Referendum sind dafür 
nicht vorgesehen. Wann kann das Volk 
wieder wählen? Darauf gibt es keine ein¬ 
deutige Antwort. In einem zukünftigen 
Parlament werden nach dem Willen der 
Militärs und der mit ihnen verbünde¬ 
ten Eliten auch Abgeordnete sitzen, die 
nicht gewählt wurden, sondern ernannt. 
So kann man unliebsame Wahlüberra¬ 
schungen ausschließen. 

Politische Parteien können nach dem 
neuen Parteiengesetz verboten wer¬ 
den, falls sie „nicht konstruktiv und mit 
friedlichen Mitteln an der Lösung gesell¬ 
schaftlicher Probleme mitarbeiten“. Im 
Mittelpunkt der wirtschaftspolitischen 
Vorstellungen stehen die Autoindustrie, 
die biochemische und biotechnologische 
Industrie, die Elektronik-Branche, das 
Agro-Business und der Tourismus, ein¬ 
schließlich Gesundheitstourismus. Thai¬ 
land soll demnächst Industrie-Roboter 
fertigen, die digitale Ökonomie weiter¬ 


entwickeln und zu einem Logistik-Zen¬ 
trum werden. Wer in diese Wirtschafts¬ 
zweige investiert, ist herzlich eingeladen. 
Thailands Militär will für entsprechende 
Rahmenbedingungen sorgen, z.B. durch 
staatliche Investitionen in neue Straßen 
und Eisenbahnlinien. 

Insgesamt ist „Thailand 4.0“, wie so¬ 
gar die konservative „Bangkok Post“ zu¬ 
geben muss, unter völliger Vernachläs¬ 
sigung der kleinbäuerlichen Wirtschaft 
allein zentriert auf die Industrie, ausge¬ 
richtet auf Großinvestoren, auf die ur- 
banen Zentren, auf niedrige Löhne und 
hohe Profite. „Thailand 4.0“ bedeutet, 
dass das Land weiterhin weltweit zu den 
Ländern mit besonders großem Einkom¬ 
mensunterschied gehören wird. So gab 
die Credit Suisse Group in ihrem letzten 
Global Wealth Report an, dass in Thai¬ 
land der reichste Ein-Prozent-Teil der 
Bevölkerung 58 Prozent des nationalen 
Reichtums besitzt. 

Die Umweltprobleme werden weiter 
auf die Bevölkerung abgewälzt. So gibt 
es für die Millionenmetropole Bangkok 
immer noch kein schlüssiges Projekt 
für Fußgänger. Die Müllberge wachsen 
überall im Land. In der Provinz Nakhon 
Si Thammarat lagern 1,2 Millionen Ton¬ 
nen Industrie- und Haushaltsmüll, in 
der touristischen Hochburg Phuket sol¬ 
len es 900 000 Tonnen sein. Das sind die 
offiziellen Zahlen für nur zwei der ins¬ 


gesamt 77 Provinzen Thailands. Wie viel 
Müll zwischen Häusern, am Straßenrand 
oder auf illegalen Deponien liegt oder 
ins Meer gekippt wurde, ist unbekannt. 
Es gibt keine Programme für Müll-Ma¬ 
nagements, für Recycling und Müllver¬ 
meidung, keine umweltgerechte Müll¬ 
verbrennung. 

Besorgniserregend ist die Situation 
in der Landwirtschaft. Das zuständige 
Ministerium hat ausgewiesen, dass Thai¬ 
land in den letzten Jahren durchschnitt¬ 
lich 160 000 Tonnen Pestizide und Herbi¬ 
zide eingeführt hat. Damit ist das Land im 
Weltmaßstab der fünftgrößte Importeur 
von Agrikulturchemie, belegt aber nach 
landwirtschaftlicher Nutzfläche den 48. 
Platz in der Welt. Die Resultate der ein¬ 
gesetzten Pestizide und Herbizide - viele 
von ihnen sind hochtoxisch und anderswo 
in der Welt längst verboten: Überdurch¬ 
schnittlich viele Krebserkrankungen der 
Landbevölkerung, vergiftete Wasserre¬ 
servoire und biologisch „tote“ Flüsse. 

Auch die Produktion von 250 000 
Tonnen Garnelen im vergangenen Jahr 
in riesigen meeresnahen Shrimps-Far¬ 
men geht nicht ohne den massiven Ein¬ 
satz von Chemie. Der größte Teil der 
Garnelen wird von Arbeitsmigrantin- 
nen aus Myanmar in Großkühlhäusern 
aufbereitet, um dann von den Agrarkon¬ 
zernen als „frozen seafood“ in die USA 
verkauft zu werden. Wie schön müssen 


die Mangrovenwälder mit ihren vielen 
Tieren am Golf von Thailand noch vor 
einigen Jahren ausgesehen haben, bevor 
Bagger und Bulldozer aus dieser ein¬ 
maligen Landschaft ein Patchwork von 
Shrimps-Farmen machten. 

Die Militärregierung hat bis auf Wei¬ 
teres politische Aktivitäten von Gruppen 
verboten. Trotzdem gibt es auch jetzt 
noch mutige Menschen in Thailand, die 
sich im Kampf für den Erhalt der Um¬ 
welt zusammenfinden. So soll in der süd¬ 
lichen Provinz Krabi ein Kohlekraftwerk 
mit zugehörigem Hafen gebaut werden. 
Die Menschen vor Ort befürchten eine 
rasante Verschlechterung der Luft und 
die Vernichtung des Mangrovenwaldes 
an ihrem Küstenabschnitt. Sie demons¬ 
trieren gegen das Bauvorhaben und 
scheuen sich nicht, ihren Protest öffent¬ 
lichkeitswirksam bis nach Bangkok zu 
tragen. 

Widerstand gibt es landesweit gegen 
das neue Bergbaugesetz, das Investoren 
nun schneller als in der Vergangenheit 
erlauben wird, eine Konzession zur Aus¬ 
beutung von Bodenschätzen zu bekom¬ 
men, ohne dass vorher gründlich die 
Umweltsituation und die lokalen Inter¬ 
essen berücksichtigt werden müssen. Wir 
werden sehen, wann sich in Thailand der 
Kampf für die Umwelt mit dem Kampf 
für Demokratie und soziale Gerechtig¬ 
keit verbinden wird. Gunter Willing 


Jean-Luc Melenchon und die Kommunistische Partei 

Präsidial- und Parlamentswahlen 2017 in Frankreich 


Von Tours aus rief ein Kandidat der Parti 
Socialiste (PS) zum wiederholten Mal die 
Kommunisten und den Präsidentschafts¬ 
kandidaten Jean-Luc Melenchon zur Ei¬ 
nigkeit mit den „Sozialisten“ auf. In Tours 
war es auch, wo 1920 nach langen Aus¬ 
einandersetzungen zwischen Rechten, 
Zentristen und dem linken Flügel der 
Französischen Sozialistischen Partei die 
Gründung der Kommunistischen Partei 
Frankreichs (PCF) und deren mehrheitli¬ 
che Abspaltung von den Sozialisten (Re¬ 
formisten) stattfand. 

Melenchon verweigert sich konse¬ 
quent diesem Versuch, das Rad der Ge¬ 
schichte zurückdrehen zu wollen. Er 
kommt selbst aus der Sozialdemokratie, 
was ihm das Misstrauen mancher Linker 
und Kommunisten einbringt. Der linke 
Sozialdemokrat unterhält seit Jahren 
enge Verbindungen zu Führungspersön¬ 
lichkeiten des revolutionären Lateiname¬ 
rika und steht auf dem Boden der Tatsa¬ 
chen, kennt die Widerstände für gesell¬ 
schaftliche Veränderungen. Unterstützt 
wird seine Kandidatur von der Bewegung 


„La France insoumise“ („Rebellisches 
Frankreich“). Neben der Linksfront des 
PCF sind hier verschiedenste progressive 
Bewegungen, Gewerkschafter der CGT 
und Einzelpersonen vereint. Unterstüt¬ 
zung kommt auch von den Propagandis¬ 
ten einer „ökonomischen und ökologi¬ 
schen Planwirtschaft“, die immerhin bis¬ 
herige Theorien und Mechanismen zur 
Regulierung des Marktes (Planification) 
infrage stellen. 

Das offene Programm Melenchons 
nimmt Teile des Linksfront-Programms 
aus 2012 auf und konkretisiert sie: Neue 
Verfassung, Abschaffung der Verbin¬ 
dungen von Politik und Finanz sowie 
der „Präsidialmonarchie“ und des Lob¬ 
byismus: „Schutz der Allgemeingüter: 
Luft, Wasser, Lebensmittel, Gesundheit, 
Energie. Das Recht auf Eigentum muss 
dem Allgemeininteresse untergeordnet 
werden. Das Gemeineigentum muss ge¬ 
schützt, der öffentliche Dienst ausgebaut 
werden.“ 

Außerdem stehen im Programm das 
Recht auf Arbeit und Wohnung sowie 


die Außerkraftsetzung des liberalen Ar¬ 
beitsgesetzes „El Khomri“, gegen dessen 
Einführung 2016 Hunderttausende auf 
die Straße gingen. Im Zusammenhang 
mit den Protesten angeklagte Gewerk¬ 
schafter sollen amnestiert werden. Es gibt 
programmatische Aussagen gegen Krieg, 
für eine Bekämpfung der Ursachen von 
Flucht und Vertreibung sowie für eine 
Annullierung ungerechter Wirtschafts¬ 
abkommen. 

Es gibt erste Anzeichen von loka¬ 
len Wahlbündnissen von Sozialisten und 
Republikanern (LR, Les Republicains), 
die sich gegen die Kommunisten und im 
gleichen Atemzug gegen Melenchon und 
die ihn unterstützende Bewegung richten. 
„Das einzige antiliberale Programm ist 
das von,France insoumise 4 mit dem Titel: 
Gemeinsam für die Zukunft. Es verkün¬ 
det einen entschiedenen Bruch mit dem 
Faschismus, der Nato, dem Krieg und der 
EU (Plan B). Melenchon ist der einzige 
Kandidat, der der verbrannten sozialisti¬ 
schen Partei, die der Bourgeoisie bei ihrer 
Flucht nach vorn als Legende dient, den 


Todesstoß zu versetzen mag“, schreibt die 
stark im Gewerkschaftsbund CGT ver¬ 
tretene „Coordination Communiste“ im 
Norden (Lille), die mit dem PRCF (Pol 
zur Wiedergeburt der KP) Melenchon 
unterstützt. 

Pierre Laurent, Vorsitzender des PCF, 
erklärte Melenchon gegenüber seine Un¬ 
terstützung, will (oder muss) aber „eine 
autonome Kampagne des PCF“ führen“, 
um die „effektivsten Lösungen für eine 
breite Vereinigung der Linken zu suchen“. 
Das ist ein Ja zur Kandidatur Melenchons, 
wenn auch ein halbes. Im PCF sind die 
gleichen Probleme wie in der Partei „Die 
Linke“ anzutreffen. Schon 2002 wollte 
Robert Hue, damals Generalsekretär, den 
PCF zur linken Partei „mutieren“ lassen. 
Das trifft auf den Widerstand derer, die 
eine Rückbesinnung auf Tours und die 
Ursprünge der Partei anstreben. 

Das Programm des PCF, „Gemeinsam 
für Frankreich“, atmet die Kontinuität des 
Denkens der Reformer. Viele Wünsche 
sind darin enthalten, jedoch keine wis¬ 
senschaftliche Analyse. So werden immer 


wieder Zugeständnisse an den regieren¬ 
den PS möglich. 

Selbst vor den Vorwahlen der PS 
fanden Gespräche mit sozialdemokra¬ 
tischen Vertretern statt, Arnaud Mon- 
tebourg, ehemaliger Wirtschafts- und 
Finanzminister und ein Verfechter von 
Austeritäts-Programmen, war als Gast 
zum letzten Pressefest der nur noch „par¬ 
teinahen“ Zeitung „Humanite“ geladen. 
Die schwindenden Mitgliederzahlen des 
PCF - an den Wahlen zum Kongress 2016 
hatten sich etwa 30 000 Mitglieder betei¬ 
ligt - stehen im Verhältnis zum Ablegen 
marxistisch-leninistischer Grundsätze. 
Zuletzt wurde 1994 auch der demokra¬ 
tische Zentralismus geopfert. 2004 trat 
der PCF der Europäischen Linkspartei 
(ELP) bei und vertritt immer noch (wie 
die Sozialisten 1920) die Strategie einer 
„revolutionären Transformation“ inner¬ 
halb des imperialistischen Systems der 
Europäischen Union. Der PCF-Vorsit- 
zende Pierre Laurent ist nun Stellvertre¬ 
ter des ELP-Vorsitzenden Gysi. 

Alexandra Liebig 
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Stellt euch 
mal vor, 
die Zeiten 
würden sich 
ändern ... 


... Die Beherrschten würden nicht 
mehr so wollen, wie die Herrschen¬ 
den, die deutsche Arbeiterbewe¬ 
gung hätte sich von der Standort¬ 
logik verabschiedet, proletarischen 
Internationalismus neu gelernt. Mi¬ 
granten, Flüchtlinge, Hiesige hätten 
sich zusammengetan, um die letzten 
Überreste der AfD zum Teufel zu ja¬ 
gen - hunderttausende wären auf den 
Straßen, um die Enteignung der Pro¬ 
fiteure von Krieg, Flucht und Armut 
zu fordern, der DGB und seine Ein¬ 
zelgewerkschaften rufen zum Gene¬ 
ralstreik gegen Rüstungsausgaben für 
Rüstungskonversion auf. (...) 

Wenn die Exportwalze des deut¬ 
schen Imperialismus EU und Euro 
weitere zehn Jahre so nutzen kann, 
dann erleben die Völker der EU, was 
das Volk Griechenlands heute schon 


erlebt, einen Rückfall in die Barba¬ 
rei. 

Wenn weitere zehn Jahre in unse¬ 
ren armen Stadtteilen ein Drittel, die 
Hälfte, ja manchmal 70Prozent der 
Kinder in Armut aufwachsen, dann ist 
das ein Verbrechen, dann ist das Bar¬ 
barei. 

Und, wenn wir zulassen, dass in so 
einer Situation die kommunistische 
Partei schwächer und schwächer wird, 
dann versagen wir. (...) 

Die kommunistische Partei ist Teil 
der Linken und sie ist notwendig, um 
die Erkenntnis zu verbreiten, dass der 
bürgerliche Staat ein Instrument der 
Klassenherrschaft ist. Daran ändert 
eine SPD-Regierung so wenig wie eine 
SPD-Grüne-Linkspartei-Regierung. 
Nicht um die Stärkung der Kommu¬ 
nistischen Partei zu kämpfen - unver- 



Impressionen von der 

Luxemburg-Liebknecht- 

Lenin-Demonstration 


antwortlich gegenüber der gesamten 
Linken dieses Landes. (...). 

Ja, wir wissen, dass wir viel zu 
klein sind, wir wissen auch, dass wir 
viel jünger werden müssen, aber wir 
wissen auch, dass die kommunisti¬ 
sche Partei unverzichtbar ist - weil 
die Welt erkennbar ist, weil der Klas¬ 
senkampf objektiv ist, weil die Welt 
nur mit einer wissenschaftlichen Welt¬ 
anschauung erkannt und die Vermei¬ 
dung von Fehlern im Klassenkampf 
die richtige Anwendung der wissen¬ 
schaftlichen Weltanschauung erfor¬ 
dert. Dieses Land braucht eine starke 
kommunistische Partei - das sind wir 
nicht - aber wir müssen und werden 
daran arbeiten. (...) 

aus der Rede Patrik Köbeles auf der Veranstaltung 
der DKP während der Rosa-Luxemburg-Konferenz 
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Lucas Zeise zum NPD-Urteil des Verfassungsgerichtes 

Geheimdienst auflösen 


D as ist kein zufälliges Zusammen¬ 
treffen unabhängiger Ereignisse: 
Am vergangenen Wochenende 
zeigte sich, dass der Inlandsgeheim¬ 
dienst dieses Landes an der Ermordung 
von zwölf Menschen auf einem Berli¬ 
ner Weihnachtsmarkt beteiligt war. 
Am Dienstag darauf lehnten die Ver¬ 
fassungsrichter der Republik es ab, die 
NPD zu verbieten. Die NPD ist nicht 
nur eine offen rassistische und faschis¬ 
tische Partei. Sie wurde auch viele Jah¬ 
re lang vom Inlandsgeheimdienst, ab¬ 
surderweise offiziell als „Verfassungs¬ 
schutz“ bezeichnet, gefördert, angeleitet 
und finanziell gestützt. In welchem Aus¬ 
maß die NPD ein Produkt des „Verfas¬ 
sungsschutzes“ war und noch ist, bleibt 
der Öffentlichkeit verborgen. Das Bun¬ 
desverfassungsgericht hatte es aber 
beim ersten Verbotsverfahren im März 
2003 abgelehnt, die NPD zu verbieten, 
weil der Inlandsgeheimdienst die Partei 
unterwandert und gesteuert hat. Jeder 7. 
Funktionsträger der NPD-Leitungsebe¬ 


ne sei ein Informant des Verfassungs¬ 
schutzes gewesen, wurde damals fest¬ 
gestellt. 

Im Vorfeld des jetzt abgelehnten 
Verbots habe der Inlandsgeheimdienst 
seine Unterstützung für die NPD ein¬ 
gestellt, wird von der politischen Füh¬ 
rung des Landes versichert. Dass die 
NPD seitdem schwächer geworden ist, 
in keinem Landtag der Republik mehr 
vertreten ist und ihre früher führende 
Rolle an andere Gruppierungen/Par¬ 
teien auf der extremen Rechten ab¬ 
geben musste, kann an der nicht mehr 
so üppigen Unterstützung durch die 
Behörden liegen. Wir wissen es nicht, 


nehmen aber zur Kenntnis, dass das 
Gericht heute die NPD für zu schwach 
hält, um die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung des Staates zu gefähr¬ 
den, und es deshalb ablehnt, die Partei 
zu verbieten. 

Der Inlandsgeheimdienst ist dazu 
offenbar in der Lage. Über das Verbot 
des Verfassungsschutzes hatte das Ge¬ 
richt aber nicht zu befinden. Dass diese 
staatliche Organisation seit vielen Jah¬ 
ren dabei ist, die Demokratie in dieser 
Republik zu schädigen, daran besteht 
kein Zweifel mehr. Die enge Verbin¬ 
dung des Verfassungsschutzes zu den 
Mördern von der „NSU“ ist in vielen 


Untersuchungsausschüssen zur Sprache 
gekommen. Sie wurde als unerklärliche 
Serie von „Pannen“ getarnt. Ähnliches 
scheint sich im Fall des wahrscheinli¬ 
chen Attentäters vom Berliner Weih¬ 
nachtsmarkt, Anis Amri zu wiederho¬ 
len. Dass die „Sicherheitsbehörden“ 
Monate lang engen Kontakt mit diesem 
Mann hatten, geben sie zu. Dass er vom 
Verfassungsschutz geführt worden ist, 
liegt nahe. In unseren regierungsfrom¬ 
men Medien sorgte die Feststellung des 
NRW-Innenministeriums, Amri selbst 
sei kein V-Mann gewesen, für ein Mo¬ 
ment scheinbar entsetzten Erkennens, 
wie eng die Zusammenarbeit der Ge¬ 


heimdienste mit dem Attentäter gewe¬ 
sen sein muss. 

Die kleine Opposition (aus Grü¬ 
nen und Linken) im Bundestag will 
einen Untersuchungsausschuss. Völlig 
richtig. Nur, die Ausschüsse zum NSU- 
Komplex sind nie in die Nähe gekom¬ 
men zu klären, wer für die Verbrechen 
(oder gezielten Pannen) des Verfas¬ 
sungsschutzes verantwortlich war. Die 
Koordination der Geheimdienste und 
der Vertuschung ihrer Verbrechen fin¬ 
det bekanntlich im Bundeskanzleramt 
statt. Darauf hinzuweisen wäre die Auf¬ 
gabe der demokratischen Presse. 

Der Inlandsgeheimdienst war und 
ist ein Instrument, um die Rechtsent¬ 
wicklung dieser Gesellschaft voranzu¬ 
treiben. Er gehört - ersatzlos - abge¬ 
schafft. Das bliebe auch dann richtig, 
wenn das Bundesverfassungsgericht 
die NPD, wie eigentlich notwendig, 
jetzt verboten hätte. Die gefährliche¬ 
ren Täter handeln im Auftrag der Re¬ 
gierung. 


Klaus Wagener über den ehemaligen US-Präsidenten Obama 

Die Macht und ihr Preis 



Berufsflüchtling tritt aus 

CDU aus - Erika Steinbach, 
bis heute Frankfurter Ab¬ 
geordnete im Bundestag, 
verlässt die CDU im Streit. 
Die frühere Präsidentin 
des Bundes der Vertriebe¬ 
nen hat schon viel über¬ 
standen. Dass der Anspruch 
auf die deutschen Ostge¬ 
biete (Deutschland in den 
Grenzen von 1937) in Wor¬ 
ten und Verträgen aufge¬ 
geben werden musste, hat 
sie nicht gebilligt, aber hin¬ 
genommen. Die hessische 
CDU von Alfred Dregger, 
Roland Koch und ihr („IG 
Adel und Banken“) bildete 
früherden rechten Kern der 
christlichen Partei. Heute 
bietet sich eine Abspaltung 
namens AfD an, die gegen 
Euro-Rettung und undeut¬ 
sche Flüchtlinge zu Felde 
zieht. Dorthin zieht es Frau 
Steinbach. 


Bernie Sanders, der Oppositionsführer 

Erfolg mit undeutlicher Perspektive • Kolumne von Lars Mörking 


„Wenn die Milliardäre mich hassen, 
dann bin ich stolz“ sagte Bernie San¬ 
ders im Interview mit dem Fernsehsen¬ 
der MSNBC. Der 75-jährige US-Sena- 
tor aus Vermont ist in den Wochen vor 
der Amtsübernahme von US-Präsident 
Trump zum Sprachrohr der Opposition 
geworden, weil er sich gleich nach sei¬ 
ner Niederlage bei den Vorwahlen der 
Demokratischen Partei daran machte, 
seine Wahlkampfthemen in der Öffent¬ 
lichkeit zu halten und nach der Wahl¬ 
niederlage Hillary Clintons von einem 
Wiederaufbau der Demokratischen 
Partei als „Graswurzel-Organisation“ 
sprach, die nicht mehr die Partei der 
reichen Eliten sein soll. 

Bernie Sanders, er bezeichnet sich 
selbst als demokratischen Sozialisten, 
hatte in den Vorwahlen gegen Hillary 
Clinton keine Chance - und hat sie ge¬ 
nutzt. Über 13 Millionen Stimmen holte 
er (Clinton etwa 16) und sammelte über 
8 Millionen Einzelspenden ein, was ihm 
trotz der sonst üblichen Unterstützung 
aussichtsreicher Wahlkampagnen durch 
Großkonzerne eine gewisse mediale 
Präsenz sicherte. Vor allem aber zog 
er durchs Land, und zwar dahin, wo es 
anderen Demokraten weh tut - ländli¬ 
che Gebiete, in den die Republikaner 
traditionell stark sind und für die bei 
Wahlkämpfen kaum Geld ausgegeben 
wird, weil sie als verloren gelten. Er 
mobilisierte u.a. Gewerkschafter, die 
für bessere Arbeitsbedingungen und 
einen Mindestlohn kämpfen, Studie¬ 
rende, die die Last der Kredite zur Fi¬ 
nanzierung ihres Studiums nicht mehr 
tragen können und Menschen, die ver¬ 
schuldet sind, weil sie die Raten für ihr 
Haus oder für die letzte Zahnbehand¬ 
lung nicht mehr zahlen können. 


Sanders hielt lange Reden über die 
Notwendigkeit von öffentlichen Inves¬ 
titionen in die zerfallende Infrastruktur, 
von der Erhöhung des Mindestlohns, 
dem Ausbau sozialen Wohnungsbaus 
und der Verringerung der Kosten für 
eine Schul- und Hochschulausbildung. 
Eine Stärkung der Gewerkschaften will 
er gesetzlich regeln bzw. die Gesetze zur 
Schwächung der Gewerkschaften besei- 



Lars Mörking ist Redakteur der UZ 


tigen, um eine generelle Erhöhung der 
Löhne zu ermöglichen. 

Sanders kritisiert das System der 
Wahlkampffinanzierung und den Zu¬ 
griff der Konzerne auf die von ihnen 
finanzierten Kandidaten, und auch die 
US-Massenmedien, allesamt im Besitz 
der Reichen und Mächtigen. Er führt 
einen Wahlkampf gegen Republikaner 
und Demokraten, für die er sich nach 
eigenen Angaben als Kandidat nur 
registrieren ließ, weil er als Unabhän¬ 
giger bei der Präsidentschaftswahl noch 


weniger Chancen gehabt hätte. Und 
doch schaffte er es nicht in die Endaus¬ 
scheidung um die US-Präsidentschaft. 
Trotzdem war sein Wahlkampf erfolg¬ 
reich, wie er heute meint. In seinem 
Buch „Our Revolution“ - was auch der 
Name einer von ihm im August 2016 ge¬ 
gründeten Organisation ist - zählt er es 
zu seinen größten Erfolgen, dass sein 
Wahlkampf dazu beigetragen hat, Men¬ 
schen zu mobilisieren und organisieren. 

Mit seiner - wenn auch zögerli¬ 
chen - Unterstützung Hillary Clintons 
im Wahlkampf gegen Donald Trump 
hat er sich dann doch noch auf das ewi¬ 
ge Spielchen des „Wer ist das kleine¬ 
re Übel?“ eingelassen. Derzeit mobili¬ 
siert er Kundgebungen und Demons¬ 
trationen zur Verteidigung und zum 
Ausbau von Obamacare - einer staat¬ 
lich geförderten Ausweitung des lü¬ 
ckenhaften Krankenversicherungssys¬ 
tems. Dabei steht er an der Seite füh¬ 
render Figuren der Demokratischen 
Partei, die ihn im Vorwahlkampf gegen 
Clinton bitter bekämpft haben. Der 
Erfolg von Bernie Sanders liegt darin, 
dass seine Wahlkampagne u. a. zur Stär¬ 
kung der US-amerikanischen Gewerk¬ 
schaftsbewegung beigetragen hat. An¬ 
gesichts der Härte des von oben geführ¬ 
ten Klassenkampfes ist die Perspektive 
seiner im Kern sozialdemokratischen 
Politik unklar, auch weil keine Organi¬ 
sation, keine Partei dahinter steht und 
der Kampf um Einfluss hauptsächlich 
über die Erringung von Posten und 
Mandaten der Demokratischen Partei 
ausgetragen wird. Die Gefahr besteht, 
dass Sanders am Ende als Anti-Trump 
zum Gesicht einer Kampagne zur Ver¬ 
teidigung des politischen Erbes der Ob¬ 
ama-Jahre verkommt. 


Nein, es sieht nicht so aus, als ob Donald 
Trump so bald die Herzen der US-Ge- 
heimdienste und der Mainstream-Medi¬ 
en erobern könnte. CIA-Direktor John 
Brennan habe Trump ob seiner Twitter- 
Nachrichten „abgewatscht“, jubelt der 
Spiegel. Der künftige Chef im Weißen 
Haus gilt Brennan ohnehin als eine Art 
unfreiwilliger russischer Einfluss-Agent, 
der bei einer „Golddusche“, verabreicht 
durch russische Prostituierte, vom rus¬ 
sischen Geheimdienst FSB beobach¬ 
tet und mit diesem „Kompromat“ zu 
einem willigen Werkzeug in der Hand 
des finsteren Puppenspielers Wladimir 
Putin gemacht worden sei. Trump sol¬ 
le aufpassen, was er sagt, meinte Bren¬ 
nan. Der gewählte Präsident der USA 
ist für die CIA und die von ihr nicht 
unwesentlich gesteuerten Medien ein 
Sicherheitsrisiko. Trump habe nicht be¬ 
griffen, welche Bedrohung Russland für 
die USA darstelle. Was die persönliche 
Sicherheitslage des künftigen Präsiden¬ 
ten nicht gerade erhöhen dürfte, auch 
wenn Trump nun vorsichtshalber den 
CIA-Spitzenmann gegen eigenes Per¬ 
sonal austauschen wird. 

Wie anders doch Barack Obama. 
Bei seiner Abschiedsrede wurde er, 
und natürlich auch die ihn bejubeln¬ 
de Cheerleaderpresse, von Glanz und 
Glorie der eigenen Story schier über¬ 
wältigt: Was bin ich doch für ein toffter 
Typ. Acht Jahre Obama - eine einzige 
Erfolgsgeschichte. 


Dokumentiert 


Selbstverständlich hätte das rot-rot- 
grüne Regierungsbündnis diese An wür¬ 
fe locker überstanden, vor allem dann, 
wenn Andrej Holm die Chance gehabt 
hätte, das Regierungsprogramm - in 
seinem Ressort - umzusetzen. Das wäre 
nicht normal, sondern ein eher unge¬ 
wöhnlicher Vorgang gewesen, Wahlver¬ 
sprechen tatsächlich auch umzusetzen. 
(...) 

Was der SPD-Bürgermeister in die 
Person Andrej Holm hineinprojiziert 
und verschiebt, wäre - im besten Fall - 
das Ergebnis des gemeinsam aufgestell¬ 
ten Regierungsprogrammes gewesen: 
(Leichte) Konfrontation mit den mäch¬ 
tigen wirtschaftlichen Interessensgrup¬ 
pen, also dem Immobilienverwertungs¬ 
konsortium aus (Bau-)Politik, Investo¬ 
ren und Banken, die seit Jahrzehnten 
ihre Agenda in Regierungspolitiken 
hineinschreiben und dort für Gemein¬ 
wohl ausgeben. 

Was steht im Regierungspro¬ 
gramm, für dessen Umsetzung An¬ 
drej Holm mit die Verantwortung 
übernommen hätte? Der Koalitions¬ 
vertrag sieht vor, dass „die Berliner 
Wohnungsbaugesellschaften 6000 
Wohnungen pro Jahr neu bauen sol- 


Was kümmern da schon die 5 Mil¬ 
lionen aus ihren Häusern vertriebenen 
US-Familien, die 46 Millionen US-Bür- 
ger, die von Lebensmittelmarken leben, 
die allein in 2016 von einer rassistischen 
Polizei mehr als Tausend Erschossenen, 
die in Sinn- und Perspektivlosigkeit zer¬ 
fallende Gesellschaft? Hauptsache die 
Wall Street brummt. 

Oder das zerstörte Afghanistan, 
der zerstörte Irak, das zerstörte Li¬ 
byen, das zerstörte Syrien, der Krieg 
in der Ukraine, die strategische Auf¬ 
rüstung des islamischen Fundamenta¬ 
lismus, die Hunderttausenden Toten, 
Verwundeten, Millionen um jede Per¬ 
spektive Gebrachten, die 60 Millionen 
Flüchtlinge? Und vor allem die strate¬ 
gische Konfrontation gegen Russland 
und China? Der Friedensnobelpreis¬ 
träger ist per Definition der gute Gute. 
Ein würdiger Vertreter des US-ameri¬ 
kanischen Exzeptionalismus, der sich 
seit jeher berufen fühlt, das Heil in die 
Welt zu bomben. „R2P“ responsible to 
protect, (Verantwortung zum Schutz) 
heißt die neueste Variante. 26000 
Bomben auf sieben Staaten allein in 
2016. Da sind die Tausenden „extrale¬ 
galen“ Drohnen-Morde (eine originä¬ 
re Obama-Spezialität) und die Opfer 
der zahlreichen geheimen Killertrupps 
noch garnicht mitgezählt. Und von Gu- 
antanamo redet eh keiner mehr. Good- 
bye, Mr. Obama, Du warst schon ein 
Super-Typ. 


len - bis 2021 soll Berlin 55 000 Woh¬ 
nungen mehr besitzen, und die sollen 
bezahlbar sein. Eine „mieterfreund¬ 
liche“ Mietpreisbremse soll her, das 
Ende der Privatisierung öffentlicher 
Immobilien ist beschlossen, ein Wohn- 
raumförderfonds kommt, eine „ein¬ 
kommensorientierte Richtsatzmiete“ 
soll die in Berlin aus dem Ruder gelau¬ 
fenen Sozialmieten wieder bezahlbar 
machen, kurz: Ein Traum für Gentrifi- 
zierungskritiker.“ (Christoph Twickel, 
spiegel.de vom 12.1.2017) 

Das ist zwar kein Traum(angebot), 
schon gar nicht für alle „Gentrifizie- 
rungskritiker“, aber eben ein klitze¬ 
kleines Stück vom Kuchen. Das hätte 
das Immobilienverwertungskonsortium 
alles andere als arm gemacht. Dass An¬ 
drej Holms Engagement als Stadtsozio¬ 
loge und Aktivist dafür spricht, dass er 
diese Vorgaben umgesetzt hätte, dass 
ihm all jene das zugetraut haben, die 
der herrschenden gated community-Po¬ 
litik nichts abgewinnen können, wurde 
ihm zum Verhängnis. 

Es geht nicht im Geringsten um An¬ 
drej Holms Vergangenheit, sondern da¬ 
rum, an der Gegenwart dieser Stadtpo¬ 
litik festzuhalten. 


Wolf Wetzel auf „nachdenkseiten.de“ 

Causa Andrej Holm 
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Generalplan zur „Judenvernichtung“ 

Vor 75 Jahren fand die Wannsee-Konferenz statt 


A m 20. Januar 1942 kamen in der 
Villa „Am Großen Wannsee 56 - 
58“ in Berlin hochrangige Vertre¬ 
ter der faschistischen Macht zusammen. 
SS-Obergruppenführer Reinhard Heyd- 
rich - zu dieser Zeit nicht nur Leiter des 
Reichssicherheitshauptamts (RSHA), 
sondern auch Stellvertretender Reichs¬ 
protektor in Böhmen und Mähren - 
hatte 13 Staatssekretäre verschiedener 
Ministerien sowie hohe Partei- und SS- 
Funktionäre zu einer „Besprechung mit 
anschließendem Frühstück“ eingeladen. 

Die Konferenz kennzeichnete - wie 
teilweise irrtümlich angenommen - 
nicht den Beginn des Massenmords an 
den europäischen Juden. Der war bereits 
im vollen Gange. Die Entscheidungen 
darüber waren in den Wochen vor dem 
Überfall auf die Sowjetunion und im 
Sommer 1941 gefallen. 

Bereits 1938 wurde im Reich mit 
dem Novemberpogrom die Verfolgung 
der Juden massiv verstärkt. Nach der 
Eroberung polnischer Gebiete wurde 
die dort lebenden jüdischen Bewohner 
drangsaliert und „umgesiedelt“. Eine 
„zur besonderen Verfügung“ gebildete 
Einsatzgruppe unter Udo von Woyrsch 
erschoss bis Jahresende 1939 etwa 7 000 
Juden. 

Mit dem Krieg gegen die Sowjetuni¬ 
on eröffneten die deutschen Faschisten, 
die „Rassisten-Antisemiten“ - wie Kurt 
Pätzold schrieb („ Zweiter Weltkrieg“ 
S. 54) - „ein neues, das letzte Kapitel ih¬ 
rer Judenverfolgung, sie vollzogen den 
Übergang von der Politik der Vertrei¬ 
bung zur Praxis der Vernichtung“. Schon 
in den „Richtlinien für das Verhalten der 
Truppe in Russland“ vom 19. Mai 1941 


wurde von der Wehrmacht ein „rück¬ 
sichtsloses und energisches Durchgrei¬ 
fen gegen bolschewistische Hetzer, Frei¬ 
schärler, Saboteure, Juden“ gefordert. 

Um dann nach dem Überfall auf die 
Sowjetunion „das Verbrechen unver¬ 
züglich in Gang zu setzen, wurden für 
den Einsatz hinter den drei Heeresgrup¬ 
pen so genannte Einsatzgruppen der 
Sicherheitspolizei und des Sicherheits¬ 
dienstes (SD) gebildet. Deren Ober¬ 
kommandierender wurde SS-Ober¬ 
gruppenführer Reinhard Heydrich, der 
Chef des Reichssicherheitshauptamtes. 
Die Befehlszentrale der Gruppen be¬ 
fand sich mithin in Berlin. Der Auftrag 
dieser Sonderformationen lautete, alle 
Partei- und Staatsfunktionäre, die ihnen 
im besetzten sowjetischen Gebiet in die 
Hand fallen würden, zu exekutieren und 
ebenso alle Politischen Kommissare der 
Roten Armee. Gleichzeitig, und darin 
bestand schließlich die hauptsächliche 
Tätigkeit dieser Mörderschwadronen, 
hatten sie die Juden zu töten.“ (Eben¬ 
da, S. 54/55) 

Am 24. Juni 1941 erschoss eine rasch 
formierte Gruppe von Polizisten in der 
ostpreußischen Stadt Memel - nahe der 
Grenze auf litauischem Gebiet - die dort 
angetroffenen Juden. Auf diese Weise 
nahm sie der heranrückenden Einsatz¬ 
gruppe einen Teil ihres Mordhandwerks 
ab. Diesem Verbrechen folgten unzäh¬ 
lige weitere. Mit dem Massaker von 
Kamenez-Podolsk an ungarischen und 
ukrainischen Juden Ende August 1941 
begann eine Reihe von Massenerschie¬ 
ßungen. Im September/Anfang Oktober 
1941 starb die jüdische Bevölkerung von 
Kiew in Baby Jar ... 


Auf der Wannseekonferenz am 
20. Januar 1942 ging es vor allem darum, 
die Organisation der Deportation der 
gesamten jüdischen Bevölkerung Euro¬ 
pas zur Vernichtung in den Osten und 
die erforderliche Koordination sicher¬ 
zustellen. Also gewissermaßen einen 
Generalplan zur „Judenvernichtung“ 
aufzustellen. Auf ihr wurde beraten, wie 
das Verbrechen, dem bis zum Ende des 
Krieges in Europa und der Zerschlagung 
des faschistischen Deutschlands 6 Milli¬ 
onen Menschen zum Opfer fielen, noch 
schneller und „effektiver“ umgesetzt 
und „vollendet“ werden konnte. 

Dass es eine solche Konferenz gege¬ 
ben hatte, war bereits zur Zeit des Pro¬ 
zesses gegen die Hauptkriegsverbrecher 
in Nürnberg (1945/46) bekannt. Doch 
erst allmählich ergab sich durch Unter¬ 
suchungen, die Sichtung von Dokumen¬ 
ten und aus den Aussagen überlebender 
Teilnehmer, die meist versuchten, ihre 
eigene Rolle während der Konferenz 
und bei der Durchsetzung des Berate¬ 
nen herunterzuspielen, ein Bild des tat¬ 
sächlichen Geschehens. 

Kurt Pätzold fasste die Aussagen von 
Adolf Eichmann während seines Pro¬ 
zesses in Israel, der 1961, nachdem man 
seiner in Argentinien habhaft werden 
konnte, stattfand, über den Ablauf der 
Wannseekonferenz wie folgt zusammen: 

„Behält man sein Verteidigungsin¬ 
teresse im Angesicht des Galgens im 
Gedächtnis, so lässt sich aus Eichmanns 
Aussagen doch über den Hergang der 
Zusammenkunft etwa folgendes Bild 
gewinnen: Zunächst hörten die Gelade¬ 
nen den Vortrag Heydrichs, für den ihm 
Eichmann das Material herbeigeschafft 


und geordnet hatte. Der RSHA-Chef 
sprach wie auch bei anderen ähnlichen 
Gelegenheiten frei, hielt sich aber an die 
Papiere Eichmanns mit Sicherheit dort, 
wo er Zahlenangaben referierte. Wenn 
die Anordnung des Protokolls auch die 
zeitliche Reihenfolge wiedergibt, dann 
ließ Heydrich nach seinen Ausführun¬ 
gen, die den Vernichtungsplan Umris¬ 
sen, zunächst eine Aussprache darüber 
zu, wie gewährleistet werden könne, dass 
wirklich alle im faschistischen Machtbe¬ 
reich befindlichen Juden ergriffen und 
deportiert würden, damit niemand dem 
Tode entginge. Dann entwickelte er sei¬ 
ne Auffassungen über die Behandlung 
der ,Mischlinge’ und der in ,Mischehen 4 
lebenden Juden, worüber innerhalb der 
faschistischen Führungsspitze und Bü¬ 
rokratie unterschiedliche Ansichten 
herrschten und abweichende Pläne exis¬ 
tierten. Danach wurde dieser Fragen¬ 
komplex diskutiert. Schließlich kehrte 
die Diskussion wieder zum ersten Teil, 
dem Massenmord, zurück. 

Diese abschließende Debatte erfolg¬ 
te, immer nach Eichmanns Berichten, in 
aufgelockerter Stimmung, zu der beige¬ 
tragen haben mochte, dass Ordonnan¬ 
zen Heydrichs Gästen auch Cognac an- 
boten. In Eichmanns Gedächtnis blieb, 
dass sich die Anwesenden mit deutli¬ 
chen Temperamentsunterschieden an 
der Diskussion darüber beteiligten, wie 
man die Juden umbringen und mit wel¬ 
chen Gruppen von ihnen man beginnen 
sollte.“ („Die Wannseekonferenz - zu ih¬ 
rem Platz in der Geschichte der Juden¬ 
verfolgung“, S. 265) 

Eichmann galt als „Protokollführer“ 
des sogenannten Wannseeprotokolls. 


Vor allem aber war er Leiter des für die 
Organisation der Vertreibung und De¬ 
portation der Juden zuständigen Eich¬ 
mannreferats des Reichssicherheits¬ 
hauptamtes (RSHA) in Berlin. 

Bevor die Wannseekonferenz ein¬ 
berufen wurde, hatten die Mörder mit 
Zustimmung der deutschen faschisti¬ 
schen Führung rund 900 000 Juden aus 
Deutschland, Polen und Russland in den 
von der Wehrmacht besetzten Gebieten 
umgebracht. 

Ein Drittel der Konferenzteilneh¬ 
mer überlebte den Krieg nicht. Heyd¬ 
rich starb 1942 an den Folgen eines At¬ 
tentats, Roland Freisler kam bei einem 
Bombenangriff ums Leben, Rudolf Lan¬ 
ge und Alfred Meyer verübten Selbst¬ 
mord. Martin Luther verstarb im Früh¬ 
jahr 1945 an den Folgen seiner Haft im 
KZ Sachsenhausen. Heinrich Müller gilt 
als verschollen. Zwei Teilnehmer wur¬ 
den 1946 hingerichtet, andere starben, 
bevor sie belangt werden konnten. So¬ 
weit die Überlebenden vor Gericht ka¬ 
men, wurden sie bald wieder auf freien 
Fuß gesetzt. Adolf Eichmann wurde we¬ 
gen seiner Verbrechen in Israel verur¬ 
teilt und 1962 hingerichtet. nh 
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Die Emanzipation der Naturforschung 

Vor 375 Jahren starb der von der Inquisition verurteilte Galileo Galilei 



Statue von Galileo Galilei (1564-1642); 
an den Uffizien, Florenz. 

N ach Giordano Bruno, der am 
17. Februar 1600 in Rom auf dem 
Scheiterhaufen verbrannt wur¬ 
de, gehört Galileo Galilei zu den pro¬ 
minentesten Opfern der Verfolgung 
durch die Inquisition der Katholischen 
Kirche. Dem Feuertod entging der fast 
70-jährige Galilei nur, weil er seine 
bahnbrechenden wissenschaftlichen 
Erkenntnisse nach ersten Torturen und 
der Androhung noch furchtbarerer Fol¬ 
ter widerrief. Am 22. Juni 1633 wurde 
er dennoch zu lebenslanger Kerkerhaft 
verurteilt. Danach in Hausarrest umge¬ 
wandelt, musste er die Strafe, obwohl 
seit 1637 völlig erblindet, bis zu seinem 
Tod am 8. Januar 1642 verbüßen. 

Zeiten der Restauration 

Als Galilei am 15. Februar 1564 in Pisa 
geboren wurde, waren Renaissance- 
Humanismus, frühbürgerliche Revolu¬ 
tion und Reformation schon Geschich¬ 
te. Klerus und reaktionärer Feudaladel 
hatten die Gegenreformation forciert, 
der Spanier Ignatius von Loyola dafür 


mit dem Jesuitenorden eine Kampf¬ 
truppe gebildet. Nach den Niederlagen 
Thomas Münzers 1525 bei Mühlhausen 
in Thüringen, der Schweizer Reforma¬ 
tion 1531 in der Schlacht bei Kappel 
(Tod Huldrych Zwinglis) wurde 1546 der 
Schmalkaldener Bund besiegt. 1542 hat¬ 
te Paul III. zur „Reinhaltung der Glau¬ 
bens- und Sittenlehre“ mit der Bulle 
„Licet ab initio“ (Von Anbeginn an) als 
Oberste Instanz aller Glaubenstribunale 
die Kongregation für römische und welt¬ 
weite Inquisition, kurz Sanctum Offici¬ 
um genannt, geschaffen. Die Inquisition 
brachte in den kommenden Jahrhunder¬ 
ten etwa drei Millionen Menschen um, 
unzählige davon auf dem Scheiterhau¬ 
fen. 

Wie Giordano Bruno lebte auch Ga¬ 
lileo Galilei in Zeiten der reaktionären 
Restauration. Trotz des Vormarschs der 
Gegenreformation setzte er aber das auf 
Erkenntnis und Wahrheit, die Freiheit, 
Würde und Selbstständigkeit des Men¬ 
schen gerichtete Renaissancedenken 
fort und fügte ihm neue bahnbrechende 
Erkenntnisse hinzu. 

Die Entdeckung 
des Fallgesetzes 

Schon während seines Studiums, zu¬ 
nächst der Medizin und Philosophie, 
dann der Mathematik, erkannte er die 
Unabhängigkeit der Frequenz der Pen¬ 
delschwingungen von der Auslenkung 
des Pendels. Mit 26 Jahren Professor 
der Mathematik, entdeckte er die hy¬ 
drostatische Waage, studierte die Geset¬ 
ze des freien Falls und formulierte später 
(1609) auch das Fallgesetz als erstes mo¬ 
dernes Naturgesetz. 

1592 fand er die Proportionalwinkel 
und stellte ein Thermoskop her. 1610 
konstruierte er ein Fernrohr, das eine 
33-fache Vergrößerung erreichte. Die 
Linsen dazu schliff er selbst. Mit dem 
Fernrohr beobachtete Galilei als einer 
der ersten Menschen den Himmel. Das 
war eine Revolution in der Astronomie, 
denn Himmelsbeobachtung erfolgte bis 
dahin nur mit bloßem Auge. Noch im 
selben Jahr entdeckte Galilei die vier 


größten Jupitermonde. Er erkannte, dass 
die Milchstraße keine neblige Erschei¬ 
nung ist (was man bis dahin mit bloßem 
Auge so wahrgenommen hatte), son¬ 
dern aus einer Vielzahl einzelner Ster¬ 
ne besteht. Vor allem diese Entdeckung 
war eine Sensation und rückte Galilei in 
den Blickpunkt der wissenschaftlichen 
Öffentlichkeit. Später erfasste er den 
Phasenwinkel der Venus, die Sonnen¬ 
flecken und die Mondkrater. Er beob¬ 
achtete die Erscheinung der Saturnrin¬ 
ge, erkannte aber nicht, dass es sich um 
Ringe handelt. Galilei gelang, das spezi¬ 
fische Gewicht der Luft als ein 660stel 
des Gewichts des Wassers festzustellen 
(bis dahin galt, dass Luft kein Gewicht 
hat). Seine herausragenden Forschungs¬ 
ergebnisse wurden mit der Aufnahme in 
die Accademia dei Lincei gewürdigt, der 
zu dieser Zeit nur sechs Gelehrte ange¬ 
hörten. 

Verteidiger des Kopernikus 

Mit der Entdeckung der Jupitermon¬ 
de konnte erstmals beobachtet wer¬ 
den, dass es Himmelskörper gibt, die 
sich nicht um die Erde drehen. Mit sei¬ 
nen Forschungsergebnissen widerlegte 
Galileo das ptolemäische Weltsystem 
der Katholischen Kirche, nach dem die 
Erde der Mittelpunkt des Kosmos sei. 
Viele seiner Schriften publizierte er 
nicht wie üblich in Latein, sondern in 
breiteren Leserkreisen verständlichem 
Italienisch, was eine unerbittliche Ver¬ 
folgung der Inquisition zu Folge hatte. 
Das umso mehr, als er ein glühender 
Verteidiger des von seinem Zeitgenos¬ 
sen Nikolaus Kopernikus (1473-1543) 
entwickelten heliozentrischen Weltsys¬ 
tems war, mit dem „die Emanzipation 
der Naturforschung von der Theologie“ 
eingeleitet wurde (Friedrich Engels). 
Galilei bestätigte die Erkenntnisse des 
Kopernikus und ergänzte sie mit seinen 
Erkenntnissen. 

Nachdem die Kopernikanische Leh¬ 
re 1616 durch ein Inquisitionsurteil ver¬ 
bannt wurde, verteidigte Galilei dieses 
System mit seinen „Dialogen“. Er hielt 
die Bewegung der Erde um die Sonne 


für wahr und schrieb, nur „stumpfsinnige 
Mondkälber“ könnten daran zweifeln. 
Auch ohne Namensnennung attackier¬ 
te er so Papst Urban VIII. persönlich. 

Nach diesen Angriffen auf die bor¬ 
nierte theologische Sicht wurde er ver¬ 
haftet, in Rom von einem Inquisitions¬ 
tribunal verhört und gefoltert. Nach 
Androhung schärfster Torturen schwor 
er 1633 seiner Lehre ab. Er wurde den¬ 
noch zu einer lebenslangen Kerkerstrafe 
verurteilt und ihm jegliche Lehrtätigkeit 
verboten. Seine Schriften zur Koperni- 
kanischen Lehre wurden auf den 1559 
vom Papst zur Unterdrückung jeglichen 
progressiven Gedankengutes geschaffe¬ 
nen Index Librorum Prohibitorum (Lis¬ 
te der verbotenen Bücher) gesetzt, von 
dem sie erst 1835 gestrichen wurden. Auf 
diesem Index standen bis Anfang des 
20. Jahrhunderts etwa 10 000 Bücher, 
darunter die Werke von Bruno, Koper¬ 
nikus und vieler anderer „Ketzer“, bis 
1827 Kants „Kritik der reinen Vernunft“, 
noch 1961 Jean Paul Sartre und Simo¬ 
ne de Beauvoir. Überflüssig zu erwäh¬ 
nen, dass kommunistische Werke dazu 
gehörten. Ein indiziertes Buch durften 
Katholiken weder lesen noch herausge¬ 
ben, aufbewahren oder verkaufen. 

Den Hausarrest durfte Galilei später 
auf seinem Landgut bei Florenz verbrin¬ 
gen, wo er sein Hauptwerk über die Fall- 
und Trägheitsgesetze schrieb. Das Manu¬ 
skript wurde nach Holland geschmug¬ 
gelt, dort aber erst 1638 verlegt. Völlig 
erblindet, arbeitete Galilei bis zu seinem 
Tod weiter. Er verfasste die Kohäsions¬ 
lehre, beschäftigte sich weiter mit der 
Pendeluhr und entdeckte die Libration 
des Mondes. Ein Gnadengesuch lehnte 
der Papst ab. 

Mit seinen Forschungsergebnissen 
befreite Galilei die Naturwissenschaf¬ 
ten von den theologischen Beschrän¬ 
kungen. Mit der Anwendung der Ma¬ 
thematik erhob er diese zu einem In¬ 
strument der Naturforschung und der 
Begründung der klassischen Natur¬ 
wissenschaften, darunter vor allem der 
Physik. U. a. formulierte er als Erster das 
Relativitätsprinzip und legte Grundsät¬ 


ze zur Bestimmung der Lichtgeschwin¬ 
digkeit dar. 

Bedingte Rehabilitation 

Weltweit erhielt Galileo zahlreiche Eh¬ 
rungen: 1935 wurden die Mondkrater im 
„Ozean der Stürme“ nach ihm benannt; 
Die NASA taufte ihr 1989 gestartetes 
Raumfahrzeug zur Erforschung des Ju¬ 
piter und seiner Monde nach ihm; das 
europäische Satelliten-Navigationssys- 
tem trägt seinen Namen, in seiner Hei¬ 
matstadt Pisa der Flughafen. 

Bertolt Brecht hat in seinem The¬ 
aterstück „Leben des Galilei“ (Musik 
Hanns Eisler) am Beispiel des großen 
italienischen Forschers die Verantwor¬ 
tung des Wissenschaftlers in der Gesell¬ 
schaft herausgearbeitet. 1943 in Zürich 
uraufgeführt, hat Brecht 1945 nach den 
Atombombenabwürfen in Japan mit 
dem Schauspieler Charles Laughton in 
Los Angeles eine zweite, englischspra¬ 
chige Fassung erarbeitet, in der nun die 
Verantwortung des Wissenschaftlers für 
die Verwertung seiner Erkenntnisse im 
Vordergrund stand. 

Im Oktober 1992 verkündete Papst 
Johannes Paul II. für Galilei anlässlich 
seines 350. Todestages eine bedingte Re¬ 
habilitation. Bedingt deshalb, weil der 
Papst die Inquisition noch immer recht¬ 
fertigte, in dem er ihr bescheinigte, „in 
gutem Glauben“ und „aus Sorge um die 
Kirche“ gehandelt und dabei „einen tra¬ 
gischen Fehler“ begangen zu haben. Der 
für seinen Fanatismus bekannte polni¬ 
sche Papst hatte die Stirn, das Urteil als 
ein „tragisches wechselseitiges Missver¬ 
ständnis“ zwischen dem Pisaer Wissen¬ 
schaftler und den Richtern der Inquisiti¬ 
on zu bezeichnen. Der unschuldig verur¬ 
teilte Galilei wurde so mitverantwortlich 
gemacht. Kein Wort der Rehabilitation 
oder des Gedenkens fiel für die Milli¬ 
onen Opfer der Inquisition, kein Wort 
der Verurteilung der jahrhundertelan¬ 
gen Unterdrückung der Glaubens- und 
Gewissensfreiheit, des Fortschritts wis¬ 
senschaftlichen Denkens und der Eman¬ 
zipation des Menschen. 

Anhänger von Franziskus, die ihn 
als Reformpapst feiern, warteten ver¬ 
geblich auf eine Korrektur dieser men¬ 
schenfeindlichen Haltung. Er hüllte 
sich wieder einmal in Schweigen. 

Gerhard Feldbauer 
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Enttäuschend 

Man stelle sich vor: Der Einladung der 
„jungen Welt“ an Künstlerinnen und 
Künstler, sich während der LL-Konfe- 
renz am letzten Samstag in Berlin mit 
Werken zu präsentieren, wäre der eine 
oder andere bekannte bis sehr bekann¬ 
te Künstler gefolgt: Es hätte große Auf¬ 
merksamkeit bereits im Vorfeld gegeben. 
Welche Mühe wäre aufgewandt worden, 
um eine ansprechende und angemessene 
Form der Präsentation zu finden, welche 
mediale Arbeit wäre geleistet worden, 
um dies zu würdigen. 

Man stelle sich vor, diese Anforde¬ 
rungen an die Kunstausstellung hätte 
man im diesjährigen Rahmen zugrunde 
gelegt. Niemand wäre auf die Idee ge¬ 
kommen, den Abstand zwischen den ge¬ 
zeigten Bildern und den Betrachtern auf 
mehrere Meter zu halten, die Lesbarkeit 
von Titel und Künstler auf kleine Täfel¬ 
chen zu reduzieren, Informationen über 
den/die Künstler/Künstlerin nur bei den 
Wenigsten vorzuhalten. Die Lichtver¬ 
hältnisse im Foyer des Hotelkomplexes, 
in dem die LL-Konferenz stattfand, wa¬ 
ren auch nicht zum Besten und je später 
der winterliche Nachmittag, desto düste¬ 
rer und abweisender wurde es. 

Wer auch immer das zu verantworten 
hatte, es machte den Eindruck von Ge¬ 
dankenlosigkeit und geringer Wertschät¬ 
zung und sollte bei der Bedeutung, die 
gerade linke Organisationen der Kunst 
und ihren „Verursachern“ widmen müs¬ 
sen, nicht passieren. Damit kein falscher 
Eindruck hängen bleibt: Die Aufmerk¬ 
samkeit der Verantwortlichen für die 
„Eishalle“ auf dem UZ-Pressefest in 
Dortmund ist auch nicht besser. Gut ge¬ 
meint ist noch lange nicht gut gemacht. 

Entlarvend 

Zur ideologischen Begründung und fes¬ 
ten Verankerung imperialistischer Politik 
der Herrschenden in großen Teilen der 
Bevölkerung gehört auch der „richtige 
Blick auf vergangene Zeiten“. Die Fra¬ 
ge „Wer erzählt wie die Geschichte der 
Völker“ ist von eminenter Bedeutung 
dafür, wie laufende und geplante Politik 
gestaltet wird. 

In Verantwortung des Bundes exis¬ 
tiert in Berlin das „Deutsche Historische 
Museum“, Unter den Linden gelegen. 
Hier läuft zur Zeit die Ausstellung „Deut¬ 
scher Kolonialismus - Fragmente seiner 
Geschichte und Gegenwart“. Behauptet 
wird im Begleittext, dass die koloniale 
Ideologie offengelegt würde, dass die Mo¬ 
tive der Kolonisatoren deutlich würden 
und welche Auswirkungen bis heute die 
deutsche Kolonialgeschichte habe. 

Auf der Suche nach den Interessen, 
die das deutsche Kapital, die Bourgeoi¬ 
sie und ihr Personal aus Politik, Militär, 
Kirchen und Universitäten bei den Er¬ 
oberungen besonders im Süden Afri¬ 
kas, aber auch in Südostasien verfolg¬ 
ten, sucht der Besucher vergeblich nach 
Fakten zur Ausbeutung von Rohstoffen, 
zu beteiligten Firmen, nach Zahlen und 
Größenordnungen. Das Wort „Imperia¬ 
lismus“ taucht in der Ausstellung erst in 
einem Aufruf der KPD 1927 auf zu ei¬ 
ner Kundgebung gegen die Bestrebun¬ 
gen von Teilen der maßgebenden Kräfte, 
die Kolonien zurückzubekommen oder 
neue zu erhalten. 

Lieber zeigen reichlich viele Expona¬ 
te die „segensreiche“ Arbeit der Chris¬ 
tianisierung, die nur dem wissenschaft¬ 
lichen Fortschritt gewidmeten Arbeiten 
von Robert Koch und Paul Ehrlicher 
zur Tropenmedizin und eine Überfülle 
an Devotionalien und Reisemitbringseln. 
Entlarvend ist, dass erst eine Schulwand¬ 
karte von 1938 (!), geschmückt mit mar¬ 
kigen Sätzen von Hitler, Goebbels und 
Göring, die früheren und von den Fa¬ 
schisten wieder aufgenommenen Inter¬ 
essen anhand konkreter Beispiele, Zah¬ 
len und Größen, die kontinuierlichen Be¬ 
strebungen deutlich macht. 

Erfreulich ist der Blick ins Gäste¬ 
buch: Gefühlt mehr als die Hälfte aller 
Eintragungen äußern sich enttäuscht 
über die offensichtlichen Mängel, die 
Geschichtsklitterung und den Versuch 
der Bundesregierung, über eine sonn¬ 
tägliche Entschuldigung gegenüber den 
Nachfahren der Unterdrückten und Er¬ 
mordeten jegliche Debatte über Ent¬ 
schädigungen zu vermeiden bzw. zurück¬ 
zuweisen. Herbert Becker 


Legende des antifaschistischen Liedes 

Esther Bejarano begeistert die Kubaner 


U nter großer Anteilname der ku¬ 
banischen Öffentlichkeit schlos¬ 
sen Esther Bejarano und die 
Rap-Band „Microphone Mafia“ am 
Freitag, dem 13. Januar, ihre gemein¬ 
same Kuba-Tournee ab. 

In eine Hommage verwandelte sich 
die Abschlussvorstellung, auch wenn 
die Sängerin selbst wegen Erkrankung 
nicht anwesend sein konnte. Kurzfristig 
hatte die „Microphone Mafia“ Musiker 
aus der kubanischen Rap-Agentur auf 
die Bühne eingeladen, und diese erwie¬ 
sen freestyle der ehemaligen Akkor¬ 
deonspielerin des Mädchenorchesters 
von Auschwitz ihren Tribut. 

Es war das vierte Konzert am drit¬ 
ten Ort innerhalb von sechs Tagen. Ih¬ 
ren furiosen Auftakt fand die Tournee 
im Palacio de la Rumba im Zentrum 
Havannas, in Anwesenheit des deut¬ 
schen Botschafters. Auch in Camagüey 
sprang der Funken auf das Publikum 
über. Auf Einladung der Künstlerorga¬ 
nisation „Hermanos Safz“ und unter 
Anwesenheit hochrangiger Vertreter 
der Kulturpolitik tanzte am Ende der 
ganze Saal zu kölschen und jiddischen 
Liedern. Junge kubanische Künstler 
überreichten im Anschluss ein exklu¬ 
siv angefertigtes Porträt. 

Im Jugendzentrum „Mejunje“ in 
der Che-Guevara-Stadt Santa Clara 
erreichten Esther Bejaranos Lieder 
ein vor allem junges Publikum. Neben 
warmem Applaus ergoss sich hier über 
die Musiker leider auch ein Regenguss 
mit Folgen, zog sich Esther Bejarano 
doch eine problematische Erkrankung 
der Atemwege zu, die ihr die Teilnahme 
am letzten Auftritt der Gruppe unmög¬ 
lich machen sollte. 

Neben den Konzertauftritten absol¬ 
vierte die Gruppe ein intensives kultu¬ 
relles und politisches Beiprogramm. Die 
jüdische Gemeinde in Kuba empfing die 
Auschwitz-Überlebende mit großen Eh¬ 
ren. David Prinstein, Vize-Präsident der 
Comunidad Hebrea de Cuba, erklärte 
bei einem gemeinsamen Besuch eines 
Mahnmals für die Opfer der Shoa auf 
dem jüdischen Friedhof in Guanabacoa, 
dass für die jüdische Gemeinde in Kuba 
der Holocaust eine Erinnerung an die 
verschiedensten Gruppen von Verfolg¬ 
ten verlange, nicht ausschließlich an die 
der Juden. Auch das traditionelle Ge¬ 



bet „Frieden für Israel“ müsse als der 
Wunsch nach Frieden für die ganze Welt 
verstanden werden. Prinstein betonte, 
dass die jüdische Gemeinde in Kuba 
sich als privilegiert betrachte, angesichts 
unbegrenzter Möglichkeiten der Reli¬ 
gionsausübung auf der einen und der 
gesellschaftlichen Abwesenheit von Ju¬ 
denhass auf der anderen Seite. Kuba sei 
wahrscheinlich das einzige Land auf der 
Welt, so Prinstein, in dem die Synagogen 
keines bewaffneten Schutzes bedürfen. 

Esther Bejarano hatte ihrerseits be¬ 
reits zuvor auf einer Pressekonferenz 
deutlich gemacht, dass ihr Wunsch, 
nach Kuba zu reisen, aus dem Interesse 
rühre, den Fortschritt der Überwindung 
von Antisemitismus und Rassismus in 
einem Land zu erleben, dessen Regie¬ 
rung sich in der Vergangenheit mehr¬ 


fach ausdrücklich für das Recht der 
Palästinenser auf einen eigenen Staat 
eingesetzt hatte. Sie machte dabei auch 
deutlich, dass die aggressive Position 
der israelischen Regierung sie dazu 
veranlasst hatte, in den 1960er Jahren 
Israel zu verlassen und sich wieder in 
Deutschland, im Land der Täter wie sie 
sich ausdrückte, anzusiedeln. 

Die Bedeutung, der dieser Tournee 
in Kuba zugemessen wurde, zeigt sich 
auch in der ausführlichen Berichter¬ 
stattung. Fast täglich wurden Ausschnit¬ 
te von der Pressekonferenz und der 
Konzerte in den kubanischen Medien 
gebracht, mehrfach berichtete das ku¬ 
banische Tagesschau-Pendant „Noticie- 
ro Nacional“. Die größte Tageszeitung 
„Granma“ nannte Esther Bejarano in 
einem ganzseitigen Porträt eine „Le¬ 


gende des antifaschistischen Liedes“. 
Auch international wurde die Tournee 
wahrgenommen: britische und spani¬ 
sche Agenturen und sogar der in Mi¬ 
ami angesiedelte, antikommunistische 
„Nuevo Herald“ berichteten. 

Insgesamt zogen die Veranstalter 
eine positive Bilanz. Besonders die 
kubanische Seite zeigte sich glücklich, 
mit Esther Bejarano eine Künstlerin 
willkommen heißen zu dürfen, die zu¬ 
gleich eine eindrucksvolle Vertreterin 
des Antifaschismus und des Internatio¬ 
nalismus ist. „Wir haben jeden Moment 
der Anwesenheit von Esther genossen“, 
sagte der Sänger der Rap-Gruppe „lra 
base“ und Vorsitzende der kubanischen 
Rap-Agentur, Rüben Marin, beim der 
Verabschiedung der Musiker in Havan¬ 
na. Tobias Kriele 


Der Riss 

ln „Unter Tage“ thematisiert John Harvey 


den Streik englischer Bergarbeiter 1984 


Foto:CA.staticflickr.com/8/7305/i299498oii5_c5ib46e6b8_b.jpg 



Wie eine Besatzerarmee rückten die Polizeieinheiten 1984 in die Viertel der 
Bergarbeiter ein. 


Die Kriminalromane des Briten John 
Harvey (Jahrgang 1938) gehören zum 
Besten, was die Insel in diesem Genre 
zu bieten hat. Trotzdem (oder gerade 
deswegen) ist er bei deutschen Krimile¬ 
sern fast unbekannt. Das ist schade, denn 
seine Geschichten sind fest verwurzelt 
in der englischen Gesellschaft, deren 
grundlegende Veränderung in der That¬ 
cher-Ära er an Hand von Kriminalfällen 
eindrücklich nachvollziehbar macht. 

Harvey hatte Charlie Resnick schon 
in den Ruhestand geschickt, da wird im 
fiktiven Bledwell Vale, einer Kleinstadt 
im Kohlerevier des nördlichen Not- 
tinghamshire, bei Abrissarbeiten eine 
Leiche entdeckt. Es ist die vor fast 30 
Jahren im Dezember 1984 spurlos ver¬ 
schwundene Jenny Hardwick. Um die 
Umstände ihres Todes aufzuklären, 
wird Resnick in „Unter Tage“ reakti¬ 
viert. Als junger Polizist war er 1984 
in der Stadt, um hier die Protagonis¬ 
ten des großen Bergarbeiterstreiks, der 
das Land nachhaltig verändert hat, zu 
observieren. 

Es ist kein gewöhnlicher Streik. 
Hier geht es nur vordergründig um 
die mangelnde „Rentabilität“ der Ze¬ 
chen, die allesamt geschlossen werden 
sollen. Hier soll der neoliberale Um¬ 
bau der Gesellschaft beginnen, die 
Zerschlagung der Gewerkschaften 
und damit die Entmachtung der orga¬ 
nisierten Arbeiterbewegung. Und die 
Regierung Thatcher nimmt dafür be¬ 
wusst die Verelendung der Minenar¬ 
beiter in Kauf. 


Die Familie Harwick steht stellver¬ 
tretend für den Riss, der damals eben 
auch mitten durch die Arbeiterklasse 
geht, bis hinein in die Familie. Die ei¬ 
nen - wie Barry Hartwick - arbeiten, 
um ihre Familien zu ernähren. Die 
anderen hoffen durch den Streik ihre 
Arbeitsplätze sichern zu können. Bar¬ 
rys Frau Jenny steht auf der Seite der 
Streikenden, wird bald zu deren Wort¬ 
führerin und Vertrauten des örtlichen 
Gewerkschaftsführers. Wir erleben das 
Leid der Menschen, die Auseinander¬ 
setzungen zwischen Streikenden und 
Streikbrechern und die Gewalt der 


Staatsmacht. Die greift zu allen Mitteln, 
um ihre Ziele durchzusetzen. Die Poli¬ 
zei schickt Spitzel und Provokateure. 
Die Konten der Gewerkschaften wer¬ 
den „eingefroren“, die Streikenden ste¬ 
hen mittellos da. Doch es gibt Spenden. 
Hauptsächlich aus der UdSSR, aber 
auch aus Deutschland und Frankreich. 
Wie aber kommt das Geld an den Be¬ 
hörden vorbei zu den Kumpels? 

Harvey erzählt seine Geschichte 
nicht nur parallel, sondern auf zwei 
Zeitebenen. Geschickt benutzt er für 
die Ereignisse des Jahres 1984 das Prä¬ 
sens. Das nimmt die zeitliche Distanz, 


als Leserinnen sind wir ganz nah dran. 
Die teils mühselige Ermittlungsarbeit 
30 Jahre später wird in der Vergangen¬ 
heitsform beschrieben. Resnick und 
sein Team, allen voran Catherine Njo- 
roge, die er offiziell nur berät, haben mit 
allerlei Hindernissen zu kämpfen. Da 
müssen Zeugen aufgestöbert, falsche 
Fährten ausgeschlossen, Angehörigen 
kleine und große Familiengeheimnisse 
entlockt werden. Alles sehr zeitinten¬ 
siv und zudem heikel. Die obere Etage 
der Polizeiführung zeigt keinerlei In¬ 
teresse an einer neuerlichen Debatte 
zum Thema 1984 und die Folgen. Die 
Frage nach der Spur des Geldes stellt 
sich Resnick erst sehr spät. Und es setzt 
sich wieder die Erkenntnis durch: Gier 
ist ein starkes Motiv. Ellen Beeftink 


r 



John Harvey; Unterlage-Resnicks letz¬ 
ter Fall. Ars vivendi, 2016. Übersetzt von 
Gottfried Röckelein. 308 S. 20,00 Euro. 
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DKP Hannover mischt sich weiter ein 

Kommunalpolitik nicht nur zu Wahlkampfzeiten von Bedeutung 



Die Sparkasse in Linden-Süd: Auch ihre Tage sollen gezählt sein 


Dass der Stellenwert der Kommunal¬ 
politik nicht nur zu Wahlkampfzeiten 
für Hannovers DKP eine große Be¬ 
deutung hat, ist auch an ihrer regelmä¬ 
ßig erscheinenden Kleinzeitung „Han¬ 
noversches Volksblatt“ erkennbar. So 
werden in der seit Jahrzehnten heraus¬ 
gebrachten Publikation (Auflage z.Zt. 

6 500 Exemplare) brisante Themen der 
niedersächsischen Landeshauptstadt 
aufgegriffen, Hintergründe dargestellt 
und Aktionsmöglichkeiten aufgezeigt. 
„Der Steintorplatz muss frei bleiben: 
Es drohen faule Kompromisse!“, lau¬ 
tet die Überschrift auf der Titelseite 
der letzten Ausgabe, die darauf hin¬ 
weist, dass die Bebauung des Innen¬ 
stadtplatzes mit zwei sechsgeschossi¬ 
gen Gebäuden längst noch nicht „end¬ 
gültig vom Tisch“ ist. Die Brisanz der 
Wohnungsversorgung, der beabsichtig¬ 
te Verkauf von über 800 Kleingärten 
an Bauinvestoren oder die unsozialen 
Privatisierungspläne für Schwimmbä¬ 
der - insbesondere die kommunalen 
Problemfelder werden, neben betrieb¬ 
lichen Konflikten und auch allgemein¬ 
politischen Themen, berücksichtigt und 
veröffentlicht. 

Nachfolgend dokumentiert die UZ 
einen Auszug aus dem „Hannover¬ 
schen Volksblatt“ zu einer Thematik, 
die gravierende Veränderungen und 
Einschränkungen für Hannoversche 
Sparkassennutzer/innen zur Folge hat. 

Sparkasse Hannover will 
19 Filialen schließen! 

Nachdem die Sparkasse bereits in die¬ 
sem Frühjahr das kostenlose Girokon¬ 
to abgeschafft hat (derzeitiger Preis: 

7 Euro) und die Kunden mit saftigen 
Preiserhöhungen belastete, soll der 
Kundenservice jetzt massiv abgebaut 
werden. Bis Ende 2019 will die Spar¬ 
kasse Hannover in Stadt und Umland 
19 Filialen schließen, davon allein acht 
im Stadtgebiet. 


Nach den Plänen von Sparkassen¬ 
chef Jagau sowie des Verwaltungs¬ 
ratsvorsitzenden, Oberbürgermeister 
Schostok, sollen die Stadtteile Limmer, 
Linden-Süd, Calenberger Neustadt und 
Davenstedt künftig ohne eigene Spar¬ 
kasse auskommen. Damit nicht genug: 
14 weitere Standorte im Einzugsbe¬ 
reich sollen auf Selbstbedienung um¬ 
gestellt werden und zehn andere sollen 
nur noch an zwei Tagen in der Woche 
geöffnet haben. 

Begründet wurden diese bürger¬ 
feindlichen Einschränkungen, die mit 
dem Abbau von 200 Arbeitsplätzen 
verbunden sind, mit schwindenden 
Zinsgewinnen und verändertem Ver¬ 
braucherverhalten, wie dem zuneh¬ 
menden Online-Banking. Auch ange¬ 
sichts schon unverschämt zu nennender 
Vorstandsgehälter (Jahreseinkommen 
von Herrn Jagau 2014: 613 661 Euro) 
sind diese Planungen asozial, große Tei¬ 


le der Bevölkerung werden einfach ab¬ 
gehängt. Besonders ältere Menschen, 
Mitbürger/innen mit Handicap sowie 
Mütter mit kleinen Kindern trifft es 
hart, weil eine wohnortnahe Versor¬ 
gung gerade für sie nicht mehr mög¬ 
lich wäre. 

Dabei sollten doch gerade kommu¬ 
nale Banken einen öffentlichen Auftrag 
erfüllen und das kommunale Gemein¬ 
wesen stärken. Nicht der Aufbau von 
Barrieren, sondern ihre Beseitigung 
sollte das Ziel sein. 

Mit Recht übten der Sozialverband 
Deutschland (SoVD) im Namen von 
33 000 Mitgliedern in der Region und 
der Seniorenbeirat scharfe Kritik. Nur 
durch den massiven Protest der Bevöl¬ 
kerung in Stadt und Region, unter Ein¬ 
beziehung von Bezirksräten, Räten und 
Regionsversammlung, wird das haar¬ 
sträubende Vorhaben zu verhindern 
sein. DKP Hannover 


Abgehoben und rücksichtslos 

Kürzungen treffen das soziale Leben in Mörfelden-Walldorf 


Die erneute massive Erhöhung der 
Grundsteuer B trifft alle Bürgerin¬ 
nen und Bürger. Aber sie ist nicht 
die einzige angekündigte Mehrbe¬ 
lastung. Auch die Kitagebühren sol¬ 
len um sechs Prozent angehoben 
werden. 

Der Eintritt ins Schwimmbad und 
zum Badesee soll teurer werden. Miet¬ 
erhöhungen für die Stadthalle und das 
Bürgerhaus sollen folgen. Bei den Ver¬ 
einszuschüssen denkt man daran, in 
den nächsten zwei Jahren 30 000 Euro 
zu kürzen. 

Der Personalabbau in der Verwal¬ 
tung geht weiter. Planstellen will man 
auch bei den Kindertagesstätten strei¬ 
chen. Das sind z.T. unveranwortliche 


Kürzungen, die das soziale Leben in 
der Stadt betreffen. 

Bemerkenswert ist: Anders als frü¬ 
her diskutiert, will man die Gewerbe¬ 
steuer mit 410 Punkten unbedingt nied¬ 
rig halten. Interessant auch: Für neue 
„Blitzanlagen“ will man ca. 500 000 
Euro ausgeben. Festzustellen ist: Die¬ 
se unternehmerfreundliche Stadtregie¬ 
rung weiß nicht mehr wie die kleinen 
Leute leben. 

Freie Wähler, FDP und die ehe¬ 
malige Arbeiterpartei SPD sind abge¬ 
hoben und kürzen rücksichtslos. Man 
hofft, bei der nächsten Wahl sei dann 
alles vergessen. 

Aus: „Blickpunkt“; Zeitung der DKP für 
Mörfelden-Walldorf, Januar 2017 



Belastungen vermindern 

Reinheimerwehren sich gegen LKW-Durchgangsverkehr 


Die Initiative „Reinheim ohne LKW- 
Durchgangsverkehr“ kann auf ein er¬ 
folgreiches Jahr zurückblicken. Dazu 
kann man nur gratulieren. Rückbli¬ 
ckend kann man sagen: Den Initiatoren 
ist es gelungen, das Thema des LKW- 
Durchgangsverkehrs in Reinheim bei 
allen politischen Parteien in den Vor¬ 
dergrund zu rücken. 

Wahrscheinlich annähernd tau¬ 
send Unterschriften von Bürgerinnen 
und Bürgern unter eine Petition an den 
Hessischen Landtag innerhalb von kur¬ 
zer Zeit zu sammeln, beweist, wie wich¬ 
tig das Thema ist. 

Nicht nur die vom Verkehr belas¬ 
teten Anwohner der Darmstädter-, 
Bahnhofs- und Ueberauer Straße sind 
es leid, täglich mit dem LKW- Verkehr 
belastet zu werden. Sie haben die Initi¬ 
ative ergriffen und haben gemerkt, dass 
sie nicht allein sind. 


Denn alleingelassen und nicht ernst 
genommen fühlten sich die Anlieger, 
die immer wieder mit noch ausstehen¬ 
den Daten zur Verkehrszählung ver¬ 
tröstet werden. 

Im Vorfeld der Kommunalwahl im 
März 2016 gab es eine breite Parteien¬ 
unterstützung. Nach der Wahl wurde 
es wieder ruhiger. Die Auswertung der 
Verkehrszählung wurde von Hessen 
Mobil immer weiter verschoben. 

Nach einem „Offenen Brief“ an 
den hessischen Verkehrsminister 
Tarek Al-Wazir (Grüne) kam die 
Antwort, dass Umfahrung begrün¬ 
det sein müsse, wenn es zumutbare 
Alternativstrecken gibt. Weiter hieß 
es dann: „ Die von Ihnen geforderte 
Umleitung über die B38, B26 und die 
B45 bedeutet eine Mehrbelastung 
von über 15 Kilometern bzw. ca. 20 
Minuten pro Lkw und Strecke.“ Es 


stellt sich die Frage: Sind verkürzte 
LKW-Fahrtzeiten wichtiger, als Men¬ 
schen? 

Alarmierende Zahlen kamen jetzt 
aktuell durch eine Verkehrszählung in 
Hahn. 

Dort geht man von einer Verdopp¬ 
lung des LKW-Verkehrs aus. Wenn nur 
ein geringer Teil der LKW durch Rein¬ 
heim fährt, nimmt der Durchgangsver¬ 
kehr noch weiter zu. 

Vor diesem Hintergrund sammelte 
die Initiative Unterschriften für eine 
Petition, die an Bund und Land wei¬ 
tergereicht werden soll. 

Egal wie die Antworten ausfallen: 
Die Initiative „Reinheim ohne LKW- 
Durchgangsverkehr“ hat bewiesen, 
dass sie sich nicht abwimmeln lässt. 
Renate Grieger 

Aus: „Unser Weg“, Zeitung der DKP Reinheim, 
Januar 2017 


Linke Wählergemein 
in Eschborn mit 

Im Frankfurter Speckgürtel gibt es eine Reihe von 


A us der Kommunalwahl in 
Hessen am 6. März 2016 sind 
in Eschborn einige Wahlge¬ 
winner hervorgegangen, darunter 
die Wählergemeinschaft „Die Lin¬ 
ke. Eschborn? Die Liste verfehlte 
mit 6,8 Prozent der Stimmen nur 
knapp ein drittes Mandat. Für die 
vorher bestehende Koalition aus 
CDU und Grünen kam es zum 
Super-Gau. Sie verloren sechs ih¬ 
rer vorher 20 Sitze und damit ihre 
Mehrheit. SPD, FDP, Freie Wähler 
(die nicht den Landes-Freien Wäh¬ 
lern angehören, sondern eher ba¬ 
sisdemokratisch aus einer BI ent¬ 
standen sind) und die linke Wäh¬ 
lergemeinschaft führten intensive 
Verhandlungen, die nun zu einer 
neuen Koalition, dem „Bündnis für 
Eschborn“führten. Darüber sprach 
die UZ mit Thomas Matthes, Frak¬ 
tionsvorsitzender der Wählerge¬ 
meinschaft „Die Linke.Eschborn? 

UZ: Eine Mehrheit zusammen mit SPD 
und gar FDP in einem Stadtrat zu bil¬ 
den ist ja wohl für linke Kommunalpoli¬ 
tiker schwer vorstellbar und wirft etliche 
Fragen auf Welche Besonderheiten gibt 
es in Eschborn, die eine derartige Kon¬ 
stellation zulassen? 

Thomas Matthes: Natürlich ist dieses 
Eschborner Bündnis eine Besonderheit 
in jeder Hinsicht. Nach meiner Kennt¬ 
nis dürfte es auch bundesweit das ein¬ 
zige Bündnis dieser Art mit Kommu¬ 
nisten sein. 

Folgende Besonderheiten haben wir: 

Erstens: Eschborn ist pro Kopf der 
Bevölkerung eine der, wenn nicht die 
reichste Stadt in diesem Land. Das 
hängt mit dem sogenannten Speckgür¬ 
tel um Frankfurt herum zusammen, 
ähnlich in anderen Ballungsräumen, 
und mit einem inzwischen eingedämm¬ 
ten „Gewerbesteuerkrieg“, der wech¬ 
selseitig ein Unterbieten der für die 
Höhe entscheidenden Hebesätze für 
die Gewerbesteuer beinhaltete und 
damit die Region insgesamt viel Geld 
gekostet hat. Die Situation führt aber 
dazu, dass es hier wirklich um sinnvol¬ 
len Umgang mit dem Geld und nicht 
Vermeidung sozialer Grausamkeiten 
geht. 

So besteht im neuen Bündnis volle 
Einigkeit, was die Notwendigkeit des 
Baus von Sozialwohnungen angeht. 
Niedrige Gebühren, hervorragende 
und kostengünstige Kinderbetreuung 
(die tatsächlich den ansässigen Unter¬ 
nehmen genauso dient wie den Eltern), 
vorbildliche Seniorenbetreuung und 
andere Dinge müssen aber nicht erst 
eingefordert werden. Noch ein kleines 
Beispiel. Mein Sohn Olaf ist kürzlich 
nach Essen gezogen. Als ich ihn frag¬ 
te, ob er sich schon umgemeldet habe, 
bekam ich zur Antwort: Dafür muss 
man einen Termin online vereinbaren, 
der dann sechs bis acht Wochen später 
stattündet. Bei uns geht so was einfach, 
nicht nur in solchen Fragen geht man 
ins Rathaus und klärt die Dinge direkt 
und zügig. 

Zweitens: Eschborn ist immer noch 
„Koch“ Stadt. Der frühere hessische 
Ministerpräsident ist Eschborner und 
hat insbesondere die CDU über viele 
Jahre intensiv mitgeprägt. Letztlich hat 
dies auch zur Erosion eines speziellen 
Machtgefüges beigetragen, was man¬ 
che in der CDU bis heute nicht begrei¬ 
fen wollen. 

Drittens: Ich hatte mal ein Ge¬ 
spräch mit Sonja Gottlieb aus Idar- 
Oberstein, die dort auch mit einem 
weiteren Vertreter für eine linke Wäh¬ 
lergemeinschaft in der Stadtverordne¬ 
tenversammlung sitzt. Sie sagt selber, 
ihr Kollege ist Hartz-IV-Bezieher, sie 
Künstlerin. Das erfüllt natürlich auch 
geradezu klassische Vorurteile bezüg¬ 
lich sich links einordnender Menschen. 

Bei uns ist das Besondere, dass mein 
Fraktionspartner früher Unterneh- 



Wovon andere Kommunen nur träumen: Große Ko 
Gewerbesteuer. 


mensberater war - also auch ausgewie¬ 
sener Wirtschafts- und Haushaltsfach¬ 
mann ist - und ich im Ort als Anwalt 
tätig bin. In den geradezu klassischen 
Kompetenzbereichen bürgerlicher Par¬ 
teien hat man deshalb früh gemerkt, 
dass wir rein fachlich zumindest eben- 



Thomas Matthes ist Rechtsanwalt, 
Mitglied der DKP und Fraktionsvorsit¬ 
zender der Wählergemeinschaft „Die 
Linke.Eschborn“. 

bürtig sind und deshalb auch oft die 
Finger in Wunden legen konnten, die 
man sonst leicht übersieht. Während 
zu Beginn unserer Zugehörigkeit zur 
Stadtverordnetenversammlung auch 
unser jetziger Partner FDP noch mein¬ 
te, uns mit der Bezeichnung „Kommu¬ 
nisten“ diskreditieren zu können - was 
mein Fraktionspartner von der Partei 
„Die Linke“ gut ausgehalten hat - ha¬ 
ben das längst auch die „Rechten“ in 
der CDU aufgegeben - damit holt man 
hier keinen Hund hinter dem Ofen vor. 

Natürlich macht es auch etwas aus, 
dass ich seit meinem siebten Lebens¬ 
jahr mit nur kurzer Unterbrechung hier 
lebe und auch eine gewisse Anerken¬ 
nung in bürgerlichen Kreisen genieße. 
Einen kommunistischen Juristen stellt 
man nicht im Betrieb ein, man aner¬ 
kennt aber doch, wenn er als Anwalt 
sich für Interessen anderer einsetzt. 
Dazu gibt es natürlich einen Vorlauf 
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schaft regiert 


kommunalpolitischen Besonderheiten 



nzerne und Banken mit Sitz in Eschborn bringen der Stadt beachtliche Einnahmen durch die 


aus stärkeren DKP-Zeiten. Einige we¬ 
nige ortsbekannte Kommunisten (dazu 
gehörte natürlich insbesondere auch 
Robert Steigerwald) und eine über vie¬ 
le Jahre regelmäßig erschienene Orts¬ 
zeitung mit guter kommunaler Ausrich¬ 
tung haben doch gewirkt. 

Dadurch, dass es früher eine FDP/ 
CDU-Koalition gab, die vor fast sechs 
Jahren dann von „Schwarz/Grün“ ab¬ 
gelöst wurde, und dann bei der Bür¬ 
germeisterwahl ein FDP-Vertreter ge¬ 
gen den früheren CDU-Bürgermeister 
siegte, gibt es zwischen den früheren 
Partnern ein tiefes, auch ins persön¬ 
liche gehendes Zerwürfnis. Mit frag¬ 
würdigen Kampagnen über Bild/FAZ 
und zum Teil Hessischen Rundfunk hat 
man dann versucht, den neuen Bürger¬ 
meister zu demontieren. Auch wenn 
man durchaus von ihm begangene 
Fehler ausnutzen konnte, war für uns 
klar: Der frühere CDU-Bürgermeister 
war eher ein Mann der Banken und 
Konzerne, der lieber Verhandlungen 
über Gewerbeansiedlungen geführt 
hat oder zur Spekulations-Immobili¬ 
enmesse nach Cannes gereist ist, statt 
im Rathaus präsent zu sein. In seiner 
Ära wurden in den letzten Jahren un¬ 
ter Verantwortung des inzwischen 
nicht mehr hier tätigen Bauamtslei¬ 
ters zig Beschlüsse zu Baumaßnah¬ 
men gefasst. Nach der BM-Wahl sagte 
uns eben dieser Bauamtsleiter, die Be¬ 
schlüsse könnten ohnehin erst im Lau¬ 
fe von ca. 30 Jahren umgesetzt werden. 
Es war einfach viel Show, aber nicht so 
viel dahinter. 

Unser jetziger Bürgermeister ist ein 
Mann aus dem Ort, kein großer Politi¬ 
ker, sondern einer, der im Ernstfall für 
jeden ein offenes Ohr hat. Im Grunde 
seines Herzens ist er vielleicht sowas 
wie ein Nationalkonservativer, wobei 
das national sich hier allein auf die 
Stadt bezieht, für die er rund um die 
Uhr da ist. Dass wir mit diesem in der 
Bevölkerung beliebten Mann durch 
alle Stürme hindurch immer fair und 
konstruktiv umgegangen sind, hat uns 
durchaus Anerkennung gebracht. 

UZ: Musste es denn ein festgezurrtes 
Bündnis sein? Hätte das Angebot einer 
Tolerierung nicht ausgereicht? 


Thomas Matthes: Die Frage „Duldung 
oder Bündnis“ stand natürlich. Ange¬ 
sichts des Umstands, dass ein Dreier¬ 
bündnis ohne uns von 37 Sitzen nur 19 
gehabt hätte, waren es aber gerade die 
anderen, die den sicheren Weg gehen 
wollten. Eine Rolle spielt sicher auch, 
dass wir zwar nur zwei Stadtverord¬ 
nete stellen, aber beide zu den stär¬ 
keren und fachkundigeren Rednern 
in der Stadtverordnetenversammlung 
gehören, die man natürlich einbinden 
wollte. Interessant ist, dass bis auf eine 
einzige Ausnahme - ein Mitglied der 
Partei „Die Finke“, das einer grünen 
Funktionärin eng verbunden ist und 
deshalb sicher einen persönlichen 
Interessenskonflikt aushalten muss - 
breites Einvernehmen bei all unseren 
Mitgliedern und Sympathisantinnen 
in dieser Frage bestand. Wenn die Sa¬ 
che an uns gescheitert wäre, hätte dies 
angesichts der Gesamtumstände tat¬ 
sächlich nach meiner Einschätzung zu 
einem langjährigen Stillstand führen 
können, was den Eschbornerlnnen 
kaum zu vermitteln gewesen wäre. 

UZ: Welche Bilanz kann euer „Bünd¬ 
nis für Eschborn“nun vorweisen? 

Thomas Matthes: Nachdem wir of¬ 
fiziell erst vor einigen Wochen zum 
Bündnis wurden nach mehr als halb¬ 
jährigem, oft hartem Ringen - was 
übrigens unabhängig von der Frakti¬ 
onsgröße sehr gleichberechtigt statt¬ 
fand - ist es natürlich müßig, von einer 
Bilanz zu sprechen. Wir sind uns ei¬ 
nig, dass wir konkrete liegengebliebe¬ 
ne Projekte nun zügig angehen, wozu 
beispielhaft Sozialwohnungen eben¬ 
so gehören wie ein neues Notfallzen¬ 
trum, Ausbau unseres Schwimmbads, 
Jugendzentrum und einige Verkehrs¬ 
maßnahmen. Da habe ich allerdings 
den Eindruck, dass der Bürgermeister 
mit neuem Rückenwind und auch teils 
neuem Personal gerade in den letzten 
Wochen wichtige Schritte nach vorn 
gemacht hat. 

UZ: Unstrittig ist wohl, dass in jedem 
Bündnis Kompromisse eingegangen 
werden müssen. Welchen Preis zahlt 


ihr und welche Positionen habt ihr eu¬ 
rem Partner ab gerungen? 

Thomas Matthes: Wesentlicher Pfer¬ 
defuß ist sicher, dass Entschließungen 
zu großer Politik so praktisch ausge¬ 
schlossen sind, was vorher allerdings 
auch in der Regel nicht mehrheits¬ 
fähig war, sieht man einmal von ei¬ 
ner erfreulichen Entschließung zur 
Flüchtlingspolitik gegen jegliche 
Form von Rassismus ab. Der von ei¬ 
nem eher rechtslastigen Einzelstadt¬ 
verordneten eingebrachte Antrag 
gegen CETA und TTIP wurde nicht 
behandelt. Wir haben gegen diese Ge¬ 
schäftsordnungsmaßnahme zwar na¬ 
türlich gestimmt, es aber auch nicht 
weiter ausgetragen. 

Da es kommunalpolitisch bei uns 
vorrangig darum ging, einige größere 
Projekte gemeinsam voranzutreiben, 
konnten wir uns leisten, insofern eine 
Prioritätenliste zu erstellen, bei der es 
im Kern durchaus Konsens gibt. Etwa 
beim Schwimmbadausbau hat sich 
letztlich die auch von uns schon lan¬ 
ge bevorzugte große Variante gegen¬ 
über einem schlechten alten Beschluss 
durchgesetzt. Bis auf eine überschau¬ 
bare verkehrspolitische Maßnahme, 
die mit dem Bau einer zusätzlichen 
Fahrspur auch viel Grünfläche besei¬ 
tigt, aber schon beschlossen war, gab 
es deshalb keine wirklich schwierigen 
Kompromisse. 

Einige nicht nur bei uns umstritte¬ 
ne Fragen (eine sehr teure zusätzliche 
Straßenverbindung zweier Gewerbe¬ 
gebiete, eine Bahntrasse, sogenannte 
Regionaltangente West) werden auch 
bei anderen Partnern nicht einheitlich 
oder so wie bei uns gesehen, so dass 
die Punkte bewusst in der Vereinba¬ 
rung auch so dargestellt und zurück¬ 
gestellt wurden. Bei einem entschei¬ 
denden Punkt, dem Gewerbesteuer¬ 
hebesatz, musste man aufgrund der 
kommunalen Finanzreform bereits 
bei der alten Koalition im Jahr da¬ 
vor einsehen, dass eine spürbare An¬ 
hebung nötig ist. Da haben SPD und 
Freie Wähler zwar dem Wunsch der 
FDP folgend mitgetragen, dass auch 
eine Senkung nicht ausgeschlossen 
wird. Es ist aber ausdrücklich in der 
Vereinbarung festgehalten worden, 
dass dies von der Fraktion „Die Lin- 
ke.Eschborn“ nicht mitgetragen wird. 
Und das Schöne ist, mit solchen Ein¬ 
schränkungen hatte auch niemand 
ernsthaft Probleme. 

Wie bereits gesagt, kann die 
Eschborner Entscheidung aber nur 
vor dem Hintergrund des insgesamt 
hohen Leistungsniveaus in der Stadt 
gesehen werden, das ich gerne auch 
den anderen Kommunen gönnen 
würde. Wenn etwa über Hebesätze 
bei der Grundsteuer mit Kommunal¬ 
vertretern aus anderen Orten gere¬ 
det wird, die Eigenheimbesitzer wie 
Mieterinnen trifft, halte ich mich doch 
schnell verschämt zurück, da der Satz 
anderswo ein Vielfaches von unserem 
beträgt. 

Deshalb muss man deutlich beto¬ 
nen - zu verallgemeinern ist unsere 
Lage - leider - nicht. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 



Verfassungsbeschwerde 

abgelehnt 

Kommunen in NRW müssen auch zukünftig für die 
Kosten der Inklusion aufkommen 



52 Städte und Gemeinden aus Nord¬ 
rhein-Westfalen klagten gegen das In¬ 
klusionsgesetz, weil es das Konnexitäts¬ 
prinzip verletze. Also gegen das Prinzip, 
nach dem die Musik bezahlt, wer sie be¬ 
stellt hat. Die Klage hatte die Gestalt 
einer Verfassungsbeschwerde gegen 
das 9. Schulrechtsänderungsgesetz, mit 
dem die inklusive Bildung in allgemei¬ 
nen Schulen als Regelfall im Oktober 
2013 eingeführt worden ist. Die Kom¬ 
munen scheiterten. Der NRW-Verfas¬ 
sungsgerichtshof verwarf am 10. Januar 
ihre Beschwerde. 

Sie hatten geltend zu machen ver¬ 
sucht, dass das Land die verfassungs¬ 
rechtlichen Vorgaben für einen Belas¬ 
tungsausgleich nicht beachtet habe. 
Tatsächlich bewirkt das Inklusionsge¬ 
setz einen Spareffekt im Landeshaus¬ 
halt, den die Kommunen zum Teil aus- 
gleichen müssen. Denn in dem Maße, in 
dem behinderte Schüler in allgemeinen 
Schulen unterrichtet werden, kann das 
Land auf teure Förderschulen verzich¬ 
ten. Teuer sind sie vor allem durch den 
höheren Personalaufwand mit speziell 
ausgebildeten Lehrern für Sonderpäda¬ 
gogik. Die allgemeinen Schulen müssen 
mit weniger Personal auskommen. 

Nun ist zwar das Land Arbeitgeber 
der Lehrerinnen und Lehrer, unabhän¬ 
gig von der Schulform, aber die Beschu¬ 
lung von behinderten Kindern erfordert 
weitere Maßnahmen, für die die Kom¬ 
munen als Schulträger aufkommen müs¬ 
sen. Es geht um fällige Umbauten, etwa 
Rampen für Rollstühle. Auch die Bezah¬ 
lung von Hilfskräften wird den Kom¬ 
munen überlassen. Folgerichtig hat der 
Landtag im Prinzip diese Inklusionsfol¬ 
gekosten anerkannt und ins „Gesetz zur 
Förderung kommunaler Aufwendungen 
für die schulische Inklusion“ geschrie¬ 
ben. Dieses Gesetz sieht einen Belas¬ 
tungsausgleich von 25 Millionen Euro 
und eine jährliche Inklusionspauschale 
von 10 Millionen Euro vor. 


Diese Beträge lassen indes Kosten 
unberücksichtigt, zumal solche für höhe¬ 
ren Raumbedarf auf Grund geringerer 
Klassenfrequenzen. Überhaupt schätzte 
der Städte- und Gemeindebund NRW, 
Vertretungsorgan der NRW-Kommu- 
nen, die kommunalen Inklusionskosten 
weit höher ein. Er zog die Konsequenz, 
den Streit über offene Fragen im Zu¬ 
sammenhang mit den Kosten der schuli¬ 
schen Inklusion durch den Verfassungs¬ 
gerichtshof NRW klären lassen. Die Kos¬ 
tenschätzung der Kommunen stützt sich 
auf eine Untersuchung vom Juni 2013. 
Danach würden die Investitionskosten 
allein der Stadt Essen für den Umbau 
und die Ausstattung der erforderlichen 
Klassen- und Differenzierungsräume, 
der Fach- und Therapieräume sowie für 
die Herstellung von barrierefreien Zu¬ 
gängen zu den Schulgebäuden bis zum 
Schuljahr 2019/20 auf mindestens 18 
Millionen Euro belaufen. Diese Summe 
sei als Untergrenze zu interpretieren, da 
weiterhin große Klassen mit bis zu 30 
Schülern gebildet werden können. 

Schulministerin Sylvia Löhrmann 
vertrat demgegenüber die Meinung, 
dass das 9. Schulrechtsänderungsgesetz 
den Kommunen mit der Inklusion keine 
neuen Aufgaben übertrage. Infolgedes¬ 
sen entstünden keinerlei Kosten, die das 
Land zu erstatten hätte. 

Der Verfassungsgerichtshof wich 
einer Entscheidung in der Sache aus. 
„Die Regelungen zum Ausgleich der die 
Kommunen aufgrund des 9. Schulrechts¬ 
änderungsgesetzes treffenden finanziel¬ 
len Belastungen enthalten aber nicht das 
9. Schulrechtsänderungsgesetz, sondern 
ein anderes Gesetz, das Gesetz zur För¬ 
derung kommunaler Aufwendungen für 
die schulische Inklusion (Inklusionsauf¬ 
wendungsgesetz). Dieses haben die Be¬ 
schwerdeführerinnen nicht angegriffen.“ 

Die Klage sei unzulässig, weil sie sich 
gegen das falsche Gesetz richte. 

Klaus Stein 


Verkaufsoffene 
Sonntage in Bochum 

Soziale Liste unterstützt Gewerkschaft ver.di 


Die Soziale Liste Bochum unterstützt 
die Forderung der Gewerkschaft ver. 
di, die geplanten neun verkaufsoffe¬ 
nen Sonntage abzulehnen. Die Soziale 
Liste wird auch der Beschluss Vorlage 
in der kommenden Ratssitzung nicht 
zustimmen. 

Bereits im September 2016 hat¬ 
te der Bochumer Rat aufgrund von 
fehlenden rechtlichen Voraussetzun¬ 
gen zwei sonntägliche Verkaufstage 
rückgängig machen müssen. Die Ge¬ 
werkschaft ver.di kommt nun zu dem 
Schluss, dass es allen geplanten sonn¬ 
täglichen Ladenöffnungstagen „durch¬ 
weg an den rechtlichen Voraussetzun¬ 
gen“ fehlt. Die Soziale Liste ist zudem 
der Meinung, dass mit den vorgeschla¬ 
genen neun verkaufsoffenen Sonnta¬ 
gen weder mögliche Umsatzprobleme 
von Einzelhändlern noch die fehlen¬ 
de Attraktivität von Stadtteilen ge¬ 
löst werden. „Hier wird lediglich eine 


Handlungsmöglichkeit vorgetäuscht, 
aber die Ursachen der Strukturprob¬ 
leme verdrängt“, sagt Günter Gleising, 
Ratssprecher der Sozialen Liste. 

Nachdrücklich unterstützt die Sozi¬ 
ale Liste die ver.di-Feststellung: „Das 
grundsätzliche Verbot der Sonntags¬ 
arbeit auch im Handel ist nicht vom 
Himmel gefallen, sondern das Ergeb¬ 
nis eines langen Kampfes der Arbei¬ 
terbewegung. Erst Anfang 1919, nach 
der demokratischen Revolution in 
Deutschland, konnte ein grundsätz¬ 
liches Verbot der Ladenöffnung in 
Deutschland mit der, Verordnung über 
Sonntagsruhe im Handelsgewerbe und 
in Apotheken vom 5. Februar 1919‘ 
durchgesetzt werden. Mit der Wei¬ 
marer Reichsverfassung erlangte der 
Schutz der sonntäglichen Arbeitsruhe 
Verfassungsrang. Unser Grundgesetz 
hält daran fest.“ 

-ler 
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Nichts ist schwerer und erfordert mehr Charakter, als sich 
in offenem Gegensatz zu seiner Zeit zu befinden und laut zu 
sagen: Nein! 

Kurt Tucholsky 

Herbert Mies 

geb.23. 2. 1929 gest. 14. 1.2017 

Wir sind sehr traurig. Du wirst uns fehlen. 

Deine Frau, Deine Kinder, 

Enkel und Urenkelin 


Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung findet 
am 27.1.2017 um 12.00 Uhr in der Trauerhalle des 
Friedhofs Mannheim-Sandhofen statt. 


„ Und dann gibt es noch diese besonderen Menschen, die 
immer zu einem gehören werden, ganz egal wie weit entfernt 
man gerade voneinander lebt. “ 

Herbert Mies 

Du wirst uns unendlich fehlen. Wir würden Dir gerne 
noch einmal sagen, wie lieb wir Dich haben und welche 
tiefen Spuren Du in unseren Herzen hinterlassen hast. 
All die Gedanken, Bilder und Augenblicke. Wir werden 
sie fest in unserem Herzen tragen und dich nie verges¬ 
sen. 

Alles mit Dir war wunderbar. Auf dass wir uns irgend¬ 
wann Wiedersehen. 

ln Liebe, deine Enkel 


A>cniicö 


1591 # 1685 # 1759 * 1839 

Fam. Heimes Müller 
57392 Schmal lenberg-Grafschaff 
Tel. 029 72/9 7&00 • Fax 0 29 72/9780 97 
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1591 425 Jahre 2016 

Arbeit und Familie 


Peter im Speyer war die erste Generation von vierzehn. 
Bis 1808 waren wir Leibeigene der Klostergrafschaft. 

So wohnten und arbeiteten im Hause Bäcker, Brauer, 
Brenner, Bauern, Schmiede, Holzhändler und Gastwirte. 
Männer und Frauen waren abwechselnd Hofbesitzer. 
Heute sind unsere Tätigkeitsfelder Hotel-Restaurant 
und Obstbrennerei. So bieten wir im Jubiläumsjahr ein 
monatlich wechselndes Menu an. 

Als Zugabe gibt es einen süßen Abschluss oder Kaffee aus 
Medebach oder einen Hausbrand Apfel-Birne. 

Irmgard und Hans-Georg Müller 


Restaurant: Dienstag Ruhetag 
Wir freuen uns auf Siel Gasthof-Heimes-Team 
www.gasthot-heimes.de 



,lareich steuern 


Unternehmen 


I SteuerBeratenKanzlei 
Peter Mannherz 


J FACHBERATER 

J für UntErnehm&n5Jiflchft](ge 
jH (OStVe.U) 


www.stb-mannberz.de 


BuFDi für Heideruh gesucht 

Ab 1. März 2017 ist es möglich in der Antifaschistischen 
Erholungs- und Begegnungsstätte Heideruh als Bundes- 
freiwillige*r ein Jahr in Projekten und der Küche zu 
arbeiten und auch bei uns zu wohnen. 

Bewerbungen bis 15.2.2017 an info@heideruh.de oder 
Ahornweg 45, 21244 Buchholz i.d. Nordheide 



unsere zeit 


lesen. unterstützen 
verbreiten . nutzen 


Ruhe, Erholung, Sport 
und jede Menge Natur 
das ganze Jahr über. 
FeWo im Südschwarzwald 
ca. 75m 2 ,3 Zi„ KDB, 
Terrasse, großzügig 
ausgestattet 
weitere Infos unter: 
http://todtmoos.lommes.eu/ 


Mit einem Ziel vor Augen 


Herbert Mies 

23.2. 1929-14. 1.2017 

Die DKP trauert um Herbert Mies, der im Alter von 87 Jah¬ 
ren an seinem Herzleiden gestorben ist. Mit ihm verlie¬ 
ren wir einen unbeugsamen Kommunisten, der die DKP 
über Jahrzehnte geprägt hat. 

1929 wurde Herbert in eine kommunistische Arbeiter¬ 
familie geboren und geriet schon als Jugendlicher in 
Konflikt mit der Staatsmacht, weil er sich weigerte, die 
im faschistischen Deutschland für eine Ausbildung zum 
Lehrer nötige Laufbahn als Reserveoffizier einzuschla¬ 
gen. Bevor die Adenauer-Regierung die Freie Deutsche 
Jugend (FDJ) verbieten ließ, wurde Herbert Mitglied ihres 
Zentralbüros und ab 1953 Vorsitzender der dann bereits 
verbotenen Jugendorganisation. Seit 1963 gehörte er 
dem Politbüro der ebenfalls in die Illegalität gedrängten 
Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD) an. 

Er kämpfte gegen das KPD-Verbot und für eine legale 
kommunistische Partei. Herbert gehörte zu denjenigen, 
die führend an der Neukonstituierung der DKP beteiligt 
waren. Zunächst als Stellvertretender Vorsitzender und 
dann ab 1973 bis 1989 als Vorsitzender prägte er die Po¬ 
litik der DKP. Er organisierte die Politik, mit der die DKP 
in Gewerkschaften und Friedensbewegung sowohl brei¬ 
te Bündnisse knüpfte als auch Menschen von der Not¬ 
wendigkeit des Sozialismus überzeugte. Er kämpfte um 
Frieden und Völkerverständigung und wurde weltweit in 
der kommunistischen Weltbewegung hochgeachtet. Der 
Kampf um die Anerkennung der DDR, um die Verteidi¬ 
gung der Errungenschaften in den sozialistischen Län¬ 
dern war für ihn zentraler Bestandteil kommunistischer 
Identität. 

Sein Wirken hat die Grundlage gelegt, dass die DKP als 
kommunistische Partei erhalten blieb. 

Bis zu seinem Tod blieb Herbert Mies in der DKP und der 
Mannheimer Linken aktiv, soweit es seine Gesundheit 
zuließ, im September 2016 nahm er an der zentralen 
Veranstaltung der DKP in Karlsruhe aus Anlass des 60. 
Jahrestages des schändlichen KPD-Verbots teil. Seine 
kämpferische Rede wird allen Teilnehmerinnen dieser 
Veranstaltung in guter Erinnerung bleiben. 

DKP-Mannheim 

DKP-Bezirksvorstand Baden-Württemberg 
DKP-Parteivorstand 

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung findet am 
27. Januar 2017 um 12.00 Uhr in der Trauerhalle des Friedhofs 
Mannheim-Sandhofen statt. 

Wir ehren Herbert durch einen Trauerzug und treffen uns am 
27.1. um 11.00 Uhr auf dem Platz „Am Stich" (Sandhofer Stra¬ 
ße / Domstiftstraße) in Mannheim-Sandhofen und gehen dann 
die etwa 1,2 km zum Friedhof gemeinsam. Bitte Fahnen mit¬ 
bringen. 

im Sinne von Herbert Mies bitten wir um eine Spende für die 
Arbeit der DKP auf das Konto des DKP-Parteivorstands bei der 
GLS-Bank I IBAN DE63 4306 0967 4002 4875 01. Stichwort: 
Herbert Mies 




Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Mitarbeiter - gerne 
auch Teilzeit - auf 
kleinem Biohof 


gesucht. jk 

fr 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
v_y 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Alles Gute zum Geburtstag! 

Wir gratulieren ganz herzlich zum 
runden Geburtstag im 2. Halbjahr 2016: 

Karl-Heinz Butterbach zum 70. 

Wir wünschen weiterhin alles Gute 
viel Gesundheit und Kraft! 

DKP Saarbrücken, Dudweiler und Sulzbach 


Alles Gute für 2017 

Allen Genossinnen und Genossen der DKP Saarland, al¬ 
len politischen Freundinnen und Freunden, Kolleginnen 
und Kollegen wünschen wir viel Kraft im Kampf für einen 
Politikwechsel, gegen Kaputtsparpolitik, gegen Ausländer¬ 
feindlichkeit und Einschränkung demokratischer Rechte, 
gegen Kriegspolitik. 

DKP Bezirksvorstand Saarland 


Einladung zum Jahresauftakt 

Wahlen 2017: 

Regierungswechsel, Politikwechsel nur 
durch den Stimmzettel, oder was? 

Diskussionsveranstaltung zu Wegen politischer Verände¬ 
rung angesichts von Rechtsentwicklung und neoliberaler 
Politik. Montag, 30.1.2017,18.00 Uhr, Veranstaltungs¬ 
raum NN19, Nauwieserstraße 19, Saarbrücken 

Mit: Thomas Lutze, DIE LINKE, Mitglied des Bundestags, 
Hans-Hermann Bohrer, attac Untere Saar, Artur Moses, 
DKP Saarland, Bezirksvorstand 

Linke Kräfte in Deutschland stehen zum Jahresbeginn 
2017 vor großen Herausforderungen, viele Fragen stellen 
sich neu oder in anderer Schärfe als bisher. Welche Stra¬ 
tegien gibt es, um den nach wie vor herrschenden Neoli¬ 
beralismus in Europa, in Bund und Ländern zurückzudrän¬ 
gen? Kann die Forderung nach einer Millionärssteuer im 
Landtagswahlkampf eine mobilisierende Bedeutung ha¬ 
ben? Wir laden alle Interessierten ein zum Mitdiskutieren 
und Mitnachdenken. 

Eine Veranstaltung der DKP Saarland 
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DKP-Aufkleber und 
Postkarte 

„Bundestagswahl 2017 - 
3 gute Gründe für 
die Kommunisten" 

DIN A6 - 30 Stück 
Die Aufkleber werden 
gegen Porto und Spende 
versandt, der Lieferung liegt 
ein Spendenbeleg bei. 


UZ-Dokumentation 

„Die Wohnungsfrage ist 
eine Klassenfrage" 

2. aktualisierte Auflage 
DIN A5,64 Seiten 

3, -€ 

zzgl. Porto/Verpackung 


UZ-Dokumentation 

„KPD-Verbot und 
politische Justiz" 

2. erweiterte Auflage 
DIN A5,64 Seiten 

3, -€ 

zzgl. Porto/Verpackung 


www.uzshop.de 

Tel.: 0201 17788923 fax: -28 




1. Frieden 

2. Arbeit 

3. Solidarität! 
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Ende des Kalten Krieges? 

„Panzer gegen Russenhacker“ 

UZ y. 13.1„ S.6 

Auch Ihr sprecht von „seit den Kalte- 
Kriegs-Zeiten einzigartige - militäri¬ 
sche Drohkulisse“. Wann hat denn ei¬ 
gentlich der Kalte Krieg aufgehört? Da 
kann doch nur der Zeitpunkt des Ver¬ 
schwindens der Sowjetunion gemeint 
sein. Ist seitdem kein solcher Krieg 
mehr geführt und sogar an vielen Stel¬ 
len in der Welt in einen heißen überge¬ 
führt worden? Warum wird dann von 
seinem Ende gesprochen? Das unter¬ 
stellt außerdem, dass die SU genauso 
den Kalten Krieg führte wie die USA. 
Angefangen haben England und die 
USA (siehe Churchill Fulton 1947). Was 
blieb der SU übrig, als entsprechend zu 
reagieren? Und wieso ist diese (jetzige) 
„militärische Drohkulisse“ einzigartig? 
Die hat es seit der Hiroshima-Bombe, 
die eigentlich als Drohung gegen die 
SU gedacht war, immer gegeben. Jetzt 
eben gegen Russland. Und die Kriege 
gegen alle Länder, die sich nicht den 
Weltherrschaftsplänen der USA un¬ 
terordnen wollten, waren auch immer 
militärische Drohkulisse gegen Russ¬ 
land. Militärische Einkreisungspolitik, 
die in hohem Maß gelungen ist (Polen, 
Ukraine, Georgien,Baltikum usw) und 
die Kriegsgefahr in Europa verschärf¬ 
te. Putin ist zu danken, dass er nicht 
Gleiches mit Gleichem vergilt, obwohl 
das nach zwei Flugzeugabschüssen und 
dem Rauswurf der russischen Diploma¬ 
ten sehr schwer gefallen sein dürfte. 

„Seit dem Ende des Kalten Krieges“ 
verdient es absolut nicht, ein feststehen¬ 
der politischer Standpunkt zu werden 
zu werden. Er verbiegt die Wirklichkeit 
und leugnet die Gefahr. 

Gerhard Naumann , per E-Mail 

Zwischen Pest und Cholera 

„Riexingers Dritter Plan“, 

UZ y. 6.1., S. 5 

Die Wahl zwischen Euro oder nationa¬ 
ler Währung ist für die Arbeiterklasse 


eine Wahl zwischen Pest und Cholera. 
Es ist richtig, dass das Bündnis imperi¬ 
alistischer Staaten EU nicht reformiert 
werden kann und der Nationalstaat 
die organisierte Form der Bourgeoi¬ 
sie ist und bleibt und damit der Rah¬ 
men des Klassenkampfs. Alle Thesen 
vom „transnationalen“ Kapital sind 
falsch und nicht belegbar. Ein Austritt 
aus der EU kann auch im Interesse der 
Bourgeoise eines Landes sein, wenn sie 
sich davon bessere Chancen im Wett¬ 
bewerb verspricht. Die Einführung und 
Abwertung einer nationalen Währung 
ist aber nicht zu Gunsten der Arbeiter¬ 
klasse, wie der Artikel behauptet. Die 
Löhne werden sehr wohl entwertet und 
viele Produkte teurer. Die These, drin 
bleiben ist besser fürs Kapital, rausge¬ 
hen besser für die Arbeiterklasse, ist 
schematisch und falsch und kann zu 
falschen Bündnisvorstellungen mit ei¬ 
ner angeblich „nationalen Bourgeoisie“ 
führen. Es ist weder eine Perspektive, 
am Rockzipfel der Kapitale zu hängen, 
die lieber in der EU verbleiben, noch an 
den Rockzipfeln derjenigen, die lieber 
raus wollen. Die Arbeiterklasse wird für 
den Austritt aus EU und NATO als Teil 
des Kampfs für den Sozialismus kämp¬ 
fen, nicht aber zur besseren Verwertung 
des Kapitals - das geht immer auf ihre 
Kosten, egal bei welcher Währung. 

Philipp Kissel, Frankfurt 

Sortierung nach Farbe 

„Nicht unsere Sicherheit...“, Kolumne 
von W. Richter, UZ v. 13.1. 

Hinzuzufügen wäre noch die Sortierung 
durch die Polizei nach verdächtigen 
Merkmalen wie Haarfarbe und Haut¬ 
farbe - die Dunkelhaarigen mit dunk¬ 
ler Haut nach links, die Blonden nach 
rechts. Irgendwelche Anhaltspunkte 
muss die Polizei ja schließlich haben, 
schreibt die bürgerliche Presse. Das al¬ 
les seien Fakten und habe nichts mit 
Rassismus zu tun. Oder ist es neben der 
Klassenfrage auch eine Rassenfrage? 

Walter Hilbig, Essen 


Köln wie in Sachsen 

„Racial Profiling“ und „Versagt?“, 

UZ, 6.1., S.4 

Während Linke und die sozialen Netz¬ 
werke sich über die Abkürzung „Nafri“ 
aufregen, geht das eigentlich Wichtige 
unter: Die Grundhaltung der Polizei ge¬ 
genüber Nichtdeutschen! „Racial Profi¬ 
ling“ passt in die Denk- und Wahrneh¬ 
mungsgewohnheiten vieler Polizisten, 
ebenso wie es eine große Schnittmen¬ 
ge zur Politik von AfD und NPD gibt. 
Und wenn das in Köln vor der Silves¬ 
ternacht 2016 noch liberaler war, hat 
spätestens die öffentliche Hetzjagd ge¬ 
gen die Kölner Polizei und den NRW- 
Innenminister Jäger (und an dieser Het¬ 
ze war auch Alice Schwarzer aktiv be¬ 
teiligt) dafür gesorgt, dass die Kölner 
Polizei in vorauseilendem Gehorsam 
so rassistisch handelt wie die Kollegen 
in Sachsen - und selbst wenn man dort 
nicht mehr von „Nafri“ spricht, sondern 
von nordafrikanischen Männern, bleibt 
die Botschaft die gleiche. Die UZ soll¬ 
te sich also nicht über die Abkürzung 
aufregen. 

Zu Amri muss ich die Behörden in 
NRW in Schutz nehmen: Die haben 
nicht wie beim NSU weggeschaut. 
Dort waren ja Verfassungsschützer ak¬ 
tive Komplizen des Trios und haben 
sich sogar der Strafvereitelung schul¬ 
dig gemacht. Wenn wir keine lückenlo¬ 
se Überwachung wollen, haben die Be¬ 
hörden im Falle Amris alles getan. Und 
jeder, der Böses tun will, hat den Vor¬ 
teil der Aktion: Er entscheidet, wann 
er was wie anstellt. Das ist ein Grund¬ 
gesetz. Die Behörden können hier nur 
reagieren. 

Michael Stiels-Glenn, per E-Mail 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten möglichst nicht¬ 
länger als i 8oo Zeichen (inkl. Leerzeichen) 
sein. Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Gedenkfeier für Otto Grüneberg 

ln Berlin wird an die Ermordung des jungen Kommunisten erinnert 


In Berlin erinnern Antifa¬ 
schisten an Otto Grüneberg, 
der als junger Kommunist 
1931 vom SA-Sturm 33 auf 
offener Straße in Charlot¬ 
tenburg erschossen wurde. 
An dem Trauerzug, auf den 
es zu tätlichen Auseinander¬ 
setzungen mit der Polizei 
kam, nahmen 60 000 Berli¬ 
nerinnen und Berliner teil, 
unter ihnen auch der KPD- 
Vorsitzende Ernst Thäl¬ 
mann. Seine Mörder beka¬ 
men fünf Jahre Haft, wurden 
aber schon nach zehn Mona¬ 
te entlassen. 



Die Veranstaltung findet 
statt am Sonntag, dem 5. Fe¬ 
bruar um 11.00 Uhr vor dem 
Lokal „Kastanie“, Schloß¬ 
straße 22, in Berlin-Charlot¬ 
tenburg. 

Vorgesehen ist ein 
Grußwort der BVV-Vor¬ 
steherin Annegret Hansen 
(SPD), Redebeiträge von 
Arnold Schölzel (DKP Ber¬ 
lin), Niklas Schenker (Par¬ 
tei „Die Linke“) und Lisa 
Paus, MdB (B90/Die Grü¬ 
nen). Für die musikalische 
Begleitung sorgen die „Le- 
vetzow Girls“. 


Termine 


FR ★ 20. JAN 


Oldenburg: „Zur Rechtsentwicklung in 
Lateinamerika“. Diskussionsveranstaltung 
der DKP mit Günter Pohl, Vorsitzender der 
Internationalen Kommission der DKP Bei 
Beppo, Auguststraße 57,20.00 Uhr. 


SA ★ 21. JAN 


Hannover: Jahresauftakt der DKP Hanno¬ 
ver. Mit Essen, Trinken und Musik wird das 
Neue Jahr willkommen geheißen und der 
Bundestagswahlkampf eröffnet. DKP-Büro, 
Göttinger Straße 58,18.00 Uhr. 

Emden: Infostand der DKP mit UZ-Verkauf 
und Unterschriftensammlung zur Bundes¬ 
tagswahl. Westeremstonne, 10.00 Uhr bis 
14.00 Uhr. 


MO ★ 23. JAN 


Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Dort¬ 
mund-Süd bei Werner, Gildenstraße 20, 
19.00 Uhr. 


Dl 24. ★ JAN 


Emden: Informations- und Diskussionsver¬ 
anstaltung der DKP zum Thema Zentralkli¬ 
nik Ostfriesland. Pelzerhaus, 19.30 Uhr. 


Ml ★ 25. JAN 


Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP mit Rückblick auf das LLL-Wochen- 
ende und Diskussion zur Bundestagswahl. 
LinksTreff Georg-Fröba, Landgraf-Philipps- 
Anlage 32,19.00 Uhr. 

Dortmund: Friedensaktion an der Katha¬ 
rinentreppe, gegenüber Hauptbahnhof, 
16.00 Uhr. 


DO ★ 26. JAN 


Rostock: Mitgliederversammlung der DKP. 
Cafe Marat, Doberaner Straße 21,19.30 Uhr. 

Gießen: Mitgliederversammlung der DKP. 
Büro der Partei „Die Linke“, Marktplatz 2, 
19.00 Uhr. 


FR ★ 27. JAN 


Düren: „45 Jahre nach dem .Radikalen¬ 
erlass’“, Rückblick und Diskussion mit Dr. 
Rutger Booß (Berufsverbot 1972, damals 
Referendar am Gymnasium am Wirteltor), 
Dr. Raimund Teismann (Berufsverbot 1977) 
und Peter Erken (Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft Düren). KOMM, August- 
Klotz-Straße 21,19.00 Uhr. 

Dortmund: Tag des Gedenkens an die Op¬ 
fer des Faschismus. VVN/BdA und Bündnis 
Dortmund gegen Rechts laden ein. Treff 
Hainallee/Eintrachtstraßel 5.30 Uhr, an¬ 
schließend am Denkmal für die Sinti und 
Roma 16.30 Uhr. 

Stuttgart: „Adios Comandante - Fidel 
Castro und die kubanische Revolution“. 
Diskussionsveranstaltung mit Theodor 
Bergmann, Wolfgang Gehrcke und Richard 
Pitterle über das Werk Fidel Castros sowie 
die Errungenschaften und Perspektiven der 
kubanischen Revolution. Waldheim Gais- 
burg, 20.00 Uhr, Eintritt frei. 


Freiburg: „Streben Sie den Sozialismus 
an? - Berufsverbote damals und heute.“ 
Veranstaltung der Roten Hilfe Freiburg zu 
den Berufsverboten. Die Betroffenen Wer¬ 
ner Siebler und Kerem Schamberger be¬ 
richten von ihren Erfahrungen. Uni Freiburg, 
HS 1009,18.00 Uhr. 


SA ★ 28. JAN 


Düsseldorf: „Welche Alternative zum Euro 
und zur neoliberalen EU brauchen wir?“ 
Tagung der Antikapitalistischen Linken 
NRW mit Janine Wissler (Partei „Die Lin¬ 
ke“), Franziska Lindner (SDS), Peter Wahl 
(WEED), Alexis Passadakis (attac), Pana- 
giotis Sotiris (LAE — Volkseinheit, Griechen¬ 
land), Costas Lapavitsas (ehemals SYRIZA), 
Frank Futselaar (Sozialistische Partei der 
Niederlande), Sergio Cesaratto (Universität 
Siena), Paul Steinhardt (Makroskop) u.a. 
Bürgerhaus im Stadtteilzentrum Bilk, Bach- 
straße 145,11.00 Uhr bis 20.00 Uhr. 

Dortmund: Jahresauftakt der DKP Dort¬ 
mund. Z, Oesterholzstraße 27, 15.00 Uhr 
bis 18.00 Uhr._ 

Wuppertal: Öffentliche Jahresmitglieder¬ 
versammlung der Marx-Engels-Stiftung, 
anschließend Konferenz aus Anlass des 
bevorstehenden 100. Jahrestags des Ro¬ 
ten Oktober. Es referieren Dr. Gert Meyer 
zu „Basisbewegungen des revolutionären 
Russlands“ und Raimund Ernst zum The¬ 
ma „Hundert Jahre Oktoberrevolution. Was 
bleibt? Woran erinnern?“. Alte Feuerwache, 
Gathe 6. JMV 10.30 Uhr, Konferenz 14.30 
Uhr. 


Ml ★ 1.FEB 


Schwerin: Mitgliederversammlung der 
DKP Buntes Q, Lückerstraße 180, 19.00 
Uhr. 


DO ★ 9. FEB 


Rostock: Roter Stammtisch der DKP. Cafe 
Marat, Doberaner Straße 21,19.30 Uhr. 


Dl ★ 14.FEB 


Recklinghausen: Treffen der DKP Laden¬ 
lokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18,45127 Essen. 


Branchentreffen 

Gesundheitswesen 

Das nächste Branchentreffen Ge¬ 
sundheitswesen des Arbeitskreises 
„Betrieb und Gewerkschaft“ beim 
Parteivorstand der DKP findet statt 
am Samstag, 25 . Februar 2017 ab 
11.15 Uhr. Ort: Hoffnungstraße 18 , 
45 127 Essen 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Goethe und die Flüchtlinge 

Ein Blick in die (Medien-)Welt der vergangenen Woche 


Meiner Fernsehzeitung ist heute eine 
16-seitige Hochglanz-Broschüre bei¬ 
gelegt. Herausgeber von „Deutsch¬ 
land aktuell“ ist die Bundesregierung. 
Auf Seite 3 erklärt uns Frau Merkel - 
sonst taucht kein Regierungsmitglied 
auf dass sie eine Strategie habe und 
im Zweifel von Erfolg zu Erfolg eilt. 
Auf dem vorangestellten Bild lächelt 
sie und zeigt die Raute - auch das von 
unserem Steuergeld. Der Rest der Bro¬ 
schüre ist - nein, nicht Schweigen son¬ 
dern gezielte Nichtinformation, wie 
meist bei Werbung. 

Wie oft sollen wir eigentlich dafür 
zahlen, „dass es gar keine Wahl gibt 
bei diesen Wahlen“ (Franz Josef De¬ 
genhardt). 

★ 

Ein gewesener Polizist zitiert aus Goe¬ 
thes Bildungsroman Wilhelm Meisters 
Wanderjahre: „Wer sich den Gesetzen 
nicht fügen lernt, muss die Gegend ver¬ 
lassen, wo sie gelten.“ 

Wir befinden uns in der wdr2-Are¬ 
na, einer Diskussionssendung. Geredet 
wird über, na? - Richtig: Flüchtlinge 
und innere Sicherheit. Zu Gast bei Mo¬ 
derator Brocker sind zwei Mitglieder 
des Innenausschusses des Deutschen 
Bundestages, Ulla Jelpke für die Lin¬ 
ke und Thorsten Hoffmann, CDU. Das 
obige Zitat kommt per Telefon von ei¬ 
nem Zuhörer. Frau Jelpke schlägt sich 
hervorragend. 

Goethe selbst wies Leser des Wer¬ 
kes an, „dass jeder sich zueigne, was 
ihm gemäß ist“. Kostprobe: „Wer lebt, 
muss auf Wechsel gefasst sein.“ „Gut 
Ding will Weile haben.“ „Der Helden 
Söhne werden Taugenichtse.“ Wilhelm 
Meister wimmelt von solchen Allge¬ 
meinplätzen. Wer also dort suchet, wird 
finden. 

Unser gewesener Polizist muss¬ 
te trotzdem aus dem Zusammenhang 
reißen. Wer sich da unter Umständen 
nicht fügt, das sind keine Flüchtlinge, 
sondern Zöglinge einer Bildungsan¬ 
stalt, die im Falle eines Falles nicht in 
unsichere Herkunftsländer, sondern in 
die Obhut ihrer Eltern zurückgeschickt 
werden. 


Was Goethe zur heutigen Situation 
gesagt hätte? Gott weiß es. Zur Bedeu¬ 
tung des Asyls musste er nur nach Jena 
blicken. Dort konnte Freund Schil¬ 
ler nur frei dichten, nachdem er dem 
württembergischen Despoten entflo¬ 
hen war. Goethes Haltung zum Islam? 
Einfach mal in den „West-östlichen Di¬ 
wan“ schauen, liebe Polizisten. Das er¬ 
zählerische Ich ist Muslim, Hilfe! 

★ 

Wenn in den nächsten Tagen das Licht 
flackert oder der Strom auch mal ganz 
wegbleibt, könnte das daran liegen, 
dass in Frankreich seit Dezember zehn 
Atomkraftwerke wegen Sicherheits¬ 
mängeln heruntergefahren wurden - 
bleiben 48 in Betrieb. Trotzdem im¬ 
portiert Frankreich Strom - vor allem 
von deutschen Strombetreibern. Die 
Lage droht angesichts der Kältewelle 
so dramatisch zu werden, dass größere 
Haushaltsgeräte nicht mehr betrieben 
werden sollen, dass Betriebe die Pro¬ 
duktion herunterfahren müssten und 
schlussendlich ganze Regionen zeit¬ 
weise im Dunkeln sitzen. 

Dieser Kapitalismus wird immer ef¬ 
fizienter, allerdings nur bei der Annä¬ 
herung an die Barbarei. 

★ 

Nach Donald Trumps Interview mit 
der London Times und BLÖD, erlie¬ 
gen wieder viele Kommentatoren der 
Versuchung, sich an Trumps offensicht¬ 
licher Gestörtheit abzuarbeiten. Die ist 
aber (fast) völlig unerheblich. 

Wir erleben die Übernahme der 
Macht durch den Rechtspopulismus 
im mächtigsten Staat der Erde. Das 
ist eine sehr ernste Sache. Die Herr¬ 
schenden in den USA stellen die Re¬ 
gierungsmaschine um auf Wirtschafts¬ 
krieg, militärische Abenteuer bis zum 
Atomwaffeneinsatz, Verschärfung der 
Repression im Inneren, weitere Aus¬ 
höhlung des nationalen und internati¬ 
onalen Rechts etc. Ob mit oder ohne 
Donald Trump. Der Mann ist für das 
US-Kapital zur Not entbehrlich. Die 
Politik, die er vertritt, nicht. 

Adi Reiher 


Traueranzeige für Herbert Mies 

Bitte an die Unterzeichnerinnen 

Wir verlieren mit Herbert Mies einen unbeugsamen Kommunisten, der unse¬ 
re Partei wie kaum ein anderer geprägt hat. Er wird uns fehlen. Wer das auch 
so sieht, ist herzlich eingeladen,eineTraueranzeige mit zu unterzeichnen,die 
vom Parteivorstand der DKP initiiert wurde und die in der UZ, in junge Welt 
und im ND in der nächsten Woche geschaltet werden soll. 

Wir bitten alle Unterzeichnerinnen und Unterzeichner dieser Anzeige, einen 
Betrag von 20 bis 30 Euro bis zum 23 . Januar 2017 auf das Konto des DKP- 
Parteivorstands bei der GLS-Bank zu überweisen. 

IBAN: DE 63 4306 0967 4002 4875 01 

Bitte Namen und Verwendungszweck „Herbert Mies“ angeben. 


Fußball-Winterpause 

Fangt einfach wieder an! 



E s gibt unsinnige Erfindungen - 
wie den Scheibenwischernach- 
schneider oder die Augentropfen- 
Zielbrille - und ganz unsinnige Erfin¬ 
dungen. Zu letzteren gehört neben der 
Erfindung des Karneval mit Sicherheit 
die Winterpause der Bundesliga. Wer 
braucht so etwas? Und wie überlebt 
man sie? 

Schaltet man voller Ballfreude die 
Glotze an, erscheint in diesen Tagen 
... „Wintersport“. Menschen, die in 
einem sogenannten „Bob“ einen Eis¬ 
kanal runterfallen mit der vollen Ab¬ 
sicht, unten 0,000671 Nanosekunden 
vor den nachfolgenden Wahnsinnigen 
einzutreffen. Spannend. Fast noch in¬ 
teressanter augenscheinlich Irre oder/ 
und Betrunkene, die sich Bretter unter 
die Spargelbeine heften, um dann da¬ 
mit von einer „Schanze“ 8 000 Meter 
ins Nichts zu fliegen. Wenn sie hinfal¬ 
len, sieht es ganz lustig aus, zugegeben, 
aber sonst?! Warum da unten Tausen¬ 


de stehen und mit Fahnen schwenken, 
bleibt mir ein Rätsel. 

Schön stupide auch Eisschnelllauf, 
am besten der über 5 000 Meter, da¬ 
gegen ist Schäfchen zählen vorm Ein¬ 
schlafen reinstes Aufputschmittel. Und 
Curling... also diese Typen mit den Be¬ 
sen, die sich benehmen wie Hausmän¬ 
ner auf Speed und auf dem Eis irgend 
etwas wegfegen, was vorher gar nicht 
da war, damit ein Werfer gaaaaanz 
langsam einen sogenannten „Stein“ 
platzieren kann? Make my day. Das 
kann nicht wirklich ernst gemeint sein. 

Ernst ist Fussball und Fussball ist 
ernst. Oder wie Lukas Podolski mal so 
schön formulierte: „Es überwiegt ei¬ 
gentlich beides.“ 

Richtig. Und weil das so ist, warten 
wir sehnsüchtig auf die Wiederaufnah¬ 
me des Spielbetriebes, wie es so hübsch 
heißt. Auf Tore, Flanken, Stars und 
Sternchen, obskure Schiedsrichterleis¬ 
tungen und mannhafte Erklärungsver¬ 


suche erfolgloser Trainer. Und basteln 
schon mal die Stecktabelle bis zum letz¬ 
ten Spiel vor, errechnen Chancen und 
beten auf Genesung derer, die in der 
Vorbereitung umknickten beim Ver¬ 
such, das Runde ins Eckige zu bekom¬ 
men oder auch nur den Döner durch 
die Hoteleingangstür. 

Und wir tippen natürlich den Sai¬ 
sonabschluss vor, weil wir sonst nichts 
zu tun haben und es draußen dunkel 
ist und Katzen und Hunde und Schan¬ 
zenspringer regnet. Ich so: 1. Platz: Die 
Bauern aus München. 2.: Die Schwarz¬ 
gelben ausm Pott, ich glaube noch dran. 
3.: Hoffenheim, leider, die sind gut. 4.: 
RB „Ekelbrause“ Leipzig. 5.: Hertha. 
Oder vielleicht auch ganz anders. Ist 
auch egal. Fangt einfach wieder an. 
Weil: „Ja gut, es gibt nur eine Möglich¬ 
keit: Sieg, Unentschieden oder Nieder¬ 
lage!“ (Franz Beckenbauer) 

Eben. 

Karl Rehnagel 


Wir kandidieren! 

DKP Ruhr-Westfalen nutzt Newsletter im Landtagswahlkampf 

Das Wahlkampfteam der DKP Ruhr-Westfalen hat beschlossen, den Wahlkampf mit einem elektronischen News¬ 
letter zu begleiten. Er soll 14 -tägig erscheinen und kann angefordert werden bei vorstand@dkp-ruhr-westfolen.de. 
Die erste Ausgabe vom 12 . Januar stellen wir im Folgenden vor. 
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Der rote Kanal 


Armes reiches Deutschland - 
Rentner in Not 

Bei vielen langt die Rente hinten und 
vorne nicht, eine halbe Million Rent- 
nerinnen und Rentner krebsen mit 
der „Grundsicherung“. Der ZDF-Film 
zeigt systemkonforme Auswege: Den 
Rest von Würde und Arbeitskraft un¬ 
ter Wert verkloppen, wie schon ein Le¬ 
ben lang gehabt. Tafeln, Kleiderkam¬ 
mern oder Kannibalismus bieten auch 
keine nachhaltige Lösung. Was tun? 
So, 22.1., 18.00 Uhr, ZDF 

Population Boom 

Es gibt einfach zu viele Menschen auf 
der Welt. So schlau war schon Anfang 
des 19. Jahrhunderts der englische 
Pfaffe Thomas Malthus und empfahl 
als Korrektiv Krankheiten und Elend 
mit Todesfolge. In abgewandelter 
Form sind die Theorien des Schreib¬ 
tischtäters immer noch im Schwang. 
Die Doku verspricht zu hinterfragen, 
wer heute ein Interesse an der These 
von der Überbevölkerung hat. 

Mo, 23.1., 22.25 Uhr, 3SAT 


Die Befreiung der Lager 

Arte-Themenabend aus Anlass des 
Holocaust-Gedenktages am 27. Januar, 
dem Datum der Befreiung der Überle¬ 
benden von Auschwitz durch die Sow¬ 
jetarmee. 20.15: nicht Rache, sondern 
Gerechtigkeit - Das Leben der Klars¬ 
felds. 21.15: Stille Retter, Doku - 23.00: 
Tödliche Rache - 23.55: Night will fall; 
die Doku basiert auf Material, das bei 
der Befreiung der Lager von Kamera¬ 
teams der Alliierten hergestellt wurde. 
Di, 24.1., 20.15-1.10 Uhr 

Strahlendes Erbe , teuer bezahlt 

Die „story“-Macher rechnen vor, 
was der Rückbau der AK Ws und der 
strahlende Müll noch kosten wird. 
Nämlich den Staat der Konzerne und 
damit uns alle, was wiederum strah¬ 
lende Mienen in den oberen Etagen 
der für den Energiebetrug („billiger 
Atomstrom“) verantwortlichen Ener¬ 
giekonzerne verursacht. 

Mi, 25. Januar, 22.10 Uhr, WDR 


—> Wir kandidieren! 

Die DKP kandidiert mit einer Landesliste zu den Landtagswahlen am 14. Mai 2017. Zuletzt haben wir an den Landtags wählen 
im Jahr 1994 teilgenommen. Damit ist die Liste der DKP in NRW flächendeckend wählbar. Zusätzlich hat die DKP in Bottrop, 
Essen, Gelsenkirchen, Gladbeck, im Kreis Recklinghausen und in Münster Direktkandidaten gewählt. Nun geht es darum, die 
Kandidaturen mit Unterstützungsunterschriften abzusichern: Insgesamt 1 000 müssen für die Landesliste gesammelt werden, für 
jeden Direktkandidaten sind 100 Unterschriften erforderlich. Ein Vordruck für die Landesliste ist im Anhang dieses newsletters. 

—> Wahlkampfmaterial 

Unser Sofortprogramm liegt vor und kann sofort beim Bezirk angefordert oder abgeholt werden. Die Kreise und Gruppen der 
DKP in Ruhr-Westfalen erhalten dieses Programm kostenlos. Eine Plakatserie wird z. Z. vorbereitet. Insgesamt wird der Bezirk 
vier verschiedene Plakatmotive anbieten. Sie erscheinen im Format DIN-A1 und werden als Hohlkammerplakate ausgeliefert. 
D. h„ sie sind auf speziellem Kunststoff gedruckt, so dass sie nicht wie in der Vergangenheit auf Plakatträger geklebt werden 
müssen. Wir stellen die Motive im nächsten newsletter vor. Außerdem soll als Massenmaterial ein UZ-Extra erarbeitet werden. 

—> Unser Wahlkampfteam 

Der Bezirk Ruhr-Westfalen hat ein Wahlkampfteam gebildet, das den Wahlkampf koordinieren soll. Dieses Team soll u. a. 
die zentralen Öffentlichkeitsmaterialien erarbeiten und auch diesen newsletter zur Wahl herausgeben. Dem Wahlkampf¬ 
team gehören neben Marion und Michael noch weitere Genossinnen und Genossen aus Gladbeck, Duisburg, Dortmund, 
Gelsenkirchen, Münster, Essen und Recklinghausen an. 

—> Unser newsletter ... 

... soll ab sofort regelmäßig etwa alle zwei Wochen erscheinen. Er soll Informationen und Erfahrungen des Wahlkampfes in 
unserem Bezirk vermitteln. Wir bitten herzlich, uns eure Termine, Ideen, Erfahrungen, Wünsche etc zuzuschicken, damit sie in 
diesem newsletter, aber ggf. auch in der UZ veröffentlicht werden können. Bitte per e-mail an werner.sarbok@unsere-zeit.de. 

Das Wahlkampfteam der DKP Ruhr-Westfalen 







